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05.060 StGB und MStG. Korrekturen ani Sanktions- und Strafregisterrecht 

Botschaft vom 29. Juni 2005 zur Änderung des Strafgesetzbuches in der Fassung vom 13. Dezember 2002 
und des Militärstrafgesetzes in der Fassung vom 21. März 2003 (BBI 2005 4698) 

Ausgangslage 

Die eidgenössischen Räte verabschiedeten am 13. Dezember 2002 eine umfassende Änderung des 
Allgemeinen Teils des Strafgesetzbuches und am 21. März 2003 die weitgehend analoge Änderung des 
Militärstrafgesetzes. Der Bundesrat setzte die Änderungen bisher hauptsächlich aus Rücksicht auf die 
notwendigen Vorbereitungen der Kantone nicht in Kraft. 
Im Nachhinein wurde vor allem aus Kreisen von Strafverfolgungs- und Strafvollzugspraktikern Kritik an 
einigen Bestimmungen des revidierten Strafgesetzbuches laut, und es wurden entsprechende Änderungen 
gefordert. Der Vorsteher des Eidgenössischen Justiz- und Polizeidepartements (EJPD) veranlasste die 
nähere Prüfung dieser Anliegen. 
Dies führte zur vorliegenden Gesetzesvorlage. Mit ihr wird die Änderung einiger Regelungen des revidierten 
Strafgesetzbuches und, soweit analoge Bestimmungen betroffen sind, des revidierten Militärstrafgesetzes 
vorgeschlagen. Das neue Straf- und Massnahmensystem bleibt im Wesentlichen unverändert. Die 
vorgeschlagenen Korrekturen lassen sich in zwei Pakete aufteilen: 
Ein Paket umfasst punktuelle Änderungen im Bereich der Strafen (Art. 42 Abs. 4 nStGB), des Straf- und 
Massnahmenvollzugs (Art. 90 und 91 nStGB) sowie des Strafregisterrechts (Art. 369 Abs. 4 und 6 sowie Ziff. 
3 Übergangsbestimmungen). Im andern Paket werden schwerer wiegende Korrekturen an den Regelungen 
über die Massnahmen, insbesondere bei der neuen Form der Verwahrung, vorgeschlagen. Im Vordergrund 
stehen hier die Erweiterung des Anlasstatenkatalogs (Art. 64 Abs. 1 nStGB) und die neue Bestimmung über 
die nachträgliche Verwahrung (Art. 65 nStGB). 

Verhandlungen 

14.12.2005 
15.03.2006 
22.03.2006 
24.03.2006 
24.03.2006 

SR 
NR 
SR 
SR 
NR 

Beschluss abweichend vom Entwurf des Bundesrates. 
Abweichend. 
Zustimmung. 
Das Bundesgesetz wird in der Schlussabstimmung angenommen. (34:9) 
Das Bundesgesetz wird in der Schlussabstimmung angenommen. (129:64) 

Im Ständerat erläuterte Kommissionspräsident Rolf Schweiger (RL, ZG) die Vorlage. Diese sei nötig 
geworden, weil sich bei den Umsetzungsarbeiten nach der Verabschiedung der Revision des Allgemeinen 
Teils des Strafgesetzbuches Mängel gezeigt hätten. Die Vorlage habe nichts zu tun mit der" Verwahrungs­
Initiative und sollte möglichst rasch behandelt werden, damit die gesamte Revision des Allgemeinen Teils des 
Strafgesetzbuches auf den 1. Januar 2007 in Kraft gesetzt werden könne. Bundesrat Christoph Blocher 
betonte, dass das verabschiedete Gesetz schwere Mängel aufweise, welche für die öffentliche Sicherheit des 
Landes gravierend seien. Eintreten war nicht bestritten. In der Detailberatung führte vor allem der neu 
vorgeschlagene Artikel 65 Absatz 2 zu Diskussionen: ,,Ergibt sich bei einem Verurteilten während des 
Vollzuges einer Freiheitsstrafe aufgrund neuer Tatsachen oder Beweismittel, dass die Voraussetzungen für 
die Verwahrung gegeben sind und im Zeitpunkt der Verurteilung bereits bestanden haben, ohne dass das 
Gericht davon Kenntnis haben konnte, so kann das Gericht Verwahrung nachträglich anordnen." Eine 
Minderheit kritisierte diesen Vorschlag und lehnte ihn ab, unterlag aber mit 21 zu 11 Stimmen. In der 
Gesamtabstimmung wurde die Vorlage mit 23 zu 9 Stimmen angenommen. 
Im Nationalrat stellte Marianne Huguenin (-, VD) einen Ordnungsantrag. Sie verlangte, dass das Geschäft 
von der Traktandenliste gestrichen wird, damit es später zusammen mit dem Geschäft (05.081) behandelt 
werden kann, das die Ausführungsbestimmungen zur angenommenen Verwahrungs-Initiative enthält. Der 
Antrag wurde mit 118 zu 18 Stimmen abgelehnt. In der Detailberatung lehnte eine bürgerliche Mehrheit 
mehrere Minderheitsanträge von linker Seite ab. Im Zentrum der Diskussion stand wie im Ständerat Artikel 65 
Absatz 2. Andrea Hämmerle (S, GR) beantragte namens einer Minderheit Streichung. Die Möglichkeit einer 
nachträglichen Verwahrung verletze wichtige rechtsstaatliche Grundsätze und widerspreche der 
Europäischen Menschenrechtskonvention. Der Antrag wurde mit 107 zu 56 Stimmen abgelehnt. In der 
Gesamtabstimmung lautete das Resultat 102 zu 63. 
Der Standerat stimmte den zwei kleinen Differenzen, die verblieben waren, zu. 
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Brändli Christoffel (V, GR): Ich habe eine Frage. Der Präsi­
dent hat die Verfahrenssicherheit betont und gesagt, es 
gebe eine Beschwerdemöglichkeit gegen das Verfahren. 
Wenn eine Begründung fehlt, dann ist das eine Verfahrens­
frage. Kann man auch materiell gegen die Begründung an 
und für sich Beschwerde führen, wenn die Begründung 
schlecht ist? Ich hätte gerne, wenn man diese Frage noch 
beantwortet. Kann man also nur gegen das Verfahren Be­
schwerde führen - das haben Sie immer wieder betont -
oder auch materiell gegen den Inhalt der Begründung? 

lnderkum Hansheiri (C, UR), für die Kommission: Ich kann 

sungsbeschwerde ist nur berechtigt, wer ein rechtlich ge­
schütztes Interesse an der Aufhebung des angefochtenen 
Entscheides hat. 

Angenommen - Adopte 

Ziff. II 
Antrag der Kommission: BBI 

Ch.II 
Proposition de la commission: FF 

hier nur meine persönliche Meinung darlegen. Wenn eine Angenommen - Adopte 
Begründung mangelhaft ist, dann kann nach meiner Über- -
zeugung das Gericht das auch feststellen. Die Begrün­
dungspflicht ist ja letztlich die Kehrseite des Anspruchs auf 
rechtliches Gehör. Wenn die Begründung mangelhaft wäre, 
dann könnte meines Erachtens das kantonale Gericht sa­
gen, dass die·se Begründung in der Tat mangelhaft sei, und 
den Einbürgerungsentscheid kassieren. Dann ginge das an 
die zuständige Behörde zurück. 

Blocher Christoph, Bundesrat: Ich glaube, das ist der ent­
scheidende Punkt: wie weit das Gericht eine materielle Prü­
fung vornimmt. Das ist ja die Schwierigkeit bei dieser 
Mischform: Ein demokratischer Entscheid lässt sich schwer 
begründen; die Demokratie hat eben auch ein Element der 
Willkür, das ist so. 
Was die Verfahrensgarantie anbelangt, ist die Sache eindeu­
tig. Da .hat der Gesuchsteller ein rechtliches Gehör. Aber 
was ist die Begründung? Darum ist es gut - wir haben ja die 
Vernehmlassung ausgewertet-, dass man auf die nachträg­
liche Begründung verzichtet hat. Wenn nämlich eine Be­
hörde, die den Antrag gestellt hat, nachher begründen muss, 
warum er abgelehnt worden ist, ist die Neigung natürlich 
gross, die Gründe so darzulegen, dass das Bundesgericht 
nachher entscheidet, man hätte dem Antrag zustimmen sol­
len. Es gibt ja viele Gründe: Es gibt Gründe, die in einer 
Rechtsprechung eher dagegen wirken, und solche, die eher 
dafür wirken. Darum, glauben wir, ist es gut, wenn wir auf die 
nachträgliche Begründung verzichten. 
Was das Materielle anbelangt, wird sich dann wieder die 
Frage der Rechtsauslegung stellen: Wie weit hat sie vor der 
materiellen Begründung und der Verfahrensbegründung Re­
spekt? Da wird sich zeigen, welches Gleichgewicht diese 
Mischform bekommt und ob sie nicht ·zu sehr auf die eine 
oder auf die andere Seite kippt. 

Angenommen - Adopte 

Art. 51 Titel 
Antrag der Kommission: BBI 

Art. 51 titre 
Proposition de /a commission: FF 

lnderkum Hansheiri {C, UR), für die Kommission: Bei Arti­
kel 51 geht es um die Beschwerde auf Bundesebene. Mass­
gebend, Herr Kollege Pfisterer hat es ebenfalls schon 
erwähnt, sind das Bundesgesetz über das Bundesgericht 
und auch das Bundesgesetz über das Bu.ndesverwaltungs­
gericht. ,Formell muss hier einfach eine Marginalie ange­
passt werden: Beim jetzigen Artikel 51 des Bürgerrechts­
gesetzes steht lediglich der Begriff «Beschwerde», und weil 
wir jetzt bei Artikel 50a beschlossen haben, dass eine Be­
schwerde von einem kantonalen Gericht beurteilt werden 
soll, muss bei Artikel 51 präzisiert werden, dass es sich hier 
um die Beschwerde auf Bundesebene handelt. 
Materiell ist die Sache so geregelt, dass die Ablehnung ei­
nes Gesuches auf ordentliche Einbürgerung durch eine kan­
tonale oder kommunale Behörde in letzter Instanz mittels 
subsidiärer Verfassungsbeschwerde beim Bundesgericht 
angefochten werden kann. Dabei kann einzig die Verletzung 
der Verfassungsrechte geltend gemacht werden. Zur Verlas-

Gesamtabstimmung - Vote sur l'ensemble 
Für Annahme des Entwurfes .... 31 Stimmen 
Dagegen .... 6 Stimmen 
(2 Enthaltungen) 

05.060 

Schweizerisches Strafgesetzbuch 
und Militärstrafgesetz. 
Korrekturen am Sanktions-
und Strafregisterrecht 
Code penal suisse 
et Code penal militaire. 
Correctifs en matiere de sanctions 
et casier judiciaire 

Erstrat - Premier Conseil 
Botschaft des Bundesrates 29.06.05 (BBI 2005 4689) 
Message du Conseil federal 29.06.05 (FF 2005 4425) 

Ständerat/Conseil des Etats 14.12.05 (Erstrat - Premier Conseil) 

Schweiger Rolf (AL, ZG), für die Kommission: Damit Sie be­
urteilen können, in welchem Kontext die Ihnen unterbreitete 
Vorlage mit der gesamten Revision des Allgemeinen Teils 
des Strafgesetzbuches zu sehen ist, mache ich fünf Vorbe­
merkungen: 
1. Der revidierte Allgemeine Teil des Stra,fgesetzbuches soll 
auf den 1. Januar 2007 in Kraft gesetzt werden. Soll diese 
Revision des Allgemeinen Teils des Strafgesetzbuches auch 
die heute zur Beurteilung anstehende Teilrevision enthalten -
dies wäre richtig, ja notwendig -, so muss vom Parlament 
ein enger Zeitplan eingehalten werden. Wir sind Erstrat. So­
fern wir die Revision heute verabschieden, kann die Behand­
lung im Nationalrat in der Frühjahrssession erfolgen. Die 
Differenzbereinigung und Schlussabstimmung wären so in 
der Sommersession möglich. 
2. Die zeitliche Dringlichkeit ist mit ein Grund, warum die ge­
setzliche Detailregelung der Verwahrungs-Initiative nicht Ge­
genstand der Teilrevision und damit der heutigen Debatte ist. 
Dasselbe gilt fOr gewisse Modifikationen hinsichtlich einzel­
ner Bestimmungen über das Strafregister, die beispielsweise 
in einer Standesinitiative Tessin angeregt wurden. 
3. Die Verwahrungs-Initiative hat mit der heu'te zu behan­
delnden Revision des Strafgesetzbuches nichts zu tun. Sie 
kann losgelöst behandelt werden, betrifft sie doch nur einen 
ganz spezifischen Sachverhalt, nämlich schwere Gewaltta­
ten, die durch nichttherapierbare Täter begangen worden 
sind. 
Für solche Täter ist die vom Volk beschlossene Verfas­
sungsbestimmung direkt anwendbar, solange eine gesetzli­
che Regelung noch nicht erfolgt ist. 
4. Vermehrt kommt es vor, dass Gesetze bereits wieder ge­
ändert werden, bevor sie überhaupt in Kraft getreten sind. 
Das ist nicht a priori falsch und Ausdruck mangelhafter Ge­
setzgebung. Der stetig rascher werdende Wandel, sowohl 
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von Wertvorstellungen als auch in der Faktenlage, schliesst 
auch das Tätigwerden des Parlamentes vor Inkrafttreten ei­
nes Gesetzes nicht aus. 
Hinsichtlich des Strafrechtes ist nun unverkennbar, dass 
nebst dem Resozialisierungsgedanken der Schutz potenzi­
eller Opfer vermehrt in den Mittelpunkt gerückt ist, ein 
Grund, warum wir den Allgemeinen Teil des Strafgesetzbu­
ches schon jetzt revidieren wollen. 
5. Im vorliegenden Fall kommt hinzu, dass die Kantone und 
die Strafvollzugsorgane sich nach der Verabschiedung des 
Allgemeinen Teils des Strafgesetzbuches intensiv mit des­
sen Umsetzung beschäftigt haben und beschäftigen mus­
sten. Im Zuge dieser Umsetzungsarbeiten stiess man auf 
Mängel, die vernünftigerweise eine Reaktion des Gesetzge­
bers erfordern. Es sind deshalb nicht zuletzt die Kantone, 
die auf eine Teilrevision des Allgemeinen Teils des Strafge­
setzbuches schon vor dessen Inkrafttreten drängen, werden 
doch so von allem Anfang insbesondere gewisse Vollzugs­
probleme durch das Gesetz geklärt. 
Zum Inhalt der Revision: Es sind drei Bereiche, auf welche 
sich die vom Parlament vorgeschlagenen Änderungen be­
ziehen - ein erster Bereich «Modifikationen im Verwah­
rungsrecht»; ein zweiter Bereich «Modifikationen für den 
Straf- und Massnahmenvollzug»; ein dritter Bereich «Die 
Problematik der bedingten Geldstrafen im Verhältnis zur 
Busse». 
Von ihrer Komplexität her sind die Änderungen im Verwah­
rungsrecht am bedeutsamsten. Hinsichtlich der zahlenmäs­
sigen Auswirkungen ist es das Verhältnis der bedingten 
Geldstrafe zur Busse, betrifft doch diese Problematik vorab 
Massendelikte. Im Einzelnen ist in der Detailberatung auf die 
beantragten Änderungen einzugehen. 
Ihre Kommission_ für Rechtsfragen beantragt Ihnen einstim­
mig, auf die Vorlage einzutreten und ihr, wenn immer mög­
lich, noch heute zuzustimmen. Ein noch weiteres Hinaus­
schieben des lnkrafttretens des uns nun schon seit Jahren 
beschäftigenden und beschlossenen Allgemeinen Teils des 
Strafgesetzbuches ist kaum mehr zu verantworten. Be­
schlossene Gesetze nicht umzusetzen ist auch für das An­
sehen des Parlamentes alles andere als förderlich. 

Marty Dick (RL, Tl}: J'aimerais faire etat de ma mauvaise 
conscience en participant a ce debat. Gar j'ai realise apres 
coup que nous avions travaille d'une fac;:on trop superficielle, 
trop rapide et trop precipitee en commission vu la complexite 
de la matiere. C'est un mea culpa que je suis en train de 
faire; je n'en rends personne responsable. Nous avons ete 
mis :;;ous pressioh par des questions de calendrier; nous 
avons tres rapidement discute cette matiere, qui est com­
plexe, difficile - difficile aussi a expliquer ici sans tomber 
dans un debat technique de commission; nous avons en­
tendu seulement un expert tres profile d'un cöte, et per­
sonne de l'autre. 
Je crois que cela ne devrait pas se passer de cette fac;:on. 
Monsieur Berset va tres clairement vous demontrer tout a 
!'heure pourquoi la disposition concernant l'internement est 
insoutenable telle qu'elle a ete presentee, et surtout imprati­
cable. 
Je le dis ici haut et fort pour que cela figure au Bulletin offi­
ciel: aucun juge n'appliquera cette disposition dans sa for-
mulation actuelle. · 
Alors, il ne me raste rien d'autre qu'a vous recommander - si 
vous n'etes pas convaincus en votre äme et conscience -
d'au moins vous abstenir pour dire: «Je n'ai pas tout a fait 
compris»; ce sera arnsi un message donne a la commission 
soeur du Conseil national, afin qu'elle puisse approfondir da­
Vli3-ntage cette matiere. 

Schw_eiger Rolf (RL, ZG}, für die Kommission: Ich kann den 
Vorwurf, dass die Kommission dies nicht umfassend beraten 
habe, in dieser Absolutheit nicht stehen lassen. Herr Marty 
hat zu Recht erwähnt, dass es ja auch mit seinem eigenen 
ve·rhalten zusammenhängen könnte. Es ist in der Tat so, 
dass von keinem Kommissionsmitglied der Einwand erho-
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ben wurde, man gehe zu schnell vor oder gewisse Sachen 
seien nicht erklärt worden. Wir haben Hearings durchge­
führt, einerseits mit einem Vertreter der kantonalen Strafvoll­
zugsbehörden, andererseits mit einem kritischen Vertreter 
der KdK. Wir haben zwei Psychiater anhören wollen, es ist 
jedoch nur einer der beiden gekommen. Wir haben noch 
während der Sitzung, sobald wir erkennen konnten, dass er 
allenfalls nicht kommen würde, telefonisch versucht, mit ihm 
Kontakt aufzunehmen. Das Versehen seitens dieses Exper­
ten bestand darin, dass er das Hearing in seiner Agenda am 
falschen Tag eingetragen hatte. 
Wir haben dann in der Kommission beraten, wie man diesen 
Mangel beheben solle, und haben übereinstimmend festge­
stellt, dass uns eine. Beurteilung der psychiatrischen Sach­
verhalte durchaus auch ohne die Meinung dieses Experten 
möglich sei, auch wenn wir wussten, dass der von uns ange­
hörte Psychiater eine recht klare Auffassung vertritt, die 
nicht von allen geteilt wird. Aber es standen nicht Fragen im 
Vordergrund, die von uns ohne die Anhörung eines zweiten 
Experten nicht beurteilt werden konnten. Wir können im Ver­
lauf dieser Debatte darauf zurückkommen. 
Es lag auch allen Mitgliedern der Kommission die Botschaft 
des Bundesrates vor, es gab auch ergänzende Berichte, es 
waren Mitglieder der Verwaltung anwesend. Vor allem - und 
darauf möchte ich abschliessend nochmals hinweisen -
wurden keinerlei Anträge gestellt, die weitere Informationen 
als notwendig bezeichnet hätten. 
Ich glaube nicht, dass es gerechtfertigt gewesen wäre, eine 
Frage, deren Beantwortung durchaus Schwierigkeiten mit 
sich bringt, nur wegen dieser Schwierigkeiten nicht zu be­
handeln. Zeitdruck bestand in dem Sinne, als wir die Auffas­
sung vertraten, es wäre richtig, wenn diese Revision tat­
sächlich im Verlauf des Jahres 2006 käme. Aber der Zeit­
druck war niemals so gross, dass es unmöglich gewesen 
wäre oder Schwierigkeiten bereitet hätte, die Debatte umfas­
send zu führen, oder dass es sogar nötig gewesen wäre, sie 
abzukürzen. 
Ich möchte Sie bitten, von dieser Schilderung der tatsächli­
chen Gegebenheiten aus meiner Warte Kenntnis zu neh­
men. 

Blocher Christoph, Bundesrat: Im Eintretensvotum ist die 
Problematik etwas dargelegt worden; Sie haben es gehört. 
Es ist nicht schön, wenn man jahrelang an einem Gesetz ge­
arbeitet hat und am Schluss, bevor es in Kraft tritt, zugeben 
muss, dass es darin bestimmte Mängel hat. Die Frage ist: 
Sind diese Mängel so schwerwiegend, dass es sich lohnt, 
sie zu berücksichtigen? 
Ich kann Ihnen vonseiten des Bundesrates versichern: Wir 
haben nicht jeder kleinen Kritik am Allgemeinen Teil des 
Strafgesetzbuches Rechnung getragen; das war eine Fülle. 
Aber es wurde erstens schwerwiegender Kritik in Bezug auf 
Mängel Rechnung getragen, welche für die Sicherheit unse­
res Landes gravierend sind, und zweitens ganz stossenden 
Bestimmungen, bei denen es absurd wäre, wenn wir sie 
nicht regeln würden. Darum. musste diese Arbeit gemacht 
werden, einerseits gegen einen gewissen Widerstand der 
Verwaltung, welche dieses Gesetz gemacht hat, anderer­
seits aber auch des Parlamentes; das ist begreiflich. 
Was meine ich damit, wenn ich sage, es sei schwerwie­
gende Kritik geübt worden wegen Mängeln, deren Behe­
bung für die Wahrung der öffentlichen Sicherheit unabding­
bar. ist? Die Vollzugsorgane, namentlich die Kantone, ma­
chen Felgendes geltend, und zwar glaubwürdig - sie be­
zeichnen die Fälle nicht nur einfach so allgemein, sondern 
sie legen sie dar-: Wenn das neue Strafgesetzbuch in Kraft 
treten würde, müssten z. B. allein im Kanton Zürich - aber 
es gibt auch Fälle in anderen Kantonen, wir haben die Fälle 
im damaligen Zeitpunkt untersucht - sieben sehr gefährliche 
Täter entlassen werden, weil man mit dem neuen Allgemei­
nen Teil des Strafgesetzbuches keine Handhabe dagegen 
hätte; dies, obwohl sowohl die Gerichtspsychiater als auch 
die Gefängnisdirektoren der Überzeugung sind, dass das 
Wiederholungstäter sind, die schwerwiegende Taten bege-
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hen könnten. Wir sind verpflichtet, diese Frage ernst zu neh­
men, denn es ist eine Frage der Sicherheit. So ist es 
entstanden. Es gibt schwerwiegende Mängel im neuen All­
gemeinen Teil des Strafgesetzbuches, insbesondere was die 
Verwahrung der Täter betrifft. Das ist hier korrigiert worden. 
Auch die Verwaltung, die sehr reserviert an die Sache her­
angegangen ist, ist der Meinung, das sollte man korrigieren. 
Ich bin froh, dass Ihre Kommission das aufgenommen hat. 
Was meine ich mit den anderen Dingen, die sehr stossend 
wären? Ich nenne Ihnen ein kleines Beispiel. Neu werden 
die Disziplinarmassnahmen in den Strafanstalten im Bun­
desgesetz geregelt; das war früher nicht so. Was für Diszipli­
narmassnahmen gelten im Gefängnis? 
Nicht aufgeführt worden ist die Busse. Die Verantwortlichen 
von Strafanstalten machen geltend, das häufigste und auch 
das wirkungsvollste Mittel der Disziplinarstrafe sei die 
Busse, weil Gefangene in Bezug auf das Portemonnaie 
eben relativ sensibel reagierten. Wenn diese Massnahme 
fehlt und Sie sie nicht mehr haben, also auf anderes auswei­
chen müssen, und man Ihnen sagt, dann sei es halt der Ar­
rest, dann muss ich Ihnen sagen: Sie müssten so · viele 
Arrestzellen bauen und Personen arretieren, dass das kei­
nen Sinn machen würde. Es ist offensichtlich, dass man die 
Busse nicht weggelassen hat, weil man einen politischen 
Entscheid getroffen hat, sondern sie ist untergegangen, und 
sie ist nicht geltend gemacht worden. Es ist gleichgültig, wo 
der Fehler liegt. Solche Dinge sind hier also aufgenommen 
worden. 
Ein Letztes: Man hat vergessen, diese Strafregisterbereini­
gung hier zu regeln. Das würden wir Ihnen auch vorschla­
gen. Der Kommissionspräsident hat zu Recht gesagt, dass 
die Verwahrungs-Initiative hier nicht hineinspielt. Das hat 
auch nicht diese Dringlichkeit, weil die Verwahrungs-Initia­
tive seit der Annahme rechtskräftig ist. Sie ist an sich an­
wendbar, schon als Verfassungsgrundsatz. Der Bundesrat 
ist der Meinung, dass es besser wäre, man würde das noch 
gesetzlich regulieren; Das ist jetzt auf dem Weg ins Parla­
ment. Aber das muss nicht in Kraft gesetzt sein, wenn der 
Allgemeine Teil des Strafgesetzbuches in Kraft tritt. Wir 
haben im Bundesrat im Sinne - das ist so die aktuelle Ten­
denz -, diesen Allgemeinen Teil des Strafgesetzbuches auf 
den 1. Januar 2007 in Kraft zu setzen. Dann müssen auch 
die Kantone mit ihren Gesetzeserlassen bereit sein, und 
darum bitte ich Sie, auf die Vorlage einzutreten und diese 
Korrekturen vorzunehmen. Es wäre für die Bevölkerung 
schwer verständlich, werin wir das nicht tun würden, vor al­
lem wenn wir schwerwiegende Kriminalitätsfälle hätten, die 
nachweisbar nur auf eine schlechte gesetzliche Regelung 
zurückzuführen wären. 
Ich bitte Sie, .auf die Vorlage einzutreten und in diesem 
Sinne, wie beantragt, zu entscheiden. 

Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen 
L!entree en matiere est decidee sans opposition 

Schweizerisches Strafgesetzbuch und Militärstrafgesetz 
Code penal suisse et Code penal militaire 

Detailberatung - Discussion par article 

Titel und Ingress, Ziff. 1 Einleitung 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Titre et preambule, eh. 1 introduction 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art. 42 Abs. 4 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 42 al. 4 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Schweiger Rolf (AL, ZG), für die Kommission: Die Proble­
matik dieser neuformulierten Bestimmung ist relativ einfach 
zu erklären. Gemäss der von uns früher beschlossenen Be­
stimmung im Allgemeinen Teil des Strafgesetzbuches kann 
es beispielsweise bei gröberen Verstössen von Ersttätern im 
Strassenverkehrsrecht Fälle geben, in denen der Richter 
den Täter bedingt zu gemeinnütziger Arbeit und - dies ist 
vor allem wichtig - zu einer nur bedingt ausgesprochenen 
Geldstrafe verurteilen müsste. Hat nun ein anderer Täter in 
der gleichen Deliktskategorie nur einer.i kleinen Verstoss be­
gangen, wird dieser Täter, da das Ubertretungsstraf(echt 
massgebend ist, mit einer Busse bestraft. Die Bussenpflicht 
aber ist immer eine unbedingte. Konkret könnte dies bei­
spielsweise folgendes heissen: Jemand, der mit seinem 
Auto statt mit 50 Kilometern pro Stunde mit 80 Kilometern 
pro Stunde fährt, erhält nur eine bedingte Geldstrafe, die er 
zumindest vorerst noch ·nicht zu bezahlen hat. Derjenige 
aber, der mit 54 oder - gemäss der Motion Mörgeli 04.3336 -
mit 56 Kilometern pro Stunde gefahren ist, muss seine 
Busse auch tatsächlich bezahlen. 
Nach der nun vorliegenden Formulierung kann neu eine 
Geldstrafe mit einer immer unbedingten Busse verbunden 
werden. Die Bezahlung der Geldstrafe kann bedingt ausge­
sprochen werden, die Busse aber muss bezahlt werden. 
Dies ist der Sinn dieser Änderung, die auf viel Kritik gestos­
sen ist, weil sie vor allem von Nichtjuristen nur schwer ver­
standen worden ist. 

Angenommen - Adopte 

Art. 59 Abs. 3 
Antrag der Kommission 
Solange die Gefahr besteht, dass der Täter flieht oder wei­
tere Straftaten begeht, wird er in einer geschlossenen Ein­
richtung behandelt. Er kann auch in einer Strafanstalt nach 
Artikel 76 Absatz 2 behandelt werden, sofern die nötige the­
rapeutische Behandlung durch Fachpersonal gewährleistet 
ist. 

Art. 59 al. 3 
Proposition de la commission 
Le traitement s'effectue dans un etablissement ferme tant 
qu'il y a lieu de craindre que l'auteur ne s'enfuie ou ne com- . 
mette de nouvelles infractions. II peut aussi etre effectue 
dans un etablissement penitentiaire au sens de l'article 76 
alinea 2, dans la mesure ou le traitement therapeutique 
necessaire est assure par du personnel qualifie. 

Schweiger Rolf (AL, ZG), für die Kommission: Diese Be­
stimmung wurde von Ihrer Kommission für Rechtsfragen neu 
beschlossen; dies insbesondere auf Anregung der Strafvoll­
zugsbehörde. Es geht um folgendes: Die bisherige Fassung 
des Allgemeinen Teils des Strafgesetzbuches sah vor, dass 
für einen Täter, der verwahrt und für den gleichzeitig eine 
stationäre therapeutische Massnahme angeordnet wird, drei 
mögliche Anstaltstypen infrage kommen. Erstens eine ge­
schlossene psychiatrische Einrichtung, dies bleibt so; zwei­
tens eine geschlossene Massnahmenvollzugseinrichtung, 
auch dies bleibt so; drittens eine getrennte Abteilung inner­
halb einer Strafanstalt. Auf diese Trennung bezieht sich die 
von Ihrer Kommission vorgeschlagene Änderung. Wir schla­
gen Ihnen vor, dass bei den Strafanstalten nicht zwingend 
eine solche Trennung vorzusehen ist. 
Warum unterbreiten wir Ihnen diesen Antrag? Schon nach 
der von uns früher beschlossenen Fassung ist es möglich, 
dass eine Behandlung in einer Strafanstalt erfolgen kann. 
Damals wurde aber einschränkend beschlossen, dass hier­
für eine getrennte Abteilung geschaffen werden muss. Dies 
wurde deshalb getan, weil befürchtet wurde, dass ohne eine 
solche Einschränkung die Qualität der Behandlung nicht si-
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chergestellt wäre und es. zu blassen Alibiübungen kommen 
könnte. Wenn dies der Hintergrund der damaligen Regelung 
war, sollte an sich nicht die räumliche Trennung das Krite­
rium sein, sondern die Qualität der stationären Behandlung. 
In der Arbeitsgruppe der kantonalen Strafvollzugsbehörden 
wurde dann die Ihnen heute vorgelegte Fassung von Arti­
kel 59 Absatz 3 angeregt. Begründet wurde dies damit, dass 
es besser ist, die therapeutische Behandlung in bestehen­
den Strukturen vorzunehmen. Es sei effektiver und auch 
sehr viel billiger, möglichst vieles dort zu tun, wo sich die 
Straftäter bereits aufhielten und wo die Sicherheitsstrukturen 
schon bestünden. Die derzeit vorgesehene Trennungsregel 
würde eine hohe Hürde für Therapieprogramme im Strafvoll­
zug bedeuten und zu einer Gettoisierung von Therapieinsas­
sen führen, weil sie dann möglicherweise vom Freizeit-, vom 
Ausbildungs- und vom Arbeitsangebot der Strafanstalt aus­
geschlossen wären. Auch käme es zu einem «Abfluss» von 
rückfallgefährdeten Klienten von Massnahmenvollzugsein­
richtungen in psychiatrische Kliniken. 
Auch von der Kostenseite her ist die von Ihnen vorgeschla­
gene Lösung zu bevorzugen. Dazu einige Zahlen: Eine ein­
jährige Behandlung im Sicherheitsbereich der Klinik Rhei­
nau beispielsweise kostet rund 453 000 Franken, eine ein­
jährige Behandlung im Massnahmenbereich, also im weni­
ger gesicherten Bereich, rund 233 000 Franken. Können 
solche Massnahmen in einer Strafanstalt vollzogen werden, 
sinken die Kosten beträchtlich. 
zusammenfassend kann deshalb gesagt werden, dass die 
Ihnen vorgeschlagene Lösung unter dem Aspekt der Sicher­
heit gleichwertig, hinsichtlich der Therapiemöglichkeiten 
ebenso gut, hinsichtlich der Resozialisierung der Täter bes­
ser und kostenmässig günstiger ist. 
Deshalb beantragt Ihnen Ihre Kommission, der Änderung 
zuzustimmen. 

Blocher Christoph, Bundesrat: Wir unterstützen diesen An­
trag, obwohl er ursprünglich in unserem Entwurf nicht ent­
halten war. Er war deshalb nicht darin enthalten, weil er uns 
als nicht sehr dringlich erschien. Es geht hier ja vor allem um 
Kosten; wir haben gesagt: Ja, dann ist es vielleicht kein 
Grund. Sie sehen, wir sind vorsichtig an die Verbesserung 
der Vorlage herangegangen. Dieser Änderungsvorschlag 
stammt aus der Arbeitsgruppe zur Umsetzung der Verwah­
rungs-Initiative .. Wir haben ihn dort aufgenommen. Wir sind 
selbstverständlich dafür, dass er hier auch aufgenommen 
wird und damit bereits ab dem 1. Januar 2007 gelten wird. 
Die Strafvollzugsorgane legen grosqen Wert auf Flexibilität 
und natürlich auch auf eine kostengünstigere Behandlung. 
Darum können wir diesen Antrag unterstützen. 

Angenommen - Adopte 

Art. 64 Abs. 1-3 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 64 al. 1-3 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du C~nseil federal, 

Schweiger Rolf {RL, ZG), für die Kommission: Zu Absatz 1: 
Der Bundesrat schlägt uns - auch dies das Ergebnis von 
Abklärungen und Besprechungen mit den Kantonen und 
den Strafvollzugsbehörden - die Neuformulierung von zwei 
Voraussetzungen vor, die vorliegen müssen, damit ein Täter 
verwahrt werden kann. 
Zum einen bedeuten diese Voraussetzungen eine Erwei­
terung gegenüber derjenigen Fassung, die wir bei der Neu­
revision des Allgemeinen Teils des Strafgesetzbuches 
beschlossen haben; gegenüber c:ler heutigen Rechtssitua­
tion, wie sie nach dem· geltenden Strafgesetzbuch besteht, 
bedeuten sie eine Einschränkung. 
Die eine. Voraussetzung: Der Kreis der Anlasstaten - somit 
also derjenigen Taten, die das Aussprechen einer Verwah-
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rung überhaupt erst erlauben - wird ausgeweitet, und zwar 
auf alle diejenigen Delikte, die mit einer Höchststrafe von 
fünf Jahren und inehr bedroht sind. Der Klarstellung diene, 
dass im konkreten Einzelfall nicht eine Bestrafung von fünf 
Jahren und mehr auch tatsächlich ausgesprochen werden 
muss; massgebend ist allein, dass für die begangenen De­
likte, abstrakt betrachtet, eine solche Haftstrafe von fünf Jah­
ren und mehr vorgesehen wird. 
Neu fallen deshalb in den Bereich derjenigen Delikte, die 
eine Verwahrung zur Folge haben können, auch sexuelle 
Handlungen mit Kindern, strafbare Vorbereitungshandlun-

. gen, die Gefährdung des Lebens, das Verbreiten menschli­
cher Krankheiten und - beispielsweise im Zusammenhang 
mit dem Terrorismus von Bedeutung - die Verunreinigung 
von Trinkwasser. 
Die zweite neuformulierte Voraussetzung, di(;) kumulativ er­
füllt sein muss, wird spezifiziert, indem nun geregelt wird, 
dass jemand nur dann verwahrt werden kann, wenn er durch 
seine Tat die physische, psychische oder sexuelle Integrität 
einer anderen Person schwer beeinträchtigt hat oder schwer 
beeinträchtigen wollte. 
Auch hier schlägt Ihnen die Kommission vor, dem Bundesrat 
zuzustimmen. Die Kommission anerkennt ein Bedürfnis für 
diese Ausweitung der Möglichkeiten, Verwahrungen anord­
nen zu können, dies insbesondere auch im Bereich der Se-
xualdelikte. · 

Blocher Christoph, Bundesrat: Ich kann mich den Ausfüh­
rungen des Berichterstatters anschliessen. Es hat sich in der 
Kommission noch eine Frage ergeben, und man hat mich 
gebeten, sie im Rat dann entsprechend klarzustellen. Es 
geht um eine terminologische Frage in Bezug auf Artikel 64 
Absatz 1. In Artikel 64 Absatz 1 ist vom Täter die Rede, der 
eine schwere Straftat begangen hat und daher verwahrt wer­
den kann. Die Frage. war, ob nur der Täter im eigentlichen 
Sinn verwahrt werden kann oder ob, wie im Strafgesetzbuch 
sonst allgemein anerkannt, auch die Teilnehmer - gemeint 
sind die Anstifter und Gehilfen - betroffen sind. 
Die Abklärungen haben ergeben, dass auch Anstifter oder 
Gehilfen unter die Bestimmung von Artikel 64 Absatz 1 fal­
len. Auch der Anstifter zu einem Verbrechen und der Gehilfe 
bei einem Verbrechen begehen ein Verbrechen und könnten 
in diesem Sinne als Täter bezeichnet werden. Natürlich 
müssen die Voraussetzungen erfüllt sein. Mit einer Anstif­
tung oder einer Gehilfenschaft kann jemand im Sinne des 
Auffangtatbestandes von Artikel 64 Absatz 1 eine Straftat 
begehen, durch die er jemanden physisch, psychisch oder 
sexuell schwer schädigt oder schädigen will - z. B. indem er 
Waffen und Sprengstoff für Attentate liefert. 
Schliesslich ist darauf hinzuweisen, dass das Strafgesetz­
buch zwar in Artikel 24 die Strafbarkeit bei Anstiftung und in 
Artikel 25 diejenige bei Gehilfenschaft regelt, im Übrigen je­
doch keine unterschiedlichen Regelungen für Täter, Anstifter 
und Gehilfen kennt. Vielmehr werden mit dem untechni­
schen Begriff Täter sowohl der Haupttäter als auch der An­
stifter und der Gehilfe erfasst. So gelten z. B. die Straf­
zumessungsregeln nach den Artikeln 63ff. des Strafgesetz­
buches auch für den Anstifter und den Gehilfen, obwohl sie 
nur vom Täter sprechen. 
Dasselbe gilt für den revidierten Allgemeinen Teil des Straf­
gesetzbuches. Der Ausdruck «Täter» stellt in der Regel ei­
nen untechnischen Begriff dar und umfasst sowohl den 
eigentlichen Täter als auch den Anstifter und den Gehilfen. 
Ich habe dies in der Kommissionsberatung generell erklärt; 
ich bin aber gebeten worden, es im Rat dann speziell auszu­
führen. Dieser Verpflichtung bin ich hiermit nachgekommen. 

Schweiger Rolf {RL, ZG), für die Kommission: Zu den Ab-' 
sätzen 2 und 3: Zu Ihrer Orientierung diene vorerst der Hin­
weis, dass für jemanden, der zu einer Verwahrung verurteilt 
wird, parallel dazu immer auch eine Freiheitsstrafe als Sank­
tion ausgesprochen ist und die Verbüssung der Freiheits­
strafe der Verwahrung vorangeht. 
Mit dem Bundesrat ist nun auch die Kommission für Rechts­
fragen der Auffassung, dass die vorzeitige Entlassung der.zu 
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einer Verwahrung verurteilten Person schon während des 
Vollzugs der Freiheitsstrafe möglich sein sollte. Es soll aber 
keine Entlassung nach den üblichen Regeln der bedingten 
Entlassung sein. Vielmehr regelt Artikel 64 Absatz 3 eine 
solche Entlassung für jene, die nach dem Verbüssen der 

· Freiheitsstrafe zu verwahren wären. Der Unterschied besteht 
darin, dass nicht die Vollzugsbehörde, sondern nur das Ge­
richt, welches die Verwahrung ausgesprochen hat, eine sol­
che bedingte Entlassung aussprechen kann. 

Angenommen - Adopte 

Art. 64b 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de Ja commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Blocher Christoph, Bundesrat: Wir sind einverstanden. 

Angenommen - Adopte 

Art. 65 Abs. 2 . 
Antrag der Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Antrag der Minderheit 
(Berset, Gentil, Leuenberger-Solothurn, Marty Dick) 
Streichen 

Art. 65 al. 2 
Proposition de Ja majorite 
Adherer au projet du Conseil federal 

Proposition de Ja minorite 
(Berset, Gentil, Leuenberger-Solothurn, Marty Dick) 
Bitter 

Schweiger Rolf (RL, ZG), für die Kommission: Wie Sie aus 
der Tatsache, dass ein Minderheitsantrag gestellt worden ist, 
ersehen mögen, war Absatz 2 diejenige Bestimmung, wel­
che in unserer Kommission am meisten zu reden gab. Es 
geht um die Frage, ob eine Verwahrung auch nachträglich 
noch angeordnet werden kann. Die Mehrheit der Kommis­
sion ist der Meinung, dass dies möglich sein soll, aber nur 
dann, wenn kumulativ zwei Voraussetzungen erfüllt sind: 
1. Während des Vollzuges der Freiheitsstrafe muss sich auf­
grund neuer Tatsachen oder" neuer Beweismittel ergeben, 
dass die Voraussetzungen der Verwahrung gegeben sind. 
2. Es muss nachgewiesen werden, dass zum Zeitpunkt des 
Urteiles, das nach der Beurteilung der Tat erging, das Ge­
richt von den Voraussetzungen fur die Verwahrung schon 
Kenntnis hätte haben können, in Tat und Wahrheit aber nicht 
hatte. 
Ich bin mir bewusst, dass Juristen nun sagen, dies sei eine 
typisch juristische Formulierung, schon von ihrer Komplexität 
her. Ich glaube aber, dass die Kumulation dieser beiden Be­
dingungen die Voraussetzung dafür schafft, dass auch die 
nachträgliche Verwahrung als rechtsstaatlich gerechtfertigt 
beurteilt werden kann. · 
Eingefügt haben wir diese nachträgliche Verwahrungsmög­
lichkeit deshalb, weil es, auch nach Auffassung der Kantone, 
eine grössere Zahl von .Fällen geben könnte, in denen die 
Entlassung eines Täters, für den zu Beginn noch keine Ver­
wahrung ausgesprochen worden ist, schwerwiegendste Fol­
gen haben könnte. Die nachträgliche Verwahrung ist, wenn 
wir sie so ausgestalten, wie wir dies zu tun gedenken, nach 
der überwiegenden Meinung sowohl der Praxis wie der 
Rechtsprechung mit der EMRK vereinbar, sie widerspricht 
ihr also nicht. · 
Insbesondere hatten wir Kenntnis von Abklärungen des Bun- . 
desamtes für Justiz einerseits und der völkerrechtlichen Ab­
teilung des EDA andererseits. Deshalb glauben wir....: auch in 
Berücksichtigung des Schutzes potenzieller Opfer -, dass 

eine solche nachträgliche Verwahrung unter den von mir ge­
nannten strengen Voraussetzungen sollte erfolgen können. 
Die Mehrheit beantragt Ihnen, in diesem Sinne zu befinden. 

Berset Alain (S, FR): La minorite de la commission vous 
propose de ne pas accepter l'ajout d'un alinea 2 a l'article 65 
pour plusieurs raisons. 
La premiere raison, c'est que la mesure qui est prevue n'est 
tout simplement pas la bonne. Le Code penal revise permet 
deja - ou i,I permettrait deja s'il entrait en vigueur - un inter­
nement a posteriori dans trois cas: 
1. en cas de traitement d'une dependance a l'alcool, a des 
stupefiants ou a des medicaments; 
2. dans le cas de jeunes adultes ou de mesures pour les jeu­
nes adultes; 
3. en cas de traitement de troubles mentaux. 
Dans ces trois cas, le legislateur, soit les Chambres federa­
les, a deja prevu la possibilite d'un internement a posteriori 
et le projet du Conseil federal n'apporte dans ce sens stric­
tement rien de nouveau. 
La difference, c'est que le nouveau Code penal prevoit des 
criteres clairs pour l'internement. II prevoit notamment qu'en 
cas de troubles mentaux, selon la definition officielle, l'inter­
nement peut etre prononce en meme temps que des mesu­
res therapeutiques. Le probleme nouveau qui se pose avec 
l'alinea 2 de l'article 65, c'est qu'il deviendrait possible d'in­
terner des personnes qui ne sont pas decrites comme mala­
des au regard de la psychiatrie, parce qu'elles ne rem­
plissent pas l'ensemble des criteres psychiatriques retenus, 
mais qui sont neanmoins considerees.comme etant des per­
sonnes dangereuses. 
II deviendrait donc possible d'interner des personnes qui 
remplissent peut-etre la moitie des criteres qui sont neces­
saires selon la psychiatrie pour declarer qu'elles sont mala­
des, mais qui ne sont neanmoins pas declarees malades. 
Cela signifie qu'avec le projet du Conseil federal, il devient 
donc possible d'interner des personnes qui ne sont pas con­
siderees comme malades, qui ne peuvent pas etre traitees 
et qui de ce fait n'auraient strictement plus aucune chance 
de voir leur statut changer, d'avoir acces a un traitement ou 
a des soins et d'avoir eventuellement une fois la possibilite 
de sortir de l'endroit ou elles sont internees. 
Le but du Conseil federal aurait pu etre atteint d'une autre 
maniere - beaucoup plus facilement - en assouplissant les 
criteres d'internement pour troubles mentaux, par exemple 
en prevoyant qu'il ne faut pas remplir l'ensemble des criteres 
de la psychiatrie pour avoir acces a un traitement, mais que 
le «remplissage» partiel de ces criteres peut permettre a 
des personnes qui ne seraient pas, au regard de la psychia­
trie, declarees comme malades mais neanmoins dangereu­
ses d'avoir aussi acces a des soins. Cela auraft permis en 
tout cas de supprimer cette limite arbitraire entre les person­
nes qui sont juste au-dessous ou au-dessus de la limite. Si 
Ja psychiatrie se satisfait de mesures tres strictes, de crite­
res scientifiques, les limites strictes nous posent un im­
mense probleme comme legislateur. En effet, il n'y a pas 
d'acces aux soins jusqu'a ce que douze criteres soient rem­
plis; a partir de douze il y a un acces aux soins, alors que la 
limite - nous devons bien l'admettre, eri tout cas comme le­
gislateur - entre ces deux cas peut etre extremement tenue, 
extremement mince. 
La deuxieme raison pour laquelle la solution du Conseil fe­
deral, soutenue par la majorite de la commission, n'est pas 
bonne, c'est qu'elle est inapplicable. Monsieur Marty l'a clai­
rement dit dans le debat d'entree en matiere, et je le redis 
ici. Pour que l'alinea 2 de l'article 65 puisse etre applique, il 
faudrait qu'un psychiatre parvienne a prouver, non pas que 
le delinquant est malade aujourd'hui, mais premierement 
qu'il l'etait au moment de son jugement, donc des annees 
auparavant, et deuxiemement que c'etait passe inapen;:u et 
que l'instruction effectuee a ce moment-la etait peut-etre la­
cunaire. Un psychiatre peut plus ou moins facilement de­
montrer aujourd'hui qu'une personne .connait ou non des 
troubles mentaux, mais comment voulez-vous qu'il prouve 

Bulletin offlciel de !'Assemblee federale 



14. Dezember 2005 1147 Ständerat 05.060 

aujourd'hui que la meme personne connaissait tel ou tel 
trouble il y a trois, cinq ou dix ans, alors que les etudes me­
nees a ce moment-la n'avaient pas permis de le deceler? 
Cela signifie assez clairement que les modalites d'un inter­
nement a posteriori, seien le Conseil federal et la majorite de 
la commission, ne pourront quasiment jamais etre remplies, 
d'autant moins que nous parlons ici quand meme de cas qui 
sont graves et qui necessitent une instruction poussee. 
La troisieme raison, c'est la question de la methode. Le Par­
lement a discute le nouveau Code penal et l'a adopte par un 
vote final le 13 decembre .2002. Je n'etais pas aux Cham­
bres federales au moment oü cela a ete fait, mais je crois 
que cela a ete fait avec beaucoup de soin, beaucoup d'atten­
tion, avec une etude tres poussee et beaucoup de travail, 
parce qu'on parle de choses qui sont extremement impor­
tantes et qui peuvent avoir des consequences assez graves 
pour les personnes concernees. C'est en taute connais­
sance de cause qu'a ce moment-la, l'internement a poste­
riori tel qu'il est propose par le Conseil federal n'avait pas 
ete retenu en plus des trois possibilites qui existent deja et 
que j'ai mentionnees au depart. Cela pose aussi un pro­
bleme que le Code penal revise en 2002 soit modifie alors 
qu'il n'est meme pas encore entre en vigueur. 
De plus, il taut quand meme se souvenir que !'initiative popu­
laire 01.025 «lnternement ä vie pour les delinquants sexuels 
ou violents juges tres dangereux et non amendables» a ete 
adoptee en fevrier 2004. Le representant du Conseil f_ederal 
a dit clairement qu'un projet d'application legislative de cette 
initiative allait etre transmis au Parlement. Entre, d'un cöti3, 
le nouveau Code penal, qui avait fait l'objet de beaucoup de 
deliberations profondes et serieuses, et, de l'autre, le nou- · 
veau projet relatif a l'internement a vie et qui est annonce 
pour ces prochains temps, nous aurions encore ici, entre­
deux, une modification un peu rapide, un peu urgente, qui 
tauche de nouveau a cette question de l'internement. J'ai de 
la peine a comprendre pourquoi nous n'arrivons pas ä traiter 
ces questions ensemble avec serenite, en partant de l'idee 
qu'il s'agit d'un sujet sur lequel il faut avoir une vue d'ensem­
ble. 
Je constate taut d'abord que l'article 65 alinea 2 du projet du 
Conseil federal sera probablement impossible a appliquer -
je crois vous l'avoir demontre. Ensuite, je constate qu'il com­
plique le systeme penal en inventant de nouvelles mesures, 
plutöt qu'en completant ce qui avait ete adopte dans le Code 
penal en 2002. Enfin, je constate qu'en l'espace de quel­
ques mois, nous aurons plusieurs fois a nous saisir de cette 
question, repartie dans de petits paquets separes portant 
sur un sujet unique. 
Le representant du Conseil federal a dit que le Code penal 
adopte en 2002 avait des manques et qu'il fallait pouvoir en 
parler. Je crois qu'on peut taut a fait en discuter, mais pour 
ma part j'ai acquis la.conviction durant nos travaux que la 
solution proposee ici ne va strictement rien ameliorer en ma­
tiere de securite, notamment parce qu'elle est inapplicable. 
Je crois qu'elle constitue, permettez-moi de le dire ici, un 
ecran de fumee, une forme de leurre parce qu'on pourra dire 
qu'on a fait quelque chose dans ce domaine-la, meme si 
cela ne sera effectivement pas applique ensuite. Ce n'est 
pas de cette maniere-la que nous devons envisager notre 
travail. 
Si vous permettez, Monsieur le rapporteur de la commis­
sion, j'aimerais aussi dire ici que les travaux dans la commis­
sion, en taut cas sur ce point precis, ont ete extr13mement 
rapides. Je n'ai pas eu le sentiment qu'il y a eu uneveritable 
discussion poussee sur ce point, qui a ete adopte tres rapi­
dement. 
Ce sont les raisons pour lesquelles, avec la minorite de la 
commission et a cause de tous les doutes qui subsistent sur 
la question, je vous invite a avoir beaucoup de retenue a l'ar­
ticle 65 alinea 2 et a accepter la proposition de la minorite. 

Schweiger Rolf (RL, ZG), für die Kommission: Die Kommis­
sion war sich einig darüber, dass solche Fälle mit hoher 
Wahrscheinlichkeit sehr selteri sein werden. Die Kommis-
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sion stand aber vor folgender Situation - dies im Gegensatz 
zur Beurteilung von Kollege Berset -: Es kann eben trotz­
dem Fälle geben, in denen sich erst im Verlaufe des Vollzu­
ges erkennen lässt - und zwar aufgrund von Fakten, die sich 
während des Vollzuges ereignet haben bzw. aufgrund nach­
träglicher Erkenntnisse -, dass es Opfer geben könnte; 
Fälle, die man eben auch hätte voraussehen können. Es 
wurde dies anhand eines Beispiels erklärt, und zwar anhand 
eines Beispiels, das auch für uns psychiatrische Laien ver­
ständlich war. Ich erlaube mir, Ihnen dieses Beispiel kurz 
darzustellen: 
Ein Täter, der in einer schizophrenen Paranoia seine Partne­
rin umbrachte, wurde einige Monate nach der Tat begutach­
tet. Der Gutachter kam dabei zum Schluss, dass der Täter 
nicht unter schizophrener Paranoia litt, sondern dass der 
Grund für die Tat in der spezifischen Situation der Beziehung 
zu seiner Partnerin zu sehen ist. Der Gutachter hatte mögli­
cherweise insofern Recht, als er die schizophrene Paranoia 
zu diesem Zeitpunkt im Querschnitt - also während der viel­
leicht fünf Stunden, während denen er den Täter sah - viel­
leicht gar nicht erkennen konnte, weil sie bei diesem Täter 
schubweise verlief und der Gutachter keine Langzeitbeob­
achtungen anstellen konnte. Da der Täter in den darauffol­
genden Jahren im Vollzug jedoch unter mehreren Schüben 
schizophrener Paranoia litt, war klar, dass die ursprüngliche 
Annahme, dass die Tat aus der Beziehung als solche zu be­
gründen ist, falsch war. 
Dies wäre nun ein klassischer Fall, und darüber sind sich 
wahrscheinlich die meisten einig: Gutachter können sich klar 
werden, dass dann, wenn ein solcher Täter entlassen 
würde, bei seiner nächsten Freundin das Gleiche wieder ge­
schehen könnte. Nicht dieses Wissen um einen Zustand, 
sondern dieses mit einer gewissen Wahrscheinlichkeit Als­
möglich-Erachten-Können eines Zustandes, der schon im 
Zeitpunkt der ersten Beurteilung vorhanden war, aber nicht 
erkannt wurde, muss eben nach Meinung der Mehrheit der 
Kommission Grund dafür sein dürfen, eine nachträgliche 
Verwahrung anzuordnen. Nur diese nachträgliche Verwah­
rung verhindert, dass sich in diesem Fall eine schizophrene 
Paranoia gegenüber Personen auswirken kann, die der Tä­
ter erst später, nämlich nach seiner Entlassung, trifft. 
Diese Wahrnehmung der Interessenlage von Täter und Op­
fer in zugestandenermassen sehr seltenen Situationen war 
für die Mehrheit der Kommission für Rechtsfragen der Grund 
dafür, dass diese Möglichkeit geschaffen werden soll. Es ist 
dies keine hochjuristische Frage, die nur Juristen beurteilen 
können. Sie selbst können anhand dieses Beispiels die 
Überlegung anstellen, ob Sie sich solche Situationen vor­
stellen können; Sie selbst können die Überlegung anstellen, 
ob in solchen Situationen die Sichtweise des· Opfers mehr 
Beachtung verdient als die Sichtweise des Täters. Es ist 
keine einfache Frage, aber sie ist auch von Laien beurteilbar. 

Marty Dick (RL, Tl): Certaines choses appellent une re­
ponse, et je ne crois pas qu'on puisse les laisser «planer» 
c9mme _ga dans la salle et dans le Bulletin officiel. 
Votre exemple ne veut absolument rien dire. Au contraire, il 
peut facilement etre utilise pour demontrer l'absurdite de 
cette norme. Si on arrive a prouver que cette situation n'exis­
tait pas lors du premier jugement, mais qu'elle est interve­
nue une annee apres, vous ne potJvez pas interner cette 
personne avec la disposition qua vous avez adopteel Avec 
cette dis·position, vous pouvez !'interner retroactivernent seu­
lement si vous reussissez a prouver qu'on aurait dO !'interner 
le jour du jugement, si on avait ete en connaissance de taute 
la situation. C'est une preuve pratiquernent impossible a ap­
porter. Mais si vous prouvez qua cette meme situation psy­
chiatrique etait averee, un mois ou une annee apres le 
jugernent, vous ne pouvez pas !'interner avec votre disposi­
tionl Usez-la! 
Vous avez dO bätir le systerne de la revision pour sauver une 
disposition qui est rnanifesternent contraire a. la Convention 
europeenne des droits de l'horn·rne. Alors on a invente ce 
truc au lieu d'intervenir en creant une nouvelle categorie, 
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parce qu'aujourd'hui - Monsieur Berset l'a bien dit -, avec 
les dispositions que nous avons adoptees, l'internement 
successif est possible pour les malades mentaux, pour les 
toxicomanes et pour les jeunes adultes, dans la mesure ou 
le traitement se revele inefficace. Mais, comme l'a aussi dit 
Monsieur Berset, Ja maladie mentale se juge d'apres un 
schema de douze criteres: si onze criteres sont remplis, 
vous n'appartenez plus a cette categorie: vous n'etes meme 
pas traite, et on ne tente meme pas de Je faire! Pour essayer 
de corriger cela, on a invente un systeme qui tient. campte 
du moment du jugement, mais c'est une demonstration ab­
surde! 
II est trop.tard aujourd'hui pour trouver une solution, mais si 
vous n'etes vraiment pas convaincus de la solution de la ma­
jorite, si vous n'etes pas convaincus de celle de la minorite, 
je vous invite a vous abstenir, ce qui serait un message pour 
que l'autre commission travaille serieusement sur cette af­
faire. 

Schweiger Rolf (RL, ZG), für die Kommission: Ich glaube, 
dass Kollege Marty mich vielleicht etwas falsch verstanden 
hat und ich mich vielleicht auch missverständlich ausge­
drückt habe. Deshalb stelle ich ganz kurz noch einmal die 
Situation dar: 
Der Täter begeht eine Tat, er ermordet seine Ehefrau oder 
seine Freundin. Er wird verhaftet, die Untersuchung läuft. In 
dieser Untersuchung wird er von einem Gutachter beurteilt, 
der zur Frage, ob krankhafte Ursachen eine Rolle spielen 
könnten, Nein sagt und die Ursache der Tat allein in der Be­
ziehung dieses Täters zu dieser Frau oder Freundin sieht. 
Nun kommt eine Einschränkung: Es gibt eine Krankheit, die 
schizophrene Paranoia genannt wird, die in· Schüben ver­
läuft. Nun ist es durchaus vorstellbar, dass dieser Täter wäh­
rend der ganzen Zeit der Untersuchungshaft und vor der 
Verurteilung keinen solchen Schub hatte. Der Psychiater 
konnte also gar nicht feststellen, dass der Täter unter einer 
Paranoia leidet. Es wird das Urteil gefällt, der Richter ent­
scheidet, der Täter wird bestraft, weil er aus Gründen, die 
nicht krankhaft waren, seine Frau oder Freundin umgebracht 
hat. Es vergehen zwei bis drei Jahre. Während des Strafvoll­
zuges zeigt sich nun, dass der Täter tatsächlich eine Para­
noia hat, weil dann ein Schub eintritt und sich diese Schübe 
vielleicht wiederholen. Erst unter dieser Voraussetzung kann 
ein neuer Gutachter erstmals feststellen, dass dieser Täter 
paranoid ist. Diese erstmals so getätigte Feststellung be­
rechtigt dazu, die Verwahrung anzuordnen, wenn aus dieser 
Retrospektive gesagt werden kann: Er war schon früher pa­
ranoid, während der Untersuchungsphase konnte dies aber 
nicht erkannt werden. 
Nochmals: Es werden wenige solche Fälle sein. Aber wegen 
der an sich banalen Tatsache, dass es solche Fälle geben 
könnte und solche Fälle für irgendwelche Opfer ganz ver­
heerend sein könnten, glaube ich, dass es einem Rechts­
staat erlaubt sein muss, aufgrund dieser Gegeben~eiten, die 
sich infolge neuer Umstände erklären, einen Mann zu ver­
wahren, um zukünftige Verbrechen zu verhüten und weitere 
Opfer zu vermeiden. Die Voraussetzungen, die wir verlan­
gen, sind nun wirklich stri~t. 

Berset Alain (S, FR): ~exemple que nous donne Monsieur 
Schweiger demontre encore une fois qua l'alinea 2 de cet ar­
ticle 65 n'est pas la banne solution. C'est ca que"j'ai essaye 
de vous demontrer taut a !'heure. Dans le cas qu'il nous cite, 
il faudrait qu'on puisse avoir acces a un internement pour 
troubles mentaux, quitte, plutöt qu'a ajouter un alinea 2 a cet 
endroit, a reflechir afin d'avoir une acception un peu plus 
large de ca qu'on entend par «traitement pour troubles men­
taux». 
Le probleme que nous avons ici, c'est que nous nous sou­
mettons aux criteres tres stricts de la psychiatrie, alors que 
dans le fand ces criteres sont beaucoup trop noirs ou blancs 
pour nous permettre effectivement d'avoir une approche rai­
sonnable des problemes qui se posent. C'est 9a le veritable 
probleme! Je ne crois pas que ce soit a la ,psychiatrie clini-

que ou a Ja psychiatrie dans le domaine scientifique de nous 
dicter notre conduite en nous disant: «II y a peut-etre une 
vingtaine de criteres d'apres lesquels on peut juger que 
quelqu'un est malade ou pas. Jusqu'a onze criteres remplis, 
on arrive a la conclusion que la personne n'est pas malade; 
a partir du douzieme, eile est malade.» C'est blanc ou noir, 
alors qu'il y a beaucoup de cas qui sont plutöt dans les tons 
gris et desquels nous devons pouvoir aussi nous occuper. 
C'est la raison pour laquelle j'ai mentionne qu'a man sens la 
voie proposee par Je Conseil federal, acceptee par la majo­
rite de la commission, etait un ecran de fumee, un leurre, 
qu'elle ne repondait pas aux vrais problemes. Pour repondre 
aux vrais problemes, on aurait dO oser s'attaquer, ce qu'a fait 
le Parlement dans la revision de 2002 du Code penal, a la 
question des criteres et voir s'il n'aurait pas fallu prevoir une 
approche un peu 'plus mesuree entre le noir et le blanc, s'il 
n'y a pas des cas dans le gris desquels il faudrait aussi pou­
voir s'occuper et qu'il faudrait aussi pouvoir traiter. 

Blocher Christoph, Bundesrat: Ich möchte hier nicht auf 
diese speziellen Fälle und die Diskussion, die sich hier jetzt 
entfacht hat, eingehen. Eine psychiatrische Diskussion kann 
ich auch nicht führen, weil ich nicht aus diesem Metier 
komme. Jch muss Ihnen aber sagen: Mit Artikel 65 Absatz 2 
steht ein Kernpunkt dieser Vorlage zur Diskussion, nämlich 
die nachträgliche Anordnung der Verwahrung. Wenn man je­
manden nachträglich verwahrt, ist die Gefahr natürlich die, 
dass man jemanden, von dem man glaubt, dass er straffällig 
wird, ohne gerichtliche Überprüfung und ohne dass etwas 
vorliegt, verwahrt. Das ist gefährlich, so kann man alle Men­
schen verwahren. 
Hier besteht jedoch keine Gefahr. Es geht um die Fälle, in 
denen jemand vor seiner Entlassung steht und alle davon 
überzeugt sind - ich sage hier alle: das sind die Strafvoll­
zugsbehörden, die Psychiater und die Fachleute der Straf­
anstalten -, dass es eine schwere Straftat geben wird. Ich 
muss Ihnen sagen: Solche Fälle sind vorgekommen, und die 
Täter sind automatisch entlassen worden. In einem der 
schwersten Fälle, einem berühmten, ist innert wenigen Ta­
gen nach der Entlassung eine 25-jährige Frau vergewaltigt 
und ermordet worden. Es geht um solche schwerwiegende 
Fälle. 
Nun ist hier ausgeschlossen, dass man gegen irgendjeman­
den in umfassender Form nachträglich eine Verwahrung 
ausspricht. Solche Vorschläge Jagen ja bei der Beratung vor 
und sind zu Recht abgelehnt worden. Hier geht es vielmehr 
um den Fall, in dem bezüglich eines Verbrechers, der seine 
Strafe abgebüsst hat, im laufe der Zeit die Erkenntnis ent­
standen ist: Diese Person wird wegen einer bestimmten An­
omalie schwer straffällig werden, und das hätte man bereits 
bei der ersten Verurteilung merken können, wenn man über 
die Unterlagen verfügt hätte. Aber das genügt nicht für eine 
Verwahrung, sondern es muss ein neues Urteil gefällt wer­
den. In der Auseinandersetzung zwischen Herrn Schweiger 
und Herrn Marty fehlten die Richter, die sind jetzt nicht hier. 
Die Richter müssen das neu beurteilen. Der Hauptvorwurf 
von Herrn Berset und von Herrn Marty lautet, dass dies sehr 
seltene Fälle sein würden. Sie haben gesagt, dies sei kaum 
praktikabel. Es kann sein, dass es seltene Fälle sind, aber 
auch wenn es seltene Fälle sind, sind es auf jeden Fall doch 
sehr schwerwiegende. Selbst wenn diese Fälle in vielleicht 
zehn Jahren nur drei- oder viermal vorkommen, sind es 
dann drei oder vier Personen, die ermordet werden - und 
das ist ja nicht nichts. Ich glaube, dieses Ventil, auf das die 
Strafvollzugsbehörden allergrössten Wert legen, sollten wir 
nicht einfach beiseite schieben. Wenn es einmal vorkommt, 
sollten wir nicht einfach sagen, dass es nur wenige Fälle 
seien; wenn e~ ja wenige sind, stört es auch niemanden, 
wenn es im Gesetz enthalten ist. Es sind aber schwerwie­
gende Fälle. 
Die beharrlichen Warnungen der Strafvollzugspraktiker ha­
ben den Bundesrat dazu bewogen, einen neuen Vorschlag 
zur nachträglichen Verwahrung einzubringen. Die Experten­
kommission hat ihn so gemacht, dass er mit der EMRK ver-
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einbar ist. Herr Schweiger hat gesagt, die Restriktionen 
seien sehr stark, sodass jetzt der Vorwurf von der anderen 
Seite ~ommt, dies würden seltene Fälle sein. Aber wenn Sie 
das stärker ausdehnen, kommen Sie erstens mit der EMRK 
in Konflikt. Zweitens besteht dann auch die Gefahr, dass je­
mand verwahrt wird, ohne dass eine gerichtliche Beurteilung 
besteht. 
Darum bitte ich Sie, im Interesse der Sicherheit unseres 
Landes dieser doch sehr wohlausgewogenen Fassung zuzu­
stimmen. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit .... 21 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit .... 11 Stimmen 

Art. 75a 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Schweiger Rolf (RL, ZG), für die Kommission: Täter, die ei­
ner therapeutischen lntensivmassnahme unterzogen sind, 
bedürfen dann einer besonderen Beobachtung, wenn es um 
die Frage geht, ob sie in eine offene Strafanstalt eingewie­
sen werden können oder ob Vollzugserleichterungen bewil­
ligt werden sollen. Bisher war es nun so, dass di~ Voll­
zugsbehörden dies weitgehend selber tun konnten und be­
stimmte Fachkommissionen jeweils nur dann aktiv werden 
mussten, wenn die Gefahr der Gemeingefährlichkeit nicht 
eindeutig beurteilt werden konnte. Im Entwurf. wurde dies 
nun etwas umformuliert. 
Neu sehen wir vor, dass über die Frage, ob ein Täter eindeu­
tig gemeingefährlich oder eindeutig nicht gemeingefährlich 
ist, die Vollzugsbehörden entscheiden können. Eine spe­
zielle Fachkommission wird nur dann eingesetzt, wenn die 
Frage der Eindeutigkeit von den Vollzugsbehörden nicht klar 
beurteilt werden kann. Damit wird verhindert, dass diese 
Fachkommission überbelastet wird, und es wird ihr ermög­
licht, besser und intensiver auf die tatsächlich problemati­
schen Fälle einzugehen. 

Angenommen - Adopte 

Art. 90 Abs. 2bis, 4bis; 91 Abs. 2 Bst. c, d; 369 Abs. 4, 
4bis, 4ter, 6; Übergangsbestimmungen Ziff. 2, 3 Abs. 2, 
3; Ziff. 11; III 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 90 al. 2bis, 4bis; 91 al. 2 let. c, d; 369 al. 4, 4bis, 4ter, 
6; dispositions transitoires eh. 2, 3 al. 2, 3; eh. II; III 
Proposition de /a commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Gesamtabstimmung - Vote sur l'ensemble 
Für Annahme des Entwurfes .... 23 Stimmen 
Dagegen .... 9 Stimmen 
(1 Enthaltung) 

Präsident (Büttiker Rolf, Präsident): Gestützt auf Artikel 127 
des Parlamentsgesetzes wird Herr Schweiger nun noch über 
die Petition «Verw§lhrung gefährlicher St~aftäter nach dem 
revidierten StGB. Anderung» der Konferenz der Strafverfol­
gungsbehörden der Schweiz Bericht erstatten, welche die 
Vorlage 05.060 betrifft. 

Schweiger Rolf (RL, ZG), für die Kommission: Ich habe noch 
eine formelle Verpflichtung ;zu erfüllen: Petitionen, die Ge­
genstand einer.Beratung sind, müssen im Rat erwähnt wer­
den. Es geht um eine Petition der Konferenz der Straf­
verfolgungsbehörden der Schweiz betreffend die Verwah­
rung gefährlicher Straftäter nach dem revidierten StGB. 
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Wir haben die in der Petition gemachten Anregungen disku­
tiert und weitgehend übernommen. Wir haben den Anlassta­
tenkatalog erweitert. Wir haben aber etwas nicht übernom­
men: Wir haben die einfache Körperverletzung, die Dro­
hung, die Nötigung, die sexuelle Handlung mit Abhängigen 
und die Ausnützung von Notlagen nicht, wie von der Konfe­
renz gewünscht, in diesen Katalog aufgenommen. Trotzdem 
glauben wir, dass wir von dieser Beschwerde formell Kennt-. 
nis nehmen können und den Petenten in diesem Sinne mit­
teilen können, dass wir ihren Anregungen weitestgehend 
entsprochen haben. 
Dieser formellen Verpflichtung des Parlamentsgesetzes 
habe ich nun entsprochen. 

Präsident (Büttiker Rolf, Präsident): Wir nehmen von dieser 
Erklärung Kenntnis. 

05.016 

Bekämpfung der Kriminalität. 
Abkommen 
mit der Republik Slowenien 
Lutte contre la criminalite. 
Accord 
avec la Republique de Slovenie 

Zweitrat - Deuxieme Conseil 
·sotschaft des Bundesrates 26.01.05 (BBI 2005 1063) 
Message du Conseil federal 26.01 .05 (FF 2005 967) 

NationalraVConseil national 06.10.05 (Erstrat - Premier Conseil) 

StänderaVConseil des Etats 14.12.05 (Zweitrat - Deuxieme Conseil) 

NationalraVConseil national 16.12.05 (Schlussabstimmung-Vote final) 

StänderaVConseil des Etats 16.12.05 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Text des Erlasses (BBI 2005 7 487) 
Texte de l'acte legislatif (FF 2005 7007) 

!nderkum Hansheiri (C, UR), für die Kommission: Es geht bei 
diesem Abkommen mit der Republik Slowenien um die Ver­
stärkung der bilateralen Zusammenarbeit bei der Verhinde­
rung, Entdeckung und Aufklärung bestimmter strafbarer 
Handlungen, insbesondere - aber nicht nur - im Bereiche 
der organisierten Kriminalität, des Terrorismus, des illegalen 
Handels mit Betäubungsmitteln, der Geldwäscherei und der 
Korruption. Die Zusammenarbeit soll insbesondere durch 
den Austausch von strategischen und operativen Informatio­
nen unter Berücksichtigung des Datenschutzes erfolgen, 
dann aber auch durch regelmässige Kontakte zwischen den 
Vertretern der Parteien auf den entsprechenden Ebenen, 
und schliesslich beschlägt die Zusammenarbeit auch die ge­
genseitige Unterstützung bei Training und Ausbildung. Das 
Abkommen greift nicht in die Kompetenzverteilung zwischen 
den Justiz- und Polizeibehörden ein. Solche bilaterale Ab­
kommen über die polizeiliche Zusammenarbeit sind nebst 
der multilateralen Zusammenarbeit mit Interpol, mit polizeili­
chen Institutionen der EU und weiteren internationalen 
Organisationen erforderlich. Sie ermöglichen den Vertrags­
parteien, massgeschneiderte Vereinbarungen über die Zu­
sammenarbeit abzuschliessen. 
Zum Verhältnis zwischen Sehengen und dem vorliegenden 
Abkommen ist Folgendes festzuhalten: Sehengen bildet in 
einzelnen Teilbereichen nur eine Art Grundgerippe zur Inten­
sivierung der Polizeizusammenarbeit innerhalb Europas. 
Sehengen schliesst eine Intensivierung der Zusammenarbeit 
durch bilaterale Abkommen nicht aus, sondern setzt solche 
im Gegenteil voraus. 
Die Kommission für Rechtsfragen beantragt einstimmig, die­
ses Abkommen zu genehmigen. Jetzt könnte man sagen: 
So weit, so gut. . 
Der Bundesrat hält fest, dass der Vertrag dem fakultativen 
Staatsvertragsreferendum gemäss Artikel 141 Absatz 1 der 
Bundesverfassung unterstehe, und er stellt denn auch in 
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Motion RK-SR (05.065). 
Massnahmen gegen Gewalttätigkeiten 
anlässlich von Sportveranstaltungen 
Motion CAJ-CE (05.065). 
Mesures contre les violences 
lors de manifestations sportives 

Einreichungsdatum 24.01.06 
Date de depöt 24.01.06 
StänderaVConseil des Etats 07.03.06 
Bericht BK-NR 09 03 06 
Rapport CAJ-CN 09.03 06 
NationalraVConseil national 09.03.06 

Antrag der Mehrheit 
Annahme der Motion 

Antrag der Minderheit· 
(Sommaruga Carlo, Garbani, Hämmerle, Leutenegger Ober­
hölzer, Vischer) 
Ablehnung der Motion 

Proposition de /a majorite 
Adopter la motion 

Proposition de /a minorite 
(Sommaruga Carlo, Garbani, Hämmerle, Leutenegger Ober­
holzer, Vischer) 
Rejeter la motion 

Präsident (Janiak Claude, Präsident): Die Kommission be­
antragt mit 13 zu 8 Stimmen bei 1 Enthaltung die Annahme 
der Motion. Auch der Bundesrat beantragt, die Motion anzu­
nehmen. Die Debatte wurde beim Geschäft 05.06;i geführt. 

Abstimmung - Vote 
Für Annahme der Motion .... 98 Stimmen 
Dagegen .... 55 Stimmen 

05.060 

Schweizerisches Strafgesetzbuch 
und Militärstrafgesetz. 
Korrekturen am Sanktions-
und Strafregisterrecht 
Code penal suisse 
et Code penal militaire. 
Correctifs en matiere de sanctions 
et casier judiciaire · 

Zweitrat - Deuxieme Conseil 
Botschaft des Bundesrates 29.06.05 (BBI 2005 4689) 
Message du Conseil federal 29.06.05 (FF 2005 4425) 
SiänderaVConseii des Etats 14.12.05 (Erstrat- Premier Conseil) 
NationalraVConseil national 09:03:05 (Zweitrat - Deuxieme Conseil) 
NatiorialraVConseil national 15.03.06 (Fortsetzung - Suite) 
StänderaVConseil des Etats 22.03.06 (Differenzen - Divergences) 
StänderaVConseil des Etats 24.03.06 (Schlussabstimmung - Vota final) 
NationalraVConseil national 24.03.06 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Ordnungsantrag Huguenin 
Das Geschäft 05.060 wird von der Tagesordnung gestri­
chen, damit es später zusammen mit dem Geschäft 05.081 
behandelt werden kann. 

144 9 mars 2006 

Motion d'ordre Huguenin 
L'objet 05.060 est retire de l'ordre du jour pour qu'il puisse 
etre examine ulterieurement, en meme temps que l'objet 
05.081. 

Präsident (Janiak Claude, Präsident): Frau Huguenin hat 
einen Ordnungsantrag gestellt, der Ihnen soeben ausgeteilt 
wurde. Sie beantragt, das Geschäft von der Tagesordnung 
zu streichen, damit es später mit dem Geschäft 05.081, 
«StGB. lebenslängliche Verwahrung extrem gefährlicher 
Straftäter», behandelt werden kann. 

Huguenin Marianne (-, VD): Ma motion d'ordre demande 
effectivement que l'objet traite actuellement soit retire de 
l'ordre du jour, pour qu'il puisse etre examine, ulterieure­
ment, en meme temps que l'objet 05.081 «CP. lnternement a 
vie pour les delinquants juges tres dangereux». II est quel­
que peu surrealiste de voir le Conseil federal soumettre au 
Parlement deux propositions de modification et de correction 
d'une loi qui n'est pas encore entree en vigueur quatre ans 
apres son adoption par le Parlement, le Code penal revise 
ne devant entrer en vigueur que l'annee prochaine. 
Nöus sommes en presence de deux messages successifs 
du Conseil federal, l'un nous proposant des correctifs du 
Code penal suisse et du Code penal militaire, correctifs sur 
lesquels nous devrions debattre et qui traitent. principale­
ment de l'internement ordinaire, et l'autre traitant de l'inter­
nement a vie. Cette situation est pour le moins particuliere et 
illustre bien la precipitation et le glissement vers le «tout-re­
pressif» dans le traitement de ce dossier. S'il est logique et 
normal de legiferer apres l'acceptation par le peuple en fe­
vrier 2004 de !'initiative populaire federale «lnternement a 
vie pour les delinquants sexuels ou violents juges tres dan­
gereux et non amendables», il est etonnant de voir le 
Conseil federal nous proposer en sus un autre projet de mo­
dification et de durcissement d'articles pourtant votes en 
2002. 
Le Parlement devrait donc debattre aujourd'hui de l'interne­
ment ordinaire et, dans ·quelques mois, de l'internement a 
vie, puisqu'on nous dit que le projet d'internement a vie est 
deja en mains de la Commission des affaires juridiques du 
Conseil des Etats. Cette fac;:on de proceder nous paral't 

· illogique et dangereuse; c'est une sorte de tactique du sa­
lami. On risque fort en effet dans le debat d'aujourd'hui de 
voir les partisans de la repression durcir les conditions de 
l'internement ordinaire - position qui est celle du Conseil 
federal -, alors que le debat sur l'internement a vie est en­
core a venir. 
La lecture du message de novembre 2005 du Conseil 
federal sur la mise en oeuvre de l'article 123a de la Constitu­
tion pour l'internement a vie des delinquants extremement 
dangereux montre d'ailleurs que les deux sujets sont etroite­
ment imbriques, les termes etant quasiment identiques pour 
qualifier les conditions qui pourraient conduire a un interne­
ment ordinaire ou a un internement a vie. La possibilite d'un 
renvoi du projet au Conseil federal a d'ailleurs ete evoquee 

. en commission en raison de cette confusion. 
Coinme il para1t difficile a ce stade de la procedure et en 
presence de deux messages du Conseil federal de fusi­
onner las deux procedures en cours, je propose, au nom 
d'«A gauche toutel/Linksl», par cette motion d'ordre, que les 
deux messages du Conseil federal, les deux propositions de 
modification du Code penal et les deux debats sur les condi­
tions de l'internement ordinaire et a vie, soient traites en 
meme temps et ulterieurement par le Parlament. Le fait 
d'avoir une vue d'ensemble de ces sujets devrait nous per­
mettre un debat plus serein et plus coherent. 
J'invite le conseil a adopter ma motion d'ordre. 

Menetrey-Savary Anne-Catherine (G, VD): Comme vient 
de le dire Madame Huguenin, sa motion d'ordre correspond 
a une proposition que j'avais faite en commission. Je peux 
donc la soutenir et vous inviter a l'adopter. 
II est vrai qu'il parait totalement aberrant de modifier des dis­
positions sur l'internement de man_iere dissociee. Mo~sieur 
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Je conseiller federal Blocher nous a dit en commission que 
!'initiative sur l'internement a vie n'avait rien a voir avec ce 
que · nous discutons presentement. Le groupe des Verts est 
d'un avis totalement oppose; il pense au contraire que cela a 
taut a voir. On ne peut pas, aujourd'hui, parler d'un interne­
ment qui serait dit «ordinaire», et parler demain d'un interne-
ment qui serait l'internement a vie. · 
Pour ceux d'entre vous qui ont deja eu Ja curiosite d'aller voir 
le nouveau projet de mise en oeuvre de !'initiative et le mes­
sage qui l'accompagne, vous aurez peut-etre ete frappes -
comme i.e l'ai ete - par les grandes similitudes que l'on 
trouve entre ces deux formes d'internement en ce qui con­
cerne les criteres pour lesquels un juge pourrait prononcer 
une teile mesure. Ainsi, Ja liste des crimes est pratiquement 
Ja meme; l'idee que des therapies sont vouees a l'echec re­
vient dans les deux cas, de meme que la dangerosite et son 
evaluation en fonction des caracteristiques personnelles de 
l'individu, notion extremement elastique. 
Alors si l'on veut differencier ces deux formes d'interne­
ment - l'internement normal et l'internement a vie -, il est in­
dispensable a man avis de les traiter ensemble. Sinon ma 
grande crainte serait que l'on retrouve l'internement normal 
inclus dans une forme d'internement a vie, puisque les seu­
les choses qui peuvent finalement les differencier, c'est que 
l'un des internements est a vie, alors que l'autre est indeter­
mine, ce qui signifie qu'il peut aussi etre a vie. C'est la raison 
pour laquelle je trouve indispensable de traiter ensemble ces 
deux sujets. 
Je vous recommande d'adopter la motion d'ordre Huguenin. 

Präsident (Janiak Claude, Präsident): Die FDP-Fraktion urid 
die SVP-Fraktion teilen mit, dass sie den Ordnungsantrag 
Huguenin ablehnen. 

Häberli-Koller Brigitte (C, TG): Die CVP-Fraktion bittet Sie, 
den Ordnungsantrag abzulehnen. Die zuständige Kommis, 
sion hat die Sachlage sorgfältig abgeklärt und sich klar für · 
Eintreten ausgesprochen. Der Ständerat ist in der letzten 
Session ebenfalls auf diese Vorlage eingetreten. 
Die Verwahrungs-Initiative betrifft einzig den spezifischen 
Fall eines nichttherapierbaren Täters, der schwere Gewaltta­
ten zu verantworten hat. Die entsprechende Verfassungsbe­
stimmung ist direkt anwendbar, solange keine gesetzliche 
Regelung vorhanden ist. Wenn die Verwahrungs-Initiative in 
diese Revision integriert werden soll, ist ein Inkrafttreten auf 
den 1. Januar 2007 nicht möglich. 
Aus diesen Gründen bitte ich Sie, den Ordnungsantrag ab­
zulehnen. 

Hämmerle Andrea (S, GR): Die Umsetzung der von Volk 
und Ständen angenommenen Verwahrungs-Initiative wird in 
einer separaten Botschaft vorgesehen. Dies ist politisch und 
sachlich richtig. Warum? 
Es geht bei der Umserzung der Verwahrungs-Initiative um 
ein ganz spezielles Gebiet, um ein Rechtsgebiet, das über­
aus heikel ist, viel heikler noch als die Verwahrung, d_ie wir 
hier diskutie.ren. Es ist ohne weiteres möglich, denkbar, dass · 
die Umsetzung der Verwahrungs-Initiative auf Gesetzes­
ebene gar nicht zustande kommt, dass es also einfach ein 
Verfassungsartikel bleibt. ·Das jetzt politisch und sachllch 
miteinander zu verbinden wäre sehr, sehr 1.1ngeschickt. Wir 
müssen diese Diskussion über die Umsetzung der Verwah­
rungs-Initiative separat, gründlich und sorgfältig führen. 
Es kommt hinzu, dass die Inkraftsetzung des Allgemeinen 
Teils des Strafgesetzbuches nun tatsächlich endlich erfolgen 

· sollte. Was Jetzt geschehen ist - dass das über Jahre 
hinausgezögert worden Ist -, ist nicht im· Interesse der Sa­
che. 
Ich bitte Sie also, den Ordnungsantrag abzulehnen. 

Vischer Danief(G, ZH): Ich muss Sie das Gleiche bitten. Ich 
glaube, aus der Arbeit der Kommission ist es klar, dass wir 
diesen Allgemeinen Teil, diese Baustelle gewissermassen, 
im Vergleich zur Verwahrungs-Initiative gesondert behandelt 
haben. Hier geht es um einen Spezialeffekt der Verwahrung, 
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nämlich um die Frage, ob in einem Revisionsverfahren die 
nachträgliche Verwahrung auf der Basis der heute geltenden 
Verwahrung durchgesetzt werden kann. Bei der Initiative 
geht es in .einem gewissen Sinn um den Aspekt der Totalver­
wahrung. Diese Initiative gilt - sagen wir einmal - als EMRK- · 
fragwürdig. Es wird sich zeigen, ob sie überhaupt je in Ge­
setzesform erlassen werden kann. Es ist schon richtig, dass 
sie heute schon angewandt werden kann; nur wird sich dann 
zeigen, ob der Gerichtshof bei der Einzelüberprüfung auch 
dieser Meinung sein wird. 
Aber ich muss Sie inständig bitten, heute bezüglich Verwah­
rung nur diesen Aspekt der nachträglichen Verwahrung zu 
regeln oder eben nicht zu regeln, damit dieser Punkt vom 
Tisch ist. Wir werden in einem speziellen Verfahren den gan­
zen Problemkreis Verwahrungs-Initiative zu behandeln ha­
ben, der eigentlich nicht in einem unmittelbaren Zusammen­
hang mit der heutigen Vorlage steht. 

Blocher Christoph, Bundesrat: Ich bitte Sie, den Antrag von 
Frau Huguenin abzulehnen. Sie glaubt, dass die jetzige Dis­
kussion über den Allgemeinen Teil des Strafgesetzbuches, 
wo wir Ihnen die Verfahrensänderungen vorschlagen, einen 
Zusammenhang mit der Verwahrungs-Initiative hat. Dem ist 
nicht so! Die Verwahrungs-Initiative regelt einen einzigen, 
speziellen Fall, nämlich den Fall der besonders gefährlichen, 
nichttherapierbaren Gewalt- und Sexualstraftäter. Dieser Fall 
ist ein spezieller Fall, und darum soll er auch speziell behan­
delt werden. Das gilt bereits heute und ist in Kraft, das ist 
auch bereits anwendbar als Verfassungsartikel, wie ihn Volk 
und Stände angenommen haben. 
Natürlich ist eine gesetzliche Ausführung besser - diese 
Vorlage liegt ja auch vor dem Parlament, sie ist vor dem 
Ständerat, aber sie hat nichts mit dieser Vorlage zu tun, wo 
die Verwahrung allgemein geregelt wird. Das Einzige, was 
sie miteinander verbindet, ist, dass es um Verwahrungsfra­
gen geht, aber bei der Verwahrungs-Initiative geht es nicht 
um allgemeine Straftaten, es geht nicht um die Frage der 
nachträglichen Verwahrung, sondern es geht um den spezi­
ellen Fall der Verwahrung bei besonders gefährlichen, nicht­
therapierbaren Gewalt- und Sexualstraftätern. 
Wenn Sie das jetzt miteinander vermischen, dann werden 
Sie noch fünf Jahre lang kein Strafgesetzbuch in Kraft treten 
lassen können! nenn das sage ich Ihnen: Der Bundesrat 
wird das Strafgesetzbuch ohne die Nachbesserungen auf 
keinen Fall in Kraft treten lassen; das kann er nicht verant­
worten, weil es bei den Kantonen gefährliche Situationen 
gibt. 
Darum bitte ich Sie: Gehen Sie nach dem Marschplan vor, 
den Sie vorgesehen haben: jetzt die Nachbesserungsvor­
lage und separat die Vorlage zur Verwahrungs-Initiative. 

Glasson Jean-Paul (RL, FR), pour la commission: Tres brie­
vement: il taut reconnaTtre que si vous acceptez cette motion 
d'ordre Huguenin, cela equivaut a une non-entree en ma­
tiere sur le projet que nous avons saus les yeux. Comme vi­
ennent de le dire Monsieur le conseiller federal Blocher et le 
president de Ja Commission des affaires juridiques, Mon­
sieur Vischer, la mise en oeuvre de l'article constitutionnel 
que Je peuple et les cantons ont accepte a propos de l'inter­
nement a vie ne pourra pas se faire dans un delai tres -bref. 
C'est tres controverse, c'est tres complique; cela veut dire, si 
l'on adopte I?, motion d'ordre Huguenin, que nous n'adopte­
rons pas des modifications qui doivent etre debattues au­
jollrd'hui et qui sont imperatives. 
On vient de le dire, ce Parlem~mt a adopte en 2002 la partie 
generale du Code penal suisse. Aujourd'hui, il y a des adap­
tations internes - j'y reviendrai lors du debat d'entree en ma­
tiere -, mais nous devons imperativement mettre en oeuvre 

· cette partie generale au 1 er janvier 2007, sans quoi on aura 
vote la partie general~ du Code penal en 2002 et eile ent­
rerait en vigueur en 2010 au 2011, ce qui est taut a fait inac­
ceptable. 
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Abstimmung - Vote 
Für den Ordnungsantrag Huguenin .... 18 Stimmen 
Dagegen .... 118 Stimmen 

Schweizerisches Strafgesetzbuch und Militärstrafgesetz 
Code penal suisse et Code penal militaire 

Amherd Viola (C, VS), für die Kommission: Sie mögen sich 
die Frage stellen, wieso wir heute über Korrekturen am 
Sanktions- und Strafregisterrecht zu debattieren und ent­
scheiden haben, dies, nachdem das Parlament erst im De­
zember 2002 eine umfassende Revision des Allgemeinen 
Teiles des Strafgesetzbuches verabschiedet hat und das 
verabschiedete Gesetz bis heute noch nicht in Kraft gesetzt . 
wurde. Das heisst nichts anderes, als dass wir revidierte Be­
stimmungen vor ihrem Inkrafttreten wieder ändern, sozusa­
gen die Revision der Revision - ein vielleicht nicht alltägli­
ches Vorgehen, das sich vorliegend aber rechtfertigt. Nach 
der Verabschiedung des Allgemeinen Teiles des Strafge­
setzbuches mussten sich die Kantone mit seiner Umsetzung 
befass§ln. Dabei sind Mängel zutage getreten, die eine er­
neute Uberprüfung erforderten. Aufgrund der schwerwiegen­
den Einwände, die von den Kantonen, namentlich von den 
Strafvollzugsbehörden und den Anstaltsdirektoren, geltend 
gemacht wurden, ist die Nachbesserung notwendig, um gra­
vierende Vollzugsprobleme zu vermeiden. Die vorliegende 
Fassung hat die relevanten Einwände aufgenommen. 
Der Allgemeine Teil des Strafgesetzbuches soll auf den 1. 
Januar 2007 in Kraft treten. Die Kantone drängen darauf, 
und es macht auch Sinn, dass die nun zur Debatte stehen­
den Anpassungen gleichzeitig in Kraft treten. Dies bedeutet 
einen engen Zeitplan und erfordert ein zügiges Vorgehen. 
Wir behandeln das Geschäft als Zweitrat. Wenn wir die Revi­
sion in dieser Session verabschieden, können in der Som­
mersession die Differenzbereinigung und die Schlussab­
stimmung erfolgen. 
Was beinhaltet die Revision nun? Es sind vier Bereiche be­
troffen: 
1. die Verbindung bedingter Strafen mit einer unbedingten 
Geldstrafe oder Busse; · 
2. die Verwahrung; 
3. der Straf- und Massnahmenvollzug; 
4. das Strafregisterrecht. 
Bestandteil der Revisio~. sind auch Anpassungen im Militär­
strafrecht, die mit den Anderungen des Strafgesetzbuches 
korrelieren. Nicht Bestandteil der Revision ist, wie in der Dis­
kussion übe(den Ordnungsantrag bereits gesagt worden ist, 
die Verwahrungs-Initiative. Die Kommission hat darüber dis­
kutiert, ob deren gesetzliche Regelung in die vorliegende 
Revision integriert werden soll. Aus folgenden Gründen ist 
die Kommission zum Schluss gekommen, dass sie losgelöst 
von dieser Vorlage behandelt werden kann und soll: 
1. DieVerwahrungs-lnitiative betrifft, wie gesagt, einen ganz 
spezifischen Fall, und zwar den spezifischen Fall eines 
nichttherapierbaren Täters, der schwere Gewalttaten zu ver-
antworten hat. . · 
2. D·ie entsprechende Verfassungsbestimmung ist auch 
ohne gesetzliche Regelung direkt anwendbar. 
3. Sollte die Verwahrungs-Initiative in die vorliegende Revi­
sion integriert" werden, würde ein Inkrafttreten am 1. Januar 
2007 illusorisch. 
Die zu den einzelnen Artikeln folgenden Ausführungen spre­
chen also nie von der Verwahrungs-Initiative, auch wenn der 
Terminus der Verwahrung gebraucht wird; es geht dann je­
weils um die· heutige Massnahme, wie sie im Strafgesetz­
buch schon enthalten ist. 
Bei der Gesetzesvorlage, die wir heute behandeln, geht es 
um einen Regelungsbereich, der eine fundierte und ernst­
hafte Diskussion erfordert, geht es bei dessen Vollzug doch 
einerseits um schwerwiegende Eingriffe in die persönliche 
Freiheit des Einzelnen und andererseits um die Gewährlei­
stung der öffentlichen Sicherheit. Dem Rechnung tragend, 
hat sich die Kommission vertieft mit dem Thema verfasst. 
Zum Thema der Verwahrung wurde ein Hearing durchge-

führt An diesem Hearing nahmen die Psychiater Dr'. Bruno 
Gravier und Dr. Frank Urbaniok sowie der Rechtsprofessor 
Dr. Moritz Kuhn teil. Nach all diesen Diskussionen, Abklä­
rungen und Informationen hat die Kommission ohne Gegen­
antrag Eintreten beschlossen. Der Ständerat hat in der 
Wintersession ebenfalls ohne Gegenantrag Eintreten be­
schlossen. 
Entsprechend bitten wir Sie, auf die Vorlage einzutreten. 

Glasson Jean-Paul (RL, FR), pour Ja commission: Avons-nous 
mal Jegifere? Cette question· se pose puisque nous avons 
mis Ja tauche finale a Ja revision de la partie generale du 
Code penal suisse en 2002 - la votation finale s'est deroulee 
le 13 decembre 2002 -, Jors de Ja derniere Jegislature. Enfin, 
nous pensions avoir boucle la modification totale; or, nous 
revoila. avec une revision de la revision avant meme l'entree 
en vigueur de celle-ci. Et cela, apres une longue attente due 
aux delais donnes aux cantons pour la mise en place tech­
nique et legislative des nouveautes. Nous sommes mainten­
ant presses par le temps pour que tout puisse enfin entrer 
en vigueur au 1 er janvier prochain. 
Avons-nous mal legifere? Je ne le crois pas, mais la doc­
trine, d'Line part, les milieux de la poursuite penale et de 
l'execution des peines, d'autre part, ont e.u le temps de cri­
tiquer certaines options, de les analyser plus profondement. 
D'aucuns ont remis sur le tapis des propositions ecartees a 
l'epoque, et le Conseil federal lui-meme s'est avise de tenir 
campte de nouveaux elements intervenus dans Ja reflexion. 
Car quatre ans; ma foi, c'est long! 
Voici donc sur la table des correctifs apportes par le Conseil 
federal, le Conseil des Etats et la commission dans le Code 
penal suisse, et le Code penal militaire lorsque cela est 
necessaire. En fait, et c'est heureux ainsi, Je systeme de 
base reste Je meme. II y a eu neanmoins des modifications 
ponctuelles dans le domaine des peines - article 42 -, de 
l'execution des peines et des mesures - articles 90 et 91 du 
nouveau projet - et du casier judiciaire - article 369 des dis­
positions transitoires. Nous y reviendrons dans la discussion 
par article; Madame Amherd a deja donne quelques indicati­
ons. 
Comme on a pu le voir tout a !'heure, les dispositions 
touchant a l'internement dans sa nouvelle forme sont de 
plus grande portee, avec une extension des infractions per­
mettant l'internement par rapport aux dispositions que nous 
avions prises en 2002, · et la possibilite nouvelle d'ordonner 
un internement a posteriori. Cette derniere possibilite, ainsi 
que Ja plus grande rudesse en matiere d'internement possi­
ble, ont suscite bien sür un examen controverse complet 
dans Ja commission, avec a. nouveau l'audition d'experts, 
apres celles que la commission des Etats avait pu faire. 
La commission a adopte les correctifs proposes, notamment 
le durcissement en matiere d'internement. Elle propose 
d'autres adaptations qu'elle a elaborees elle-meme, ayant 
trait entre autres aux extraits du casier judiciaire et au cumul 
des peines. 
C'est par 12 voix contre 7 qu'elle s'est prononcee au vote sur 
l'ensemble en faveur de cette revision, l'entree en matiere 
n'ayant pas ete combattue. 

Präsidentin (Egerszegi-Obrist Christine, erste Vizepräsi­
dentin): Die SP-Fraktion, die CVP-Fraktion und die SVP­
Fraktion teilen mit, dass sie für Eintreten stimmen werden. 

Menetrey-Savary Anne-Catherine (G, VD): Vous admettrez 
que c'est taut de meme assez genant de se Jancer dans une 
revision d'une loi qui n'est meme pas encore entree en vi­
gueur. Je dois dire, et je pense que d'autres collegues Je re­
connaitront aussi, qu'un certain sentiment de malaise etait 
unanimement ressenti par les membres de la commission. 
Mais, ce qui nous gene le plus, nous, le groupe des Verts, 
c'est la maniere dont cette revision est motivee, notamment 
dans le message du Conseil federal. 
Qu'une loi elaboree et votee par ce Parlament ne soit pas 
parfaite, Qa, on peut l'admettre; nos oeuvres sont perissa­
bles et finalement approximatives. Mais qu'on ne vienne pas 
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nous dire apres cou·p que nous avons commis des erreurs 
ou des oublis ou que nous avons finalement accouche d'une 
loi inapplicable, comme si nous avions toujours ete a cöte de 
la plaque, dephases par rapport a la realite! Pour nous, cela, 
c'est beaucoup plus difficile a avaler, pour nous, politiciens, 
politiciennes, mais aussi pour les nombreux experts qui ont 
travaille des heures sur ce projet. II se peut que cette loi ne 
plaise pas a certains, mais eile convient a d'autres. Tous ont 
eu l'occasion de donner leur avis dans la procedure de con­
sultation, et les decisions ont ete prises en conscience. 
II n'est pas juste, non plus, de pretendre, comme certains 
l'ont fait au Conseil des Etats, que la situation de la crimina­
lite a tellement change depuis decembre 2002 qu'une revi­
sion s'impose. C'est la vision politique de la criminalite et de 
la sanction qui a change, comme en atteste, d'ailleurs, l'ac­
ceptation par le peuple de !'initiative populaire «lnternement 
a vie pour les delinquants sexuels ou violents juges tres dan­
gereux et non amendables». La philosophie de reinsertion/ 
rehabilitation qui avait preside a la revision du Code penal 
est en train de s'effriter et l'enfermement revient en force. 
C'est cela qui nous pose probleme, dans ce processus. 
A cela s'ajoute le morcellement du processus de revision. 
En realite, le seul fait vraiment nouveau, depuis l'adoption de 
la partie generale revisee du Code penal en 2002, c'est l'ac­
ceptation par le peuple de !'initiative sur l'internement a vie. 
Cela, c'est vrai, mais cela seulement, necessitait une revi­
sion de la loi. 
A nos yeux, et contrairement a ce qui a ete dit dans la petite 
discussion au sujet de la motion d'ordre Huguenin, les modi­
fications qu'on nous propose aujourd'hui ne sont pas 
imperatives. La loi pouvait entrer en vigueur sans ces modifi­
cations. Je maintiens que la revision des articles sur l'inter­
nement, c'est une revision qui porte .sur le fond, et que les 
modifications proposees aujourd'hui ne se justifient pas. 
C'est pourquoi, encore une fois, je pense que la loi pouvait 
entrer en vigueur sans ces modifications. 
Je veux rappeler tout de meme que, lors de l'elaboration.de 
la loi dans les annees 2001/02, la commission avait expres­
sement - et le Parlement, par consequent, aussi - tenu 
compte de !'initiative populaire - par anticipation d'ailleurs, 
puisqu'elle n'etait pas encore votee. Nous avions procede a 
l'audition des initiants, niais nous avions aussi charge une 
delegation de la Commission des affaires juridiques de ne­
gocier avec eux. Et finalement, nous avions modifie notre 
premier projet pour aller dans le sens de !'initiative. La ver­
sion qui figure actuellement dans le Code penal est un com­
promis - un compromis elabore dans la douleur, mais un 
compromis respectable - qui devait precisement nous eviter 
de nous trouver dans la situation ou nous sommes au-
jourd'hui. · 
Les Verts, c'est vrai, n'ont pas fait de proposition de non-ent­
ree en matiere parce qu'ils n'etaient pas contre les petits 
reamenagements de detail dont on va parler tout a !'heure; 
mais ils entrent en matiere, je dois dire, dans une certaine 
mauvaise humeur. 
Nous accepterons ces petits amenagements, mais nous re­
fuserons les modifications de fond et nous reviendrons sur 
ces questions dans la discussion par article. 

Vischer Daniel.(G, ZH): Kernstück dieser Vorlage ist die 
nachträgliche Verwahrung. Ich möchte bereits im jetzigen 
Moment einige Punkte dazu festhalten. 

, Wie bereits gesagt, haben wir zwei verschiedene Elemente: 
Wir haben die Verwahrung, wie sie nun im Strafgesetzbuch 
bereits enthalten ist, und wir haben die Verwahrungs-Initia­
tive, welche für gewisse Täter eine Totalverwahrung an­
strebt. Heute geht es um eine Modifizierung der bereits 
heute geltenden Verwahrung. Einerseits soll der Katalog der 
Anlasstaten ausgeweitet werden, andererseits soll eine 
nachträgliche Verwahrung möglich werden. Was heisst · 
nachträglich? Das heisst, es soll auch eine Person verwahr~ 
werden können, die bei ihrer Verurteilung nicht verwahrt 
worden ist, bei der aber im Rahmen des Vollzuges festge­
stellt wird, dass - dies ist das Wichtigste - bereits zum Zeit­
punkt der Verurteilung ein Verwahrungstatbestand vorgele-
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gen hat und das Gericht aus Gründen, die es nicht zu 
verantworten hat, die Verwahrung nicht ausgesprochen hat. 
Es müssen also neue Tatsachen und Beweismittel vorliegen, 
die dem Gericht bisher noch nicht bekannt waren. 
Nun wissen Sie: Die Gefängnisdirektoren jammern, Herr Ur­
baniok listet uns einen Katalog auf mit der Anzahl von Tä­
tern, die alsbald auf freien Fuss gesetzt würden, wenn wir 
nicht im nächsten Jahr die nachträgliche Verwahrung einfüh­
ren würden. Da irren sich diese Leute; das muss ich Ihnen 
sagen. Sie irren sich, wenn sie meinen, die nachträgliche 
Verwahrung werde es ihnen ermöglichen zu verhindern, 
dass diese Leute herausgelassen werden müssen. Ich sage 
Ihnen auch, warum: Eine nachträgliche Verwahrung ist nur 
möglich, wenn der Richter die ganzen zusammenhänge der 
Verwahrung in einem solchen Fall nicht geprüft hat. In den 
meisten Fällen aber, die heute als Gefahrenherde zur Dispo­

,sition stehen, liegen Gutachten vor; das Gericht hat sich 
also mit der Frage der Verwahrung befasst, kam aber nicht 
zum Schluss, sie sei nötig. 
Ich vermute stark, dass Leute wie Herr Urbaniok und andere 
meinen, die nachträgliche Verwahrung sei auch möglich, 
wenn gewissermassen ein neuer Gutachter sein Ermessen 
an die Stelle eines früheren Ermessens eines Gutachters 
setzt. Das wird ganz klar nicht der Fall sein. Das heisst, die 
Argumentation «Wir haben jetzt ein neues Gutachten» wird 
immer dann nicht eine genügende Grundlage für die nach­
trägliche Verwahrung sein, wenn gutachterlich schon im er-
sten Fall die Verwahrung überprüft worden ist. · 
Es konnte eigentlich niemand genau Auskunft geben, wel­
che Fälle von den infrage stehenden jetzt für diese nachträg­
liche Verwahrung tatsächlich infrage kämen. Da, glaube ich, 
besteht auch ein gewisses Missverhältnis in der Argumenta­
tion. Auch Herr Bundesrat Blocher sagt, diese nachträgliche 
Verwahrung werde wahrscheinlich gar nie oder nur ganz sel­
ten, vielleicht höchstens einmal pro Jahr, angewandt. Auf der 
anderen Seite wird sie ins Gesetz genommen, weil im Land 
der Druck besteht: Wir müssen «griffige» Verwahrungen 
aussprechen können. Es ist der Ruf der Gefängnisdirektoren 
usw. Da frage ich, ob wir hier nicht eine Simulation veranstal­
ten. Wir tun nämlich so, als ob wir einen neuen, griffigen Tat­
bestand der nachträglichen Verwahrung einführen, und le­
gen nicht offen, dass er nur in den seltensten Fällen 
angewandt werden kann. Nur in den Fällen, wo wirklich ein 
revisionswürdiger Tatbestand im umschriebenen Sinne vor­
liegt, ist der Grundsatz «ne bis· in idem» möglicherweise 
nicht verle~zt. Ich bin gespannt, wie viele Fälle von den weni­
gen, die zur Anwendung kommen, in Strassburg der euro­
päischen höchstrichterlichen Überprüfung noch standhalten. 
Das ist also die Crux: Wir haben gewissermassen das Da­
moklesschwert «ne bis in idem»; dies ist ein EMRK-Grund­
satz, aber auch ein Obergrundsatz unserer eigenen Straf­
rechtspflege. 
Es macht keinen Sinn, einer solchen Gesetzgebung das 
Wort zu reden und Tatbestände einzuführem, die eigentlich 
nur im minimalsten Bereich eine Wirkung haben. Das ein 
paar allgemeine Bemerkungen zum Eintreten. Ich werde 
nicht mehr darauf zurückkommen. 

Huguenin Marianne (-, VD): Notre formation «A gauche 
toutel/Links!» tient a. manifester son inquietude quant a la 
derive vers le «tout-securitaire» qui marque ces evolutions 
du droit. Ceux-la. memes qui en d'autres circonstances s'ap­
puient sur les lois pour resister aux debats en cours dans la 
societe - je pense a l'asile, a la toxicomanie, mais il y aurait 
d'autres exemples - suivent sans etats d'äme la vague du 
«tout-securitaire» et bousculent les lois et notre cadre juri­
dique sans trop s'inquieter de ·savoir si ces modifications 
sont compatibles avec la Convention europeenne des droits 
de l'homme ou si elles sont applicables dans le respect des 
regles de droit. Rappelons que ce durcissement est deja vi­
sible dans la pratique et dans le droit actuel. 
L'article 43 du Code penal suisse, «Mesures concernant les 

· delinquants anormaux», est bien connu des medecins, des 
avocats et de toute personne qui travaille dans des domai-
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nes apparentes. II permet un internement et es! utilise de 
fai;on exponentielle, en tout cas dans le canton de Vaud. 
Nous nous opposerons donc au durcissement des conditi­
ons de l'internement ordinaire prevu a l'article 64, alors 
meme que va etre introduit l'internement a vie qui va dans ce 
sehs avec des conditions dont l'arbitraire est frappant. 
Nous soutiendrons les propositions de minorite Menetrey­
Savary, trop peu defendues par ailleurs, qui cherchent a limi­
ter cette mesure aux cas graves E:lt surtout a fournir des con­
ditions objectives pour l'appliquer, par exemple en cas de re­
cidive ou d'echec de mesures therapeutiques. 
Nous nous opposerons egalement a l'internement a po­
steriori prevu par le Conseil federal a l'article 65, mesure qui 
nous semble particulierement dangereuse sur le plan du 
droit. La volonte du Conseil federal d'introduire cette mesure 
va a. l'encontre des regles de droit qui veulent qu'on ne 
puisse juger deux fois la meme personne pour les memes 
faits et que la procedure de revision soit extremement 
stricte. lnitialement, cette procedure n'etait d'ailleurs prevue 
qu'en faveur du condamne, comme c'est le cas en France. Si 
une revision en defaveur est possible en Suisse, eile doit re­
pondre a des regles tres precises qui, d'apres le professeur 
Kuhn entendu comme expert dans la commission, rendent 
cet article inapplicable ou alors le font contrevenir a l'article 7 
de la Convention europeerine des droits de l'homme qui sti­
pule qu'il n'est inflige aucune peine plus forte que celle qui 
etait applicable au moment ou l'infraction a ete commise. 
Dans ce debat sur l'internement, nous sommes finalement 
places devant un choix de societe, devant un choix ethique 
fondamental. Le choix du «tout-securitaire» est dangereux 
et, a notre avis, source de violences par le risque d'atteintes 
aux droits fondamentaux de l'etre humain qu'il implique, par 
l'arbitraire, par l'illusion de securite et de contröle qu'if 
donne, par la violence qui est exercee en declarant quel­
qu'un irrecuperable en ne lui donnant plus sa chance. 
Les fondements de notre Etat de droit et de notre justice re­
posent sur le jugement et la peine, doncsur la possibilite de 
remission et de changement du condamne, possibilite qui 
doit rester au coeur de notre pratique. Elle est valable pour 
les juges, les medecins, le personnel penitentiaire. 
Les exceptions doivent le rester et etre dOment sous con­
tröle, ce que ne permettent pas les modifications proposees, 
que nous vous invitons donc a rejeter. 

Huber Gabi (RL, UR): Die FDP-Fraktion ist für Eintreten auf 
die Vorlage. Allerdings betrachten wir es nicht als Ruhmes­
blatt der Gesetzgebung, dass wir es hier mit einer Revision 
der noch nicht in Kraft getretenen Revision des Allgemeinen 
Teiles des Strafgesetzbuches zu tun haben. In der Botschaft 
wird einerseits ausgeführt, die an der ersten Revision aus 
dem Jahre 2002 geäusserte Kritik sei mindestens teilweise 
seit Beginn der Beratungen bekannt gewesen, aber vom 
Parlament nicht berücksichtigt worden. Andererseits hätten 
Kritiker ihre Äusserungen während den parlamentarischen 
Beratungen nicht eingebracht. Dies wirft schon einige Frage­
zeichen auch an unsere eigene Adresse auf. Tatsache ist 
nun aber, dass der vom Parlament am 13. Dezember 2002 
verabschiedete revidierte Allgemeine Teil des Strafgesetzbu­
ches noch nicht in Kraft ist beziehungsweise von Praktikern 
und seitens der kantonalen Justiz- und Polizeidirektoren be­
reits vor dem Inkrafttreten starke Kritik geübt wurde und 
nachträgliche Änderungen verlangt wurden. . · 
Etwas speziell verlief denn auch das Vernehmlassungsver­
fahreri zur aktuellen Revisionsvorlage. Die Vernehmlassung 
zu einem ersten Paket im Bereich des Massnahmenrechtes 
wurde im Rahmen der Vernehmlassung zum Bericht der Ar­
beitsgruppe Verwahrung zur Umsetzung von Artikel 123a 
der Bundesverfassung über die lebenslängliche Verwahrung 
extrem gefährlicher Straftäter durchgeführt. Diese Arbeits­
gruppe hatte nämlich zusätzliche Änderungen am Massnah­
menrecht des revidierten Allgemeinen Teiles des Strafge­
setzbuches vorgeschlagen. 
Zum zweiten Paket betreffend bedingte Geldstrafe, Straf­
und Massnahmenvollzug sowie Strafregisterrecht, welches 
Gegenstand der heutigen Vorlage bildet, wurde kein eigentli-
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ches Vernehmlassungsverfahren durchgeführt. Es äusserte 
. sich jedoch dazu di~ KKJPD, welche ihrerseits die Kantone 

aufforderte, zu den Anderungsvorschlägen Stellung zu neh­
men. Laut dem Vorsteher des EJPD votierten die Kantone 
einstimmig für die Vorlage. Wir können also zur Kenntnis 
nehmen, dass die in der Praxis Betroffenen den entspre­
chenden Änderungsvorschlägen zustimmen. 
Der Botschaft kann auch entnommen werden - auch der 
Vorsteher des Departementes äusserte sich in der Kommis­
sion entsprechend -, der Bundesrat habe aus Respekt ge­
genüber der geleisteten politischen Arbeit nicht sämtliche 
Revisionswünsche aufgenommen, sondern sich auf die 
dringlichsten Nachbesserungsvorschläge beschränkt. Auch 
wenn dieser Respekt lobenswert ist, ist es unsere Pflicht, 
eine zweckmässige und praxistaugliche Gesetzgebung zu 
schaffen. Dies gilt umso mehr, wenn bereits vor dem Inkraft­
treten einer Revision revidiert werden muss. Die Kommissi­
onsmehrheit ist diesem Anspruch z. B. im Antrag zu Arti­
kel 42 Absatz 4 selbst nachgekommen - ich muss sagen: 
Sie hat es mindestens versucht. 
Wir begrüssen es auch, dass die Kommission die Standesin­
itiative Tessin betreffend Strafregisterauszüge für private 
Personen - es geht um Artikel 371 StGB - gleich im Rah­
men der vorliegenden Revision umgesetzt hat. Der Faktor 
Zeit darf keine generell übergeordnete Rolle spielen. Wir un­
terstützen zwar die Absicht, die gesamte Revision mit der 
Nachbesserung auf den 1. Januar 2007 in Kraft zu setzen, 
die inhaltlichen Revisionsziele gewichten wir jedoch, wie ge­
sagt, höher als die zeitlichen. 
Abschliessend ersuche ich Sie namens der FDP-Fraktion 
um Eintreten. In der Detailberatung werden wir die Anträge 
der Mehrheit der Kommission für Rechtsfragen unterstützen. 

Aeschbacher Ruedi (E, ZH): Wir erleben heute wirklich ei­
nen seltsamen und glücklicherweise auch sehr seltenen Vor­
gang. Wir revidieren ein revidiertes Gesetz, bevor dieses 
überhaupt in Kraft getreten ist, etwa nach dem Motto: «Mei­
ster, das Werk ist fertig, soll ich es gleich reparieren?» Das 
ist schon etwas peinlich, aber noch peinlicher wäre es, wenn 
wir die von den Kantonen und den Praktikern der Strafverfol­
gung und des Strafvollzuges gerügten Mängel nicht zur 
Kenntnis nähmen oder einfach unter den Tisch wischen und 
nicht handeln würden. 
Die Botschaft erklärt den eigenartigen Vorgang im Prinzip 
mit zwei Umständen, zum einen mit dem Umstand, dass 
zwar alle betroffenen Kreise von Anfang an in die ~esetzge­
bung einbezogen gewesen seien, dass kritische Ausserun­
gen der Praktiker der Strafverfolgung und des Strafvollzuges 
sowohl den Kommissionen für Rechtsfragen der beiden 
Kammern wie auch dem Parlament von Anbeginn bekannt 
gewesen seien, das Parlament aber dieser Kritik einfach 
nicht gefolgt sei. Zum anderen seien die Einwände und Be­
denken der Kantone erst nach Abschluss des Gesetzge­
bungsverfahrens auf breiter Front und mit weit grösserem 
Nachdruck vorgetragen worden und zudem seien zusätzli­
che neue Argumente und Kritikpunkte aufgetaucht. 
Dies alles trifft natürlich zu. Aber warum haben wir seinerzeit 
diese Kritik nicht ernster genommen, uns nicht intensiver da­
mit auseinander gesetzt, sie einfach als sogenannt eher sin­
guläre Auffassung auf die Seite geschoben? Den Grund 
sehe ich unter anderem darin, dass die ungeliebten Ein­
wände der Praktiker einfach nicht zum idealistischen Men­
schen- und Weltbild und zu den hohen Ansprüchen passten, 
die viele Mitglieder der seinerzeitigen nationalrätlichen Kom­
mission für Rechtsfragen aus der EMRK ableiten zu müssen 
glaubten. Deshalb stiessen die Einwände auf absolut taube 

- Ohren. Ich selbst bekäm zu hören, wenn ich aufgrund mei­
ner früheren Tätigkeit und Erfahrung in der Strafverfolgung 
die seinerzeitige Kritik der Praktiker unterstützte und für 
mehr Realitätssinn votierte, ich sei schon ein «scharfer 
Hund» - so wörtlich und ausgerechnet noch von einem 
SVP-Kommissionsmitglied. 
Nun, zum Glück haben wir heute die Chance, die gemach­
ten Fehler zu korrigieren. Die dazu vom Bundesrat vorgeleg­
ten Vorschläge tun dies in einer verantwortungs- und mass-
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vollen Weise sowohl bei der Nachbesserung im Bereich der 
Massnahmen, das heisst bei der Verwahrung, als auch im 
Bereich der Strafen. Der Ständerat -hat mit einer einzigen 
Korrektur diese Vorschläge des Bundesrates .integral über­
nommen. Auch unsere Fraktion wird dies tun. Wir empfehlen 
Ihnen, auf die Vorlage einzutreten und bei den aus der Kom­
mission resultierenden Differenzen durchwegs mit der Kom­
missionsmehrheit zu stimmen. 
Zu den einzelnen umstrittenen Punkten in dieser Vorlage 
werden wir in der Detailberatung Stellung nehmen. Hier aber 
noch einige Bemerkungen zu der wohl am stärksten umstrit­
tenen Neuerung, zur nachträglichen Verwahrung: Zur Ein­
führung der nachträglichen Verwahrung haben wir in der 
Kommission ausführliche juristische Diskussionen geführt 
und Experten angehört, namentlich auch zur Frage, ob die 
nachträgliche Verwahrung vor der EMRK und vor allgemei­
nen Rechtsgrundsätzen, zum Beispiel eben vor dem Grund­
satz «ne bis in idem», also dass man nicht ein zweites Mal 
für dasselbe Delikt verurteilt werden dürfe, Bestand haben 
könne. Ich will diese Debatte hier nicht nachzeichnen, wir 
werden noch genug in der Detailberatung dazu hören. Das 
Resultat aber ist mir wichtig und ist klar: In der vom Bundes­
rat vorgeschlagenen Form ist die nachträgliche Verwahrung 
EMRK-konform und zulässig. 
Diese nachträgliche Verwahrung ist also nicht nur rechtlich 
abgesichert, sie ist auch zum Schutze der Gesellschaft vor 
hochgefährlichen Gewaltverbrechern nötig. Die Praktiker der 
Strafverfolgung und des Strafvollzuges haben uns in der 
Kommission mit einer ganzen Reihe von konkreten Beispie­
len aus den letzten zehn Jahren vor Augen geführt, dass es 
seltene, aber halt leider immer wieder ab und zu vorkom­
mende Fälle gibt, in welchen die hohe Gemeingefährlichkeit 
eines Täters bei dessen Verurteilung durch das Gericht nicht 
erkannt werden kann, sondern erst im laufe der Verbüssung 
von langjährigen Freiheitsstrafen im Vollzug erkennbar wird. 
Bisher mussten in diesen Fällen die betreffenden Personen 
nach Verbüssung ihrer zumeist langjährigen Freiheitsstrafen 

. entlassen werden, obwohl die Psychiater und Betreuer, die 
mit den betreffenden Sträflingen während Jahren gearbeitet 
hatten, ganz klar die betreffenden Personen als «Zeitbom­
ben» bezeichneten und es nur als eine Frage der Zeit ansa­
hen, bis sie nach der Entlassung aus der Haft wieder in 
schwerster Weise straffällig würden. 
Von einem Experten des Strafvollzuges haben wir in der 
letzten Kommissionssitzung vernommen, dass in der 
Schweiz etwa zwanzig solcher «Zeitbomben» in Gefängnis­
sen einsitzen und in den nächsten Jahren nach Verbüssung 
ihrer Freiheitsstrafen entlassen werden müssten und nicht 
verwahrt werden könnten, sofern wir nicht mit der heute vor­
liegenden Revision dafür die Rechtsgrundlage schaffen wür­
den. Der gleiche Experte übrigens hat diese Botschaft 
schon vor fünf Jahren in der RK-NR deponiert. Damals ist er 
als eher einsamer Mahner nicht gehört worden. Ich gehe da­
von aus, dass wir heute seine Botschaft ernst nehmen und 
nun die notwendigen Instrumente zur Sicherung der Gesell­
schaft schaffen, in ~iner Form aber selbstverständlich, die 
auch die Rechte und Interessen der Betroffenen fair und ge­
recht in die immer sehr anspruchsvolle und schwierige Ent­
scheidfindung bei deir entsprechenden Interessenabwägung 
einbezieht. 
Ich bitte Sie daher, auf die Vorlage einzutreten und mit Bun­
desrat, Ständerat und Kommissionsmehrheit zu stimmen, 
und hoffe, dass diese Vorlage bald umgesetzt und das revi­
dierte Strafgesetzbuch in Kratt· gesetzt werden kann. 

Blocher Christoph, Bundesrat: Es ist natürlich nicht schön, 
wenn man ein Ge.setz ändern muss, bevor es in Kraft getre­
ten ist. Es ist aber schön, wenn man die Kraft hat, ein Ge­
setz, das man in Kraft setzen sollte und dessen Mängel man 
s_o frühzeitig merkt, zu verbessern, bevor das Unheil pas­
siert. 
Das Gesetz wurde 2002 verabschiedet. Als ich mein Amt als 
Bundesrat übernommen hatte, wurde ich von deri Kanto­
nen - von den Verantwortlichen für die Strafverfolgung, der 
Strafjustiz, von Verantwortlichen des Straf- und Massnah-
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menvollzuges - bestürmt: Sie vertraten die Meinung, wenn 
man den Allgemeinen Teil des Strafgesetzbuches so in Kraft 
setze, werde das zy Missständen bei der Entlassung von be­
straften· Gewalttätern führen, weil Gewähr dafür bestehe, 
dass sie Straftaten begehen würden, man aber mit dem 
neuen Strafgesetzbuch keine Handhabe hätte, um hier ein­
zugreifen. 
Ferner wurde geltend gemacht, dass im neuen Verfahren mit 
den Geldstrafen ganz unbefriedigende Verhältnisse entste­
hen, indem gerade Leute, welche im Strassenverkehr viel zu 
schnell fahren, mit einer bedingten Geldstrafe bestraft wer­
den, und solche, die ein wenig schnell fahren, mit einer 
Busse bestraft werden. Wer also ein kleineres Delikt begeht, 
zahlt, und wer ein schweres Delikt begeht, zahlt nicht. Das 
ergäbe natürlich eine schlechte Situation. 
·Im Weiteren sind im Allgemeinen Teil des Strafgesetzbuches 
Bestimmungen vergessen gegangen oder nicht aufgenom­
men worden - das lässt sich letztlich nicht so klar feststel­
len -, deren Fehlen im Strafvollzug zu misslichen Verhältnis­
sen führt. 
Nun, das sind so die Hauptmängel. Sie müssen nicht mei­
nen, wir hätten jede Kritik an diesem Allgemeinen Teil des 
Strafgesetzbuches aufgenommen und jetzt eingebracht. Es 
waren viele Punkte in der Kritik, aber nicht alle haben derar­
tige Rechtsfolgen oder tatsächliche Folgen, dass man sie 
ändern sollte. Wir sind mit Respekt vor dem verabschiede­
ten Gesetz vorgegangen und haben nur die störendsten 
Dinge geändert. Sie haben es ge_hört, es betrifft vor allem 
eine bessere Bestimmung für die Verwahrungen - wir kom­
men ja im Einzelfall darauf-, dann eine bessere Situation 
bei den Geldstrafen, dass man also die bedingten Geldstra­
fen auch mit einer Busse verbinden kann, damit eben dieses 
Ungleichgewicht wegfällt. Dann sind gewisse Anpassungen 
für das Strafregisterrecht und für die Disziplinarrriassnah­
men im Strafvollzug vorgesehen. 
Sie haben fast überall Minderheitsanträge. Das liegt in der 
Natur der Sache. Wer hier dagegen ist, ist auch gegen die 

. Einzelmassnahmen. Wenn man den Minderheitsanträgen 
zustimmt, dann führt das, kurz gesagt, dazu, dass die Sie 
cherheit der Bevölkerung beeinträchtigt wird, und zwar 
schwerwiegend. Es geht nicht um kleine «Straftätchen», 
sondern es geht um schwerwiegende Straftaten, welche die 
Bevölkerung auf sich nehmen muss. Wenn hier gesagt wor­
den ist, es gebe Straftatbestände, von denen vielleicht pro 
Jahr nur Einzelne betroffen sind, dann bitte ich Sie zu be­
denken, dass ein Einzelner, der einen Mord oder eine sexu­
elle Vergewaltigung begeht, zwar ein Einzelner ist, und das 
Opfer ist auch ein einzelnes, aber die Rechtsordnung hat da­
für zu sorgen, dass das nicht vorkommt. 
Eine Zustimmung zu den Minderheitsanträgen wird dazu 
führen, dass Sie unhaltbare Zustände im Bereich der Geld­
strafenmassnahmen haben. Bei der Disziplinarstrafe im 
Strafvollzug, wo man die Busse nicht aufgenommen hat, 
führt das dazu, dass man den Verantwortlichen in diesen 
Anstalten das Hauptmittel nimmt, um eben die Leute diszipli­
narisch zur Rechenschaft zu ziehen. Wenn ein Gefängnisdi­
rektor einer geschlossenen Anstalt sagt, 80 Prozent der 
Massnahmen seien Bussen, und Sie geben ihm dieses Mit­
tel nicht, dann muss er die Leute in den Arrest tun. Dann 
müssen wir Arrestzellen bauen. Das sind unsinnige Bestim­
mungen. Die sind hier korrigiert. 

· Darum bitten wir Sie, diesem Gesetzentwurf zuzustimmen. 
· Es ist auch für den Laien relativ einfach: Sie müssen immer 

. Ihrer Kommissionsmehrheit zustimmen, dem Ständerat, 
dem Bundesrat. Sie sind also auch bei der grossen Masse 
dabei. 

Glasson Jean-Paul (RL, FR}, pour la commission: II n'y a pas 
lieu d'etre tres long a la suite de ce debat puisque l'entree en 
matiere n'est pas combattue. J'aimerais quand meme faire 
deux remarques. 
Tout d'abord, le debat a deja ete relativement ample sur la 
question de l'internement puisque les interventions se sont 
souvent presque transformees en discussion par article; 

~-
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j'espere que cela nous permettra d'alleger un petit peu le de­
bat ulterieur. 
Ensuite, je m'inscris en faux contre l'opinion de Madame Me­
netrey-Savary, qui semble dire que nous avons commis 
beaucoup d'erreurs. Je ne crois pas qu'il y ait eu beaucoup 
d'erreurs. En revanche, il y a des ameliorations que nous 
pouvons introduire et que Monsieur le conseiller federal 
vient de citer, notamment une meilleure delimitation lorsqu'il 
y a des problemes, en principe deja entre les amendes 
d'ordre et les autres formes de peines. Nous arrivons a com­
bler des lacunes en matiere d'internement. Nous arrivons a 
repondre a !'initiative cantonale du Tessin et nous p~rmet­
tons aux directeurs d'etablissements de conserver des 
moyens simples pour maintenir la discipline. 
Tout cela postule en faveur de l'entree en vigueur de ces mo­
difications au 1er janvier prochain. Je vous invite a entrer en 
matiere et a travailler le mieux possible dans les meilleurs 
delais. 

Präsidentin (Egerszegi-Obrist Christine, erste Vizepräsiden­
tin): Die deutschsprachige Berichterstatterin, Frau Amherd, 
verzichtet auf das Wort. 

Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen 
L 'entree en matiere est decidee sans opposition 

Die Beratung dieses Geschäftes wird unterbrochen 
Le debat sur cet objet est interrompu 

Schluss der Sitzung um 12.40 Uhr 
La seance est levee a 12 h 40 

150 9 mars 2006 
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05.060 

Schweizerisches Strafgesetzbuch 
und Militärstrafgesetz. 
Korrekturen am Sanktions-
und Strafregisterrecht 
Code penal suisse 
et Code penal militaire. 
Correctifs en matiere de sanctions. 
et casier judiciaire 

Fortsetzung - Suite 
Botschaft des Bundesrates 29.06.05 (8812005 4689) 
Message du Conseil federal 29.06.05 (FF 2005 4425) 

Ständerat/Conseil des Etats 14.12.05 (Erstrat - Premier Conseil) 

Nationalrat/Conseil national 09.03.06 (Zweitrat - Deuxieme Conseil) 

Nationalrat/Conseil national 15.03.06 (Fortsetzung - Suite) 

Ständerat/Conseil des Etats 22.03.06 (Differenzen - Divergences) 

Ständerat/Conseil des Etats 24.03.06 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Nationalrat/Conseil national 24.03.06 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Text des Erlasses (BBI 2006 3557) 
Texte de l'acte legislatif (FF 2006 3431) 

Schweizerisches Strafgesetzbuch und Militärstrafgesetz 
Code penal suisse et Code penal militaire 

Detailberatung - Discussion par article 

Titel und Ingress, Ziff. 1 Einleitung 
Antrag der Kommission 
Zustimmung_ zum Beschluss des Ständerates 

Titre et preambule, eh. 1 introduction 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Art. 42 
Antrag der Mehrheit 
Abs. 4 
Eine bedingte Strafe k1;1.nn mit einer unbedingten Geldstrafe 
oder mit einer Busse nach Artikel 106 verbunden werden. 

Antrag der Minderheit 
(Hämmerle, Garbani, Hubmann, Leutenegger Oberholzar, 
Menetrey-Savary, Rechsteiner-Basel, Sommaruga Carlo} 
Abs. 1 
Das Gericht kann den Vollzug einer Geldstrafe, von gemein­
nütziger Arbeit oder einer Freiheitsstrafe von mindestens 
sechs Monaten und höchstens zwei Jahren aufschieben, 
wenn eine unbedingte Strafe nicht notwendig erscheint, um 
den Täter von der Begehung weiterer Verbrechen oder Ver­
gehen abzuhalten. 
Abs. 4 
Eine bedingte Freiheitsstrafe kann mit einer unbedingten 
Geldstrafe verbunden werden. 
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Art. 42 
Proposition de /a majorite 
Al. 4 
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Le juge peut prononcer, en plus du sursis, une peine pecuni­
aire sans sursis ou une amende selon l'article 106. 

Proposition de la minorite 
(Hämmerle, Garbani, Hubmann, Leutenegger Oberholzer, 
Menetrey-Savary, Rechsteiner-Basel, Sommaruga Carlo) 
Al. 1 
Le juge peut suspendre l'execution d'une peine pecuniaire, 
d'un travail d'interet general ou d'une peine privative de li­
berte de six mois au moins et de deux ans au plus lor­
squ'une peine ferme ne para,t pas necessaire pour detour­
ner l'auteur d'autres crimes ou delits. 
Al. 4 
Le juge peut prononcer, en plus d'une peine privative de li­
berte avec sursis, une peine pecuniaire sans su_rsis. 

Hämmerle Andrea (S, GR): 1-jier geht es nicht um einen 
Kernpunkt der Vorlage, aber die fragliche Bestimmung ist 
doch ziemlich tückisch. Es geht um Bagatelldelikte, welche 
im Jargon als Massengeschäft bezeichnet werden. Die Si­
tuation ist ziemlich verfahren: Die Problematik der Schnitt­
stelle zwischen Ordnungsbussen, Bussen, bedingten und 
unbedingten Geldstrafen und Freiheitsstrafen ist weder in 
der vom Parlament damals beschlossenen Fassung noch in 
der neuen Fassung des Bundesrates sauber gelöst. Der An­
trag der Kommissionsmehrheit ist zwar besser, aber auch er 
überzeugt nicht wirklich. Hinzu kommt, .dass die Bestim­
mung für einen Kunden oder eine Kundin kaum verständlich 
ist; sie ist also auch nicht sehr massengeschäftstauglich. 
Das Problem liegt bei der bedingten Geldstrafe: Sie ist unter 
systematischem Gesichtspunkt falsch. Das soll nun korri­
giert werden, indem sie mit einer unbedingten Busse ver­
bunden wird. Eine bedingte Geldstrafe mit einer unbedingten 
Busse zu verbinden ist jedoch ziemlich unsinnig. Die Minder­
heit stützt sich auf die Kritik und den Vorschlag des Basler 
Strafrechtsprofessors Günter Stratenwerth: Die bedingte 
Freiheitsstrafe soll mit einer unbedingten Geldstrafe verbun­
den werden - die Busse hat in diesem Bereich eben gerade 
nichts zu suchen. Voraussetzung dafür ist - deshalb hat un­
ser Antrag zwei Teile -, dass in Absatz 1 vorgesehen wird, 
dass der Vollzug einer Geldstrafe aufgeschoben werden 
kann, statt dass es heisst «schiebt in der Regel auf», wie es 
der Bundesrat und die Mehrheit beantragen. 
Unser Minderheitsantrag überzeugt als Konzept weit eher 
als der Entwurf des Bundesrates, der eben will, dass alles 
mit allem verbunden werden kann, und hat gegenüber dem 
Antrag der Mehrheit, der immerhin besser ist als derjenige 
des Bundesrates, den Vorteil, dass die Busse, die hier nichts 
zu suchen hat, eben auch nicht vorkommt. Wesentlich ist 
aber, dass wir eine Differenz zum Ständerat schaffen, damit 
er diese dornenvolle Bestimmung noch einmal ansehen 
kann und vielleicht eine noch bessere Lösung entwickelt. 
Unbedingt abzulehnen ist hingegen der Antrag der Minder­
heit Stamm, der auf der Fahne zwar erst auf den letzten bei­
den Seiten vorkommt, aber auch etwas mit der Sache hier 
zu tun hat. Er will im Bereich des Strassenverkehrsgesetzes 
(SVG) einfach zurück zum alten Recht. Das ist aber klar ab­
zulehnen. 

Thanei Anita (S, ZH):° Ich bitte Sie im Namen der SP-Frak­
tion, den Minderheitsantrag Hämmerle zu unterstützen und 
den Antrag der Minderheit Stamm, der erst später behandelt 
wird, abzulehnen. 
Betreffend Absatz 1 ist der Antrag Hämmerle nicht so pro­
blematisch und stellt keinen grossen Unterschied zum Ent­
wurf des Bundesrates dar: Es wird einfach eine Kann-Vor­
schrift eingeschoben im Gegensatz zur Formulierung «in der 
Regel». 
Schwerwiegender ist die Änderung bei Artikel 42 Absatz 4. 
Die Version des Bundesrates wie jene der Kommissions­
mehrheit sind unglücklich; insbesondere die Version des 
Bundesrates - die Kombination bedingter Freiheitsstrafen 
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mit bedingten Geldstrafen - scheint unsinnig. Die Schnitt­
stellenproblematik besteht nach wie vor, wie das mein Vor­
redner zu Recht gesagt hat. Für gravierende Delikte im SVG 
erhält jemand beispielsweise eine bedingte Freiheitsstrafe, 
für weniger gravierende Fälle erhält jemand eine unbedingte 
Geldstrafe oder Busse. Das ist im System ungerecht, es ist 
geradezu systemwidrig. Zu Recht weist auch mein Vorred­
ner darauf hin, dass unser oder sein neuer Antrag nicht der 
Weisheit letzter Schluss ist. Aber es ist wichtig, dass hier 
eine Differenz zum Ständerat geschaffen wird, damit diese 
Problematik noch einmal überprüft werden kann. 
Ich bitte Sie deshalb, den Minderheitsantrag Hämmerle zu 
unterstützen. 

Stamm Luzi (V, AG): Ich bedanke mich bei Herrn Kollege 
Hämmerle, dass er eingangs auf die Widersprüche oder auf 
die Problematik hingewiesen hat. Ich möchte Sie auch dar­
auf aufmerksam machen, dass Frau Huber fairerweise 
schon in der Eintretensdebatte gesagt hat, wir «versuchten» 
die Mängel zu korrigieren. Sie hat offen gesagt, was wir hier 
machen, sei kein Ruhmesblatt. Herr Kollege Aeschbacher 
hat in der ersten Runde sogar gesagt, es seien «peinliche» 
Fehler passiert. Ich muss Ihnen sagen: Ich bin jetzt schon 
lange im Rat, aber solche Widersprüche, wie wir sie hier kre­
ieren, habe.ich noch nie erlebt. Eine solche Gesetzgebung 
sollten wir uns keinesfalls Leisten. Wie angetönt worden ist: 
Ich komme später, bei einem späteren Artikel, mit einem An­
trag, der die Widersprüche wenigstens teilweise korrigieren 
soll. 
Ich bitte Sie, sich daran zu erinnern, dass wir 2002 folgen­
des System geschaffen haben: Wir haben gesagt, unter 
.sechs Monaten solle es keine Freiheitsstrafen mehr geben; 
wir haben gesagt, dann sollten die Geldstrafen Platz greifen 
oder die gemeinnützige Arbeit solle die Strafen von weniger 
als sechs Monaten ersetzen. Bei der gemeinnützigen Arbeit 
haben wir allerdings das Problem, dass diese nur angeord­
net werden kann, wenn sich der Betroffene damit einverstan­
den erklärt, aus verständlichen Gründen, damit nicht Leute 
in Altersheime usw. geschickt werden, die dort gar nicht ar­
beiten wollen. 
Jetzt aber- zurück zu den unhaltbaren Zuständen und den 
unlösbaren Widersprüchen, die daraus resultieren, wenn wir 
diese Bestimmung so umsetzen, wie wir im Begriff sind, es 
zu tun. Das einfachste Beispiel, um sich vor Augen zu hal­
ten, was schief läuft, ist der Strassenverkehr. Denken Sie an 
die Massengeschäfte «zu schnell fahren» oder «in angetrun­
kenem Zustand fahren». Wenn wir die ursprüngliche Vari­
ante, die wir 2002 beschlossen haben, belassen hätten, 
hätte das konkret bedeutet: Wenn jemand betrunken fährt, 
erhält er beim ersten Mal ausschliesslich eine bedingte 
Geldstrafe. Damit hätten wir zudem das Problem geschaf­
fen, dass ganze Kategorien von Leuten mit tiefen Einkom­
men faktisch gar nicht mehr bestraft würden, z. B. einkom­
menslose Studenten, z. B. all die vielen Leute, die am 
Existenzminimum leben, z. B. all die vielen Leute mit tiefen 
Lohnniveaus, die aus dem Ausland kommen. Es wäre fak­
tisch so gewesen, dass diese unbehelligt ausgegangen wä­
ren. 

. Jetzt kommt für mich das juristisch Bemerkenswerte - ich 
bitte Sie, die Fahne anzuschauen -: Die Spalte links aussen 
auf der Fahne ist die Variante, die wir im Jahr 2002 be­
schlossen haben. Ich bitte Sie, nur schon zu bedenken: Wie 
ist es möglich, dass die Verwaltung zu etwas, was wir be­
schlossen haben, jetzt sagt, wir müssten es dringend wieder 
revidieren, noch bevor es in Kraft gesetzt worden ist? Schon 
das ist mehrfach bemerkenswert. 
Dann bitte ich Sie, zur zweiten Spalte zu gehen. Das ist die 
Variante des Ständerates, die die Verwaltung nun neu vorge­
schlagen hat. Ich bitte Sie, auch dort zu bedenken, wie be­
merkenswert es ist, dass der Ständerat diese Formulierung 
diskussionslos durchgelassen hat, obwohl auch diese gra­
vierendste Mängel aufweist. Schon wenn Sie als Laie diesen· 
Artikel durchlesen, sehen Sie, dass etwas nicht stimmen 
kann: Eine bedingte Strafe wird mit einer bedingten Geld-
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strafe kombiniert! Was soll das heissen? Die zweite Spalte 
hat selbst Hanspeter Uster als «Unding» bezeichnet. 
Und nun zu den Anträgen zwei Spalten weiter rechts, die wir 
heute diskutieren. Ich wiederhole: Ich bedanke mich für die 
Kritik von Kollege Hämmerle, dessen Minderheitsantrag viel­
leicht noch am ehesten Sinn macht. Kollegin Huber hat gute 
Ansätze gebracht, aber wir haben mit ihrem Mehrheitsantrag 
eine Variante auf dem Tisch, die inakzeptabel ist und zu der 
sogar Strafrechtsprofessoren heute sagen, sie sei nicht 
tragbar. Es ist für .mich unhaltbar, dass wir jetzt etwas 
beschliessen, zu dem z. B. Strafrechtsprofessor Christian 
Schwarzenegger offen sagt: «Es ist allen klar, dass die Geld­
strafenregelung gravierende Probleme und Widersprüche 
schafft.» 
Es trifft zwar zu, dass auch beim Vorschlag von Professor 
Schwarzenegger in der Kommission festgehalten wurde, 
dass dieser Widersprüche aufweist. Aber auch die beiden 
Anträge der Mehrheit und der Minderheit haben Widersprü­
che; alle Vorschläge haben Widersprüche, die gar nicht 
mehr korrigierbar sind. 
Ich komme zum Schluss: Im Klartext heisst das, dass wir 
ausgerechnet ini Strafrecht, bei dem Kollege Hämmerle ge­
sagt hat, man müsse hier besonders präzise formulieren, 
eine chaotische Revision machen. Schauen Sie sich den 
Antrag der Mehrheit an, der eine Verbesserung sein soll! 
Was sagt man sich in der Praxis? Tausende von Juristen -
Studenten, Universitätsprofessoren, Richter, Anwälte, Unter­
suchungsbeamte - werden sich fragen, was das Parlament 
eigentlich erreichen wollte, als es diese Formulierung be­
schlossen hat. Die Praktiker werden sich fragen: Gebe ich 
jetzt eine bedingte Geldstrafe - ich bin gerade beim letzten 
Abschnitt des Antrages der Mehrheit -, oder gebe ich eine 
bedingte Geldstrafe kombiniert mit einer unbedingten Geld­
strafe? Gebe ich gemeinnützige Arbeit? Aber wenn der Be­
troffene dies ablehnt, gebe· ich dann wieder eine bedingte 
Geldstrafe? Oder gebe ich - das ist besonders gefährlich, 
weil es zu «Doppelbestrafungen» führt -, wenn unbefriedi­
gende Resultate drohen, einfach zusätzlich die alte Busse? 
Das dürfen wir keinesfalls machen. 
Bitte stimmen Sie deshalb nachher, beim Strassenverkehrs­
gesetz, meinem Korrekturvorschlag zu! 

Huber Gabi (RL, UR): Wir haben ja in der Eintretensdebatte 
festgestellt, dass wir in der Revision einer Revision stecken. 
Im Zentrum der Kritik der Strafverfolgungsbehörden steht 
bekanntlich die Schnittstelle zwischen unbedingten Bussen 
für Übertretungen und bedingten Geldstrafen für Vergehen 
nach neuem Recht. Eine Schnittstellenproblematik gibt es 
aber bereits nach geltendem Recht. Denn nach dem Ord­
nungsbussengesetz können Übertretungen der Strassenver­
kehrsvorschriften in einem vereinfachten Verfahren mit Bus­
sen bis zu 300 Franken geahndet werden, ohne Vorleben 
und persönliche Verhältnisse des Täters zu berücksichtigen. 
Übertretungen, welche über die in der Ordnungsbussenver­
ordnung definierten Tatbestände hinausgehen, werden 
dagegen mit Haft oder Busse bestraft, wobei für die Zumes­
sung der Busse die persönlichen und finanziellen Verhält­
nisse des Täters berücksichtigt werden müssen und die Haft 
mit bedingtem Vollzug verhängt werden kann . 
Dies hat zum Beispiel zur Folge, dass eine Geschwindig­
keitsübertretung von 20 Stundenkilometern innerorts eine 
tiefere Busse nach sich zieht als eine Geschwindigkeitsüber­
tretung von 11 bis 15 Stundenkilometern. Die Kantone lösen 
das Problem, indem sie auch für diesen Bereich der Über­
tretungen im Strassenverkehr fixe Bussenkataloge vorse­
hen. Die Schnittstellenproblematik zwischen Ordnungsbus­
sen und normalen Übertretungsbussen bleibt auch im neuen 
Recht bestehen. 
Eine weitere Schnittstellenproblematik besteht im geltenden 
Recht zwischen unbedingten Übertretungsstrafen und be­
dingten Strafen für Vergehen und Verbrechen. Die logischste 
Lösung für die Beseitigung dieser Problematik wäre, den be­
dingten Strafvollzug auch für Übertretungsstrafen und im 
Prinzip sogar für Ordnungswidrigkeiten vorzusehen. Davon 
ist jedoch zwingend abzuraten, weil die Einführung des 
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bedingten Strafvollzuges bei Ordnungsbussen und Übertre­
tungsbussen für Verstösse gegen das Strassenverkehrsge­
setz zu einem enormen Mehraufwand in Justiz und Verwal­
tung führen würde. 
Die Schnittstellenproblematik muss somit grundsätzlich in 
Kauf genommen werden, wenn für Übertretungen nur unbe­
dingte Bussen möglich sein sollen. Das Problem ist nicht 
lösbar, aber man kann seine Bewältigung erleichtern. Um 
diese Problematik bei den Strafen für Vergehen zu entschär­
fen, sieht Artikel 42 Absatz 4 des neuen StGB in der Fas­
sung vom Dezember 2002 vor - auf der Fahne in der Spalte 
ganz links -, dass jede bedingte Strafe mit einer bedingten 
oder unbedingten Geldstrafe verbunden werden kann. Nach 
dem Entwurf des Bundesrates beziehungsweise nach dem 
Beschluss des Ständerates soll nun neu eine bedingte 
Strafe nicht nur mit einer Geldstrafe, sondern auch mit einer 
Übertretungsbusse verbunden werden können. Denn das 
Problem der Fassung aus dem Jahr 2002 besteht darin, 
dass die Lösung nicht massenges9häftstauglich ist, weil der 
Richter sich in jedem Fall minimal mit den persönlichen und 
finanziellen Verhältnissen des Täters befassen müsste und 
nicht einfach einen Katalog mit fixen Bussen anwenden 
könnte. 
Die Mehrheit beantragt Ihnen nun eine neue Fassung, wo­
nach eine bedingte Strafe nur mit einer unbedingten Geld­
strafe oder mit einer Busse verbunden werden kann. Die 
FDP-Fraktion ersucht Sie, diesen Antrag zu unterstützen, 
denn die Verbindung von bedingten Strafen mit bedingten 
Geldstrafen, insbesondere die Verbindung einer bedingten 
Geldstrafe mit einer bedingten Geldstrafe, ist alles andere 
als sinnvoll. Bedingte Strafen sollen nur mit einer unbeding­
ten Geldstrafe verbunden werden können. Die Schnitt­
stellenproblematik ist mit dem Antrag der Mehrheit am ge­
ringsten, und im Gegensatz zum Antrag der Minderheit 
Hämmerle ist sie massengeschäftstauglich, weil auch die 
Verbindung mit einer Busse möglich ist. 
Dass die Verbindung einer bedingten Strafe mit einer be­
dingten Geldstrafe fragwürdig ist, hat auch der Bundesrat er­
kannt. Laut Botschaft wollte er aber diese Bestimmung nicht 
gegen den ausdrücklichen Willen des Parlamentes ändern. 
Wir meinen jedoch, dass es die Pflicht des Parlamentes ist, 
in dieser Gesetzesbestimmung ausschliesslich sinnvolle 
Kombinationsmöglichkeiten von Sanktionen vorzusehen, 
und ersuchen Sie deshalb, dem Antrag der Mehrheit zuzu­
stimmen. Den gleichen Antrag zur Unterstützung der Mehr­
heit stellen wir auch bezüglich der analogen Änderungen in 
Artikel 36 des Militärstrafgesetzes. 

Aeschbacher Ruedi (E, ZH): Ich möchte nicht den Wirrwarr 
mit den bedingten und den unbedingten bedingten Freiheits­
strafen und bedingten Geldstrafen noch grösser machen, 
sondern auf die zwei Differenzen, wie sie bei diesem Artikel 
vorhanden sind, zurückkommen. 
Wir haben eine erste Differenz bei Absatz 1. In diesem Ab­
satz 1 wird nach der Fassung der Mehrheit und des Bundes­
rates die Regel aufgestellt, dass normalerweise der Vollzug 
aufgeschoben wird, wenn die entsprechenden Vorausset­
zungen vorliegen. Die Minderheit möchte hier einfach eine 
Kann-Formulierung, die völlig offen ist. In der Praxis laufen 
beide Varianten auf das Gleiche hinaus. In der Praxis kann 
nach der Version der Minderheit der Richter so oder so ent­
scheiden, in der Praxis kann der Richter aber auch nach 
dem Text der Mehrheit den Vollzug aufschieben oder nicht. 
Wenn er ihn aufschiebt, ist das die Regel, wenn er ihn nicht 
aufschiebt, hat er ·einen Ausnahmegrund von dieser Regel 
zu dokumentieren. Also, in der Praxis kommt es aufs Glei­
che hinaus. Einzig die Fassung von Bundesrat und Mehrheit 
sagt deutlicher, dass es eigentlich der Regelfall sein sollte, 
dass man unter den gegebenen Voraussetzungen eine 
Strafe aufschiebt. Die Differenz ist hier also äusserst gering. 
Ich meine aber, dass die Fassung der Mehrheit klarer in die 
Richtung zielt, die der Gesetzgeber hier vorgeben möchte. 
Der Regelfall ist der Aufschub. Die grössere Freiheit, wie sie 
die Minderheit geben will, ist vielleicht nicht das, was unbe­
dingt in der Absicht des Gesetzgebers oder in den Überle-

gungen gelegen hat, die der Bundesrat gemacht hat. Das 
zum ersten Teii. 
Hier bei der zweiten Differenz, bei Artikel 42 Absatz 4, 
möchte ich wirklich nicht mehr weiter über bedingte, unbe­
dingte Strafen sprechen; ich kann mich hier vollumfänglich 
den Ausführungen von Frau Huber anschliessen. Die Fas­
sung der Minderheit möchte hier nur bei einer Freiheitsstrafe 
die Möglichkeit des Verbindens mit einer Geldstrafe geben. 
Die Fassung der Mehrheit gibt hier bei jeder Strafe die Ver­
bindungsmöglichkeit, und das ist vorzuziehen. 

Vischer Daniel (G, ZH): Diese Revision der Revision zeigt · 
schon ein bisschen die Problematik der ganzen Angelegen­
heit auf. Es ist ja nicht gerade alltäglich, dass ein Gesetz in 
wesentlichen Teilen revidiert wird und, bevor es in Kraft tritt, 
nochmals revidiert wird. Das ist vor allem bei der ganzen 
Problematik der bedingten Geldstrafen im Verhältnis zu Bus­
sen zum offensichtlichen Problem geworden; sowohl Herr 
Hämmerle als auch Herr Stamm haben mit Recht darauf hin­
gewiesen. Es ist nicht ganz klar, ob der Bundesrat mit seiner 
jetzigen Revision gegenüber der ursprünglichen Fassung 
sehr viel weitergekommen ist. Es ist aber auch nicht ganz 
klar, ob sich der Gesetzgeber der ersten Fassung wirklich 
hinlänglich viel überlegt hat. Diese Frage muss man sich 
stellen. 
Herrn Hämmerle geht es um eine wesentliche Aussage. Er 
findet es ein Unding, dass bedingte Geldstrafen mit Bussen 
verbunden werden können. Denn de facto wird im Effekt die 
bedingte Geldstrafe durch die Busse gewissermassen auf­
gehoben. Für den Betroffenen hat es eigentlich den gleichen 
Effekt, ob er eine unbedingte Geldstrafe und keine Busse 
oder eine bedingte Geldstrafe und eine Busse hat. Auch 
wenn es im System hierfür eine gewisse Begründung geben 
kann, ist es materiell im Anwendungsfall ein Unding. Des­
halb spricht bezüglich Artikel 42 Absatz 4 alles dafür, der 
Minderheit Hämmerle zu folgen, weil sie eigentlich eine An­
omalie verhindern will. 
Bezüglich Absatz 1 ist die Formulierung der Minderheit 
Hämmerle - man könnte fast sagen: überraschend - eine 
Kann-Bestimmung, die Formulierung der Mehrheit eine 
Muss-Bestimmung. Ich schliesse mich ein bisschen den 
Ausführungen von Herrn Aeschbacher an und denke, im Ef­
fekt wird der Richter die gleichen Kriterien haben, ob er Ab­
satz 1 gemäss Mehrheit.oder gemäss Minderheit Hämmerle 
anwendet. Ich bitte Sie aber, dem Antrag der Minderheit 
Hämmerle zu Absatz 4 zu folgen. 
Die Problematik, die Herr Stamm aufgeworfen hat, existiert 
natürlich. Die Kommission wurde mit sicher nicht ganz dum­
men Experten von Professoren «gespeist». Wir haben diese 
Frage so geprüft, wie uns das im zeitlichen Rahmen möglich 
war. Wir haben auch eine ausführliche Stellungnahme der 
Verwaltung eingeholt. Ich würde so sagen: Wir sind in der 
Kommission zu keinem endgültigen Schluss gekommen, so­
dass wir sagen könnten, wir hätten die beste Lösung für alle 
aufgeworfenen Fragen gefunden. Insofern hat Herr Stamm 
Recht. 
Nicht ganz klar ist natürlich, ob Herr Stamm mit seinen Aus­
führungen einfach darauf abzielt, im Rahmen des SVG eine 
gewisse Begünstigung im Vergleich zum anderen System 
durchzusetzen. Das wäre mindestens bei der Beratung sei­
nes Antrages noch zu klären. Denn es war sicher nicht die 
Absicht der Kommission für Rechtsfragen, gewissermassen 
materiell einzugreifen und die Ordnung des Systems in Be­
zug auf die Höhe der Bussen respektive Geldstrafen umzu­
gewichten. 
Herr Stamm hat aber Recht, dass nunmehr Schnittstellen 
bestehen, die zu fragwürdigen Ergebnissen führen können -
ich würde aber sagen: nicht müssen. Denn oft ist es ja so, 
dass nicht ganz klare Gesetze zu besseren Urteilen führen 
als ganz klare bzw. materiell falsche Gesetze, die dem Rich­
ter die Hand zu fest binden. 
Ich ersuche Sie, so der langen Rede kurzer Sinn, dem An­
trag der Minderheit Hämmerle zu folgen. 
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Blocher Christoph, Bundesrat: Ich bitte Sie, zu beachten, 
wo wir stehen: Wir haben ein Gesetz vor uns, das Sie be­
schlossen haben. Es geht nur darum, hier die völlig stossen­
den Dinge auszumerzen. Wenn Sie jetzt die ganze Frage 
der Geldstrafenproblematik neu aufwerfen - und dass Sie 
das tun, merke ich -, dann müssen Sie das ganze Gesetz 
neu überarbeiten. Es geht also nur darum, jene Bestimmun­
gen neu zu regeln, bei denen eine Neuregelung dringend 
notwendig ist. 
Erstens ist es richtig, dass der Bundesrat die Problematik 
von Artikel 42 in Zusammenhang mit den bedingten Strafen 
und den Schnittstellen erkannt hat; er hat sich damals ent-. 
schlossen - aus Respekt gegenüber Ihrem Beschluss-, Ih­
nen keine Änderung dazu vorzulegen. Die Kommission des 
Ständerates und die Kommission des Nationalrates betrach­
teten eine Änderung aber doch als notwendig: Wir sollten es 
dann aber, so meine ich, doch dabei belassen, sonst kommt 
es zu einer Abänderung des Allgemeinen Teils. 
Zweitens ist hervorzuheben, dass es nicht so ist, dass die 
Schnittstellenproblematik heute nicht vorhanden wäre; die 
gibt es heute natürlich auch. Die Problematik der Schnitt­
stelle zwischen den Strafen für Übertretungen und den Stra­
fen für Vergehen besteht nämlich heute schon, und zwar in 
noch krasserem Masse. 
Der Bundesrat schliesst sich der Fassung der Mehrheit an. 
Wenn Sie das auch tun, heisst das, dass Sie die Absätze 1, 
2 und 3 belassen und bei Absatz 4 die Fassung der Mehrheit 
nehmen. Das ist die beste Fassung. Das Problem liegt näm­
lich darin, dass die Lösung der Minderheit beim Massenge­
schäft, insbesondere bei der Verfolgung von Strassenver­
kehrsdelinquenten, mit zu viel Aufwand verbunden wäre. 
Wenn man von der Fassung der Mehrheit abweicht, wäre die 
Regelung deshalb nicht praxistauglich. 
Die zu Artikel 42 Absatz 4 vorgeschlagene Lösung der 
Mehrheit übernimmt einen Lösungsvorschlag der Strafverfol­
gungspraktiker, welche darin einen gangbaren Weg für die 
Bewältigung der Alltagskriminalität sehen. Die Mehrheit der 
Kommission für Rechtsfragen beantragt bei Artikel 42 Ab­
satz 4 eine. Möglichkeit für die sinnvollen und notwendigen 
Kombinationen. Wenn also jemand eine bedingte Strafe be­
kommt, hat der Richter die Möglichkeit - eben um die 
Schnittstellenproblematik nicht zu vergrössern oder Unge­
rechtigkeiten zu schaffen -, damit verbunden eine unbe­
dingte Geldstrafe oder eine Busse auszusprechen; dies, da­
mit eben einer, der eine hohe Busse erhalten hat, nicht 
benachteiligt wird gegenüber einem anderen, der ein schwe­
reres Delikt begangen hat, dafür eine bedingte Strafe be­
kommt und dann ohne Geldzahlungen wegkommt. 
Ich bitte Sie aber, den Minderheitsantrag Hämmerle abzu­
lehnen. Er ist weder geeignet, die Schnittstellenproblematik 
zu lösen, noch enthält er eine Lösung für die Erledigung des 
Massengeschäftes; er löst also beide Probleme nicht. 
Beim Antrag zu Absatz 1 kann man noch sagen, das sei 
eine Kleinigkeit, ob Sie «kann» oder «in der Regel» schrei­
ben; da möchte ich nicht auf die Barrikaden gehen. Es ist 
einfach so, dass «in der Regel» insofern besser ist, als man 

· zeigt, dass das andere Ausnahmen sein sollen, während­
dem man beim «kann» die beiden Fälle gl~ichwertig lässt. 
Das wollte man nicht, und darum haben Sie auch das ur­
sprüngliche «in der Hegel» gewählt. Ich halte das für die 
bessere Fassung. Es ist auch mit der Rechtsprechung des 
Bundesgerichtes - das müssen Sie sehen - nicht vereinbar, 
dass ein Gericht aus im Gesetz nicht genannten Gründen 
allgemein, z, B. bei allen Strassenverkehrsdelikten, den be­
dingten Strafvollzug verweigern würde. Das ist also generell 
nicht möglich,. man ist also nicht frei in dieser Sache, weil 
eben in der Regel der bedingte Strafvollzug gilt. Insofern ist 
die Fassung der Mehrheit die bessere. 
Mit dem Antrag zu Absatz 4 wird aber die Schnittstellenpro­
blematik - und darum ist dieser Minderheitsantrag proble­
matischer - noch verschärft. Bedenken Sie: Heute werden 
pro Jahr rund 20 000 kurze bedingte Freiheitsstrafen ausge­
fällt, die mit einer Busse verbunden sind; das ist bereits 
heutige Praxis. Der grösste Teil entfällt auf die Strassenver­
kehrsdelikte. Diese kurzen bedingten Freiheitsstrafen wer-
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den nach dem revidierten Strafgesetzbuch durch eine Geld­
strafe, und zwar durch eine bedingte, und/oder die bedingte 
gemeinnützige Arbeit ersetzt. Das ist ein Ersatz für diese 
Freiheitsstrafe. Wird aber der Minderheitsantrag angenom­
men, so dürfen diese letztgenannten Strafen nicht mit einer 
unbedingten Strafe verbunden werden, so, wie das heute in 
20 000 Urteilen pro Jahr der Fall ist. Damit fehlt ein zentrales 
Element zur Lösung der Schnittstellenproblematik. Darum 
bitte ich Sie, den Minderheitsantrag abzulehnen. 
Die beste Fassung - ich will auf die Problematik der Geld­
strafe nicht eingehen; das ist jetzt beschlossen - ist die der 
Mehrheit. Der Bundesrat schliesst sich dieser Fassung an. 
Ich bitte Sie, der Lösung der Mehrheit zuzustimmen. Sie ist 
praxistauglich, sie schafft am wenigsten Probleme mit der 
Schnittstellenproblematik, und sie ist in der Formulierung 
klarer. 

Amherd Viola (C, VS), für die Kommission: leh werde mich 
zunächst zu Artikel 42 Absatz 1 und dann zu Absatz 4 äus­
sern. 
Artikel 42 Absatz 1 sieht vor, dass der Richter den Vollzug 
einer Geldstrafe, den Vollzug von gemeinnütziger Arbeit 
oder den Vollzug einer Freiheitsstrafe von mindestens sechs 
Monaten und maximal zwei Jahren in der Regel aufschiebt, 
wenn eine unbedingte Strafe nicht notwendig erscheint, um 
den Täter von weiteren Verbrechen oder Vergehen abzuhal­
ten. Der Minderheitsantrag Hämmerle sieht nun vor, dass 
der Richter die Strafe aufschieben kann. Der Antrag tut dies 
mit einer Kann-Formulierung. Er will den Strafaufschub also 
nicht als Regel festlegen. Kollege Hämmerle greift mit sei­
nem Antrag auf die Formulierung des geltenden Rechtes zu­
rück. Wenn man die Formulierung des Mehrheitsantrages 
und die Formulierung des Minderheitsantrages vergleicht, 
stellt man fest, dass sie inhaltlich nicht weit auseinander lie­
gen. Der Entwurf des Bundesrates ist jedoch präziset Er 
nimmt die bisherige Rechtsprechung des Bundesgerichtes 
auf. Sie stellt klar, dass nicht jeder Ersttäter, der eine gute 
Prognose hat, mit einer bedingten Strafe rechnen kann. Die 
bisherige Formulierung, die im Antrag Hämmerle übernom­
men wird, ist dies~_ezüglich unklar. 
Zu Absatz 4: Die Anderung dieser Bestimmung gründet auf 
der Problematik der Schnittstelle zwischen Bussen- und 
Geldstrafensystem ~~wie der Schnittstelle zwischen .unbe­
dingten Bussen für Ubertretungen und bedingten Geldstra­
fen für Vergehen. Zudem wurde die Massengeschäftstaug­
lichkeit des bestehenden Absatzes 4 infrage gestellt. Die 
Massengeschäftstauglichkeit ist dann gegeben, wenn eine 
grosse Anzahl Fälle in einem einfachen Verfahren ohne 
grossen Aufwand erledigt werden kann, wie es mit einem fi­
xen Bussenkatalog der Fall ist. 
Zur Erinnerung sei hier festgehalten, dass das Parlament bei 
der Revision des Allgemeinen Teils des Strafgesetzbuches 
das bisherige Bussensystem durch das Geldstrafensystem 
ersetzt hat. Beim Geldstrafensystem wird die Höhe der 
Strafe anhand von Tagessätzen festgelegt. Die Höhe des 
Tagessatzes ist vom Richter im Einzelfall aufgrund der per­
sönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse des Täters zu er­
mitteln. Dies gilt für den Allgemeinen Teil des Strafgesetzbu­
ches. 
Daneben bleibt für Ordnungsbussen das bisherige Ord­
nungsbussengesetz mit fixen Bussenbeträgen in Kraft. Dies 
ein kurzer Rückblick, der zum besseren Verständnis beitra­
gen soll. 
Zurück zur Schnittstellenproblematik: Einfach und kurz zu­
sammengefasst besteht diese einerseits tjarin, dass jemand, 
der ein schwereres Delikt begeht; oft eine bedingte Strafe er­
hält, das heisst, dass er keine Geldstrafe bezahlen und 
keine Freiheitsstrafe antreten muss. Wer ein weniger 
schwerwiegendes Delikt zu verantworten hat, muss direkt, 
d. h. ohne Aufschub, eine Geldbusse bezahlen. Andererseits 
besteht das Problem darin, dass bei einem geringfügigen 
Fehlverhalten eine Busse, deren Höhe unabhängig von den 
persönlichen Verhältnissen festgelegt wird, ausgesprochen 
wird. Bei einem schwereren Gesetzesverstoss gelangt eine 
Geldstrafe zur Anwendung, deren Höhe der persönlichen 
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Situation des Täters angepasst wird. Bei einem gröberen 
Verstoss kann die zu bezahlende Strafe demnach tiefer aus­
fallen. Dies stört unseren Gerechtigkeitssinn. Konkrete Bei­
spiele dazu hat Frau Huber aufgezählt, ich muss sie nicht 
wiederholen. 
Die Kommission hat sich mit dieser Schnittstellenproblema­
tik intensiv befasst. Eine vollkommene Lösung des Problems 
ist nicht möglich. Die Mehrheit der Kommission ist aber der 
Meinung, dass mit der nun vorgeschlagenen Formulierung 
gemäss Antrag der Mehrheit, welche auf den Antrag Huber 
zurückgeht, die bestmögliche Lösung gefunden wurde. Der 
Bundesrat stimmt diesem Mehrheitsantrag ebenfalls zu. 
Der Minderheitsantrag Hämmerle sieht zudem vor, dass nur 
bedingte Freiheitsstrafen, die notabene erst ab sechs Mona" 
ten möglich sind, mit einer Geldstrafe verbunden werden 
können. Damit wird der grösste Teil der Strafen, die in Bezug 
auf die Schnittstellenproblematik von Bedeutung sind, aus­
geklammert. Im zentralen Bereich wird damit keine Lösung 
angeboten. 
Die Frage der Massengeschäftstauglichkeit von Absatz 4 
von Artikel 42 wurde damit beantwortet, dass gemäss Mehr­
heitsantrag eine bedingte Strafe mit einer- unbedingten Geld­
strafe oder einer Busse verbunden werden kann. Beim Min­
derheitsantrag Hämmerle wird die Busse weggelassen, was 
das Problem der Massengeschäftstauglichkeit nicht löst 
In diesem Sinne bitten wir Sie, den Aritrag der Minderheit 
Hämmerle abzulehnen und den Antrag der Mehrheit der 
Kommission anzunehmen. 

Glasson Jean-Paul (RL, FR), pour la commission: Vous en 
conviendrez avec moi, il s'agit la d'un debat tres technique. 
Mais toutes ces questions ont deja ete debattues lors des 
premiers debats de 2001/02. 
Nous parlons ici, a l'article 42, du sursis a l'execution de la 
peine. Cela correspond a l'article 36 alinea 1 du Code penal 
militaire revise lui aussi en 2002. 
La minorite Hämmerle propose a l'alinea 1 une formule pote­
stative.plutöt que l'expression «le juge suspend en regle ge­
nerale l'execution .... » II s'agit en fait d'un retour a la formule 
que l'on conna1t dans le Code penal actuellement en vi­
gueur. Or, on a estime que le sens de cette disposition etait 
flau. Le Tribunal federal a etabli une jurisprudence dont de­
coule la nouvelle formulation proposee par le Conseil federal 
et dont il ressort clairement que tous les delinquants primai­
res pour lesquels le pronostic est favorable ne peuvent 
escompter beneficier automatiquement du sursis. En clair, 
meme si un automobiliste ne respecte pas pour la premiere 
fois une limite de vitesse, il pourrait se voir infliger une peine 
ferme. 
La formulation d'aujourd'hui a ete critiquee par la doctrine et 
il y a lieu, aux yeux de la majorite de la commission, de 
suivre le Conseil federal et le Conseil des Etats et de rejeter 
la proposition de la minorite Hämmerle a l'alinea 1. 
Concernant l'alinea 4 et ces questions fort complexes de 
«Schnittstellen» - de delimitations -, c'est Ja problematique 
essentielle de cet article, c'est-a-dire celle des delimitations 
prevues en cas de contraventions, d'une part, et de delits, 
d'autre part. Ainsi comment delimiter les amendes sans sur­
sis prevues pour des contraventions et les peines pecuniai­
res avec sursis pour des delits? Exemple donne: celui qui 
depasse de. 20 kilometres par heure la vitesse autorisee a 
l'interieur d'une localite commet une contravention; il pourra, 
selon le nouveau droit, etre sanctionne par une amende 
sans sursis. En revanche, celui qui depasse la vitesse auto­
risee a l'interieur d'une localite de plus de 24 kilometres par 
heure commet un delit et il peut etre sanctionne, selon le 
nouveau droit, par une simple peine pecuniaire avec. sursis. 
Vous voyez bien qu'il y a la un probleme, un probleme qu'on 
n'arrive pas totalement a resoudre, meme avec la nouvelle 
formulation qui est bien meilleure. Et taut cela est du au prin­
cipe du systeme des amendes d'ordre · allant jusqu'a 300 
francs, c'est-a-dire la procedure simplifiee que taut le monde 
connaH et qui ne tient pas campte des antecedents et de la 
situation personnelle du contrevenant, contrairement a la 
pratique generale en droit penal. 

Les problemes souleves aujourd'hui ne sont donc pas nou­
veaux, ils existent dans Je droit actuel. Avec la nouvelle for­
mulation, on essaie de reduire au maximum les difficultes 
qui apparaissent, car pour les supprimer, il faudrait soit sup­
primer les amendes d'ordre, purement et simplement, soit 

. les etendre a toutes les contraventions en matiere de circu­
lation routiere. Ceci n'est pas prevu et les cantons continuer­
ont, comme aujourd'hui, a fixer un catalogue d'amendes 
avec des montants fixes pour les contraventions a la loi 
federale sur la circulation routiere qui ne sont pas des amen­
des d'ordre, bien sür. 
Le Conseil federal a propose de permettre le cumul d'une 
peine assortie du sursis aux cas de delits non seulement 
avec une peine pecuniaire mais encore avec une amende 
sanctionnant une contravention. II demeure que la peine pe­
euniaire peut etre avec ou sans sursis. 
L'administration avait bien rendu attentif le Parlement a 
l'epoque que ce n'etait pas la banne solution; nous ne 
l'avons entendu qu'aujourd'hui et c'est la proposition de la 
majorite de Ja commission a l'alinea 4. Cela permet de sim­
plifier les choses et de repondre aux questions posees. 
La proposition de la minorite Hämmerle propose de ne pou­
voir prononcer une peine pecuniaire sans· sursis qu'en plus 
d'une peine privative de liberte avec sursis. II s'agit la donc 
de peines de 6 mois au moins. Cette proposition doit etre re­
jetee car eile ne permet pas le traitement en grand nombre 
des affaires concernees et impliquant une peine privative de 
liberte. Or, chaque annee nous avons 20 000 condamnati­
ons de ce type et on ne pourrait plus les «resoudre» de 
fai;:on simple comme on le fait aujourd'hui. 
C'est la raison pour laquelle il faut permettre le cumul d'une 
peine prononcee avec sursis avec une peine ferme. 'Par 13 
voix contre 8, la commission vous propose d'aller dans ce 
sens. 

Abs. 1-A/. 1 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Minderheit .... 59 Stimmen 
Dagegen .... 107 Stimmen 

Abs. 4-A/. 4 

Abstimmung - Vote . 
Für den Antrag der Mehrheit .... 108 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit .... 60 Stimmen 

Art. 59 Abs. 3 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 59 al. 3 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Art. 64 
Antrag der Mehrheit 
Abs. 1-3 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Antrag der Minderheit 
(Menetrey-Savary,.Garbani, Vischer) 
Abs. 1 
.... eine Brandstiftung oder eine andere mit einer Höchst­
strafe von zehn Jahren oder mehr bedrohte Tat l;>egangen 
hat, durch die er die physische, psychische oder sexuelle In­
tegrität einer anderen Person schwer beeinträchtigt hat, und 
wenn: 
a. der Täter bereits vorbestraft ist und wenn ernsthaft zu er­
warten ist, dass er weitere Taten dieser Art begeht; oder 
b. der Täter erfolglos einer therapeutischen Massnahme un­
terzogen wurde; oder 
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c. aufgrund einer anhaltenden oder langdauernden psychi­
schen Störung von erheblicher Schwere, mit der die Tat in 
Zusammenhang stand, ernsthaft zu erwarten ist,. dass der 
Täter weitere Taten dieser Art begeht. 

Eventualantrag der Minderheit 
(Menetrey-Savary, Garbani, Vischer) 
Abs. 1 

a. aufgrund von Persönlichkeitsstörungen des Täters, der 
Tatumstände und seiner gesamten Lebensumstände ernst­
haft -zu erwarten ist, dass er weitere Taten dieser Art begeht; 
oder 

Art. 64 
Proposition de la majorite 
Al. 1-3 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Proposition de la minorite 
(Menetrey-Savary, Garbani, Vischer) 
Al. 1 
.... un incendie ou une autre infraction passible d'une peine 
privative de liberte maximale de dix ans au moins, par la­
quelle il a porte gravement atteinte a l'integrite physique, 
psychique ou sexuelle d'autrui et si: 
a. l'auteur a deja fait l'objet d'une precedente condamnation 
et qu'il est serieusement a craindre qu'il ne commette 
d'autres infractions du meme genre; ou 
b. l'auteur a fait l'objet d'une mesure therapeutique restee 
sans effet; ou 
c. en raison d'un grave trouble mental chronique ou recur­
rent en relation avec l'infraction, il est serieusement a cra­
indre que l'auteur ne commette d'autres infractions du meme 
genre. 

Proposition subsidiaire de la minorite 
(Menetrey-Savary, Garbani, Vischer) 
Al. 1 

a. en raison de troubles de la personnalite de l'auteur, des 
circonstances dans lesquelles il a commis l'infraction et de 
son vecu, il est serieusement a craindre qu'il ne commette 
d'autres infractions du meme genre; ou 

Menetrey-Savary Anne-Catherine (G, VD): Les mesures d'in­
ternement existent deja sur la base des articles 42 et 43 du 
Code penal, mais elles posent deja aujourd'hui d'importants 
problemes, notamment a cause de l'augmentation exponen­
tielle du nombre de jugements dans ce sens qui entrafne 
une surpopulation chronique dans les prisons, probleme 
dont on a beaucoup parle ces derniers temps. De plus, ces 
decisions ne semblent pas toujours prises a bon escient si 
l'on en croit de recentes decisions du Tribunal federal, dont 
la derniere date de jeudi dernier, comme le rapporte un ar­
ticle de presse sous le titre: «Internes un peu trop vite!» 
Avec le nouveau Code penal dont nous discutons mainten­
ant, la situation risque de s'aggraver encore, · notamment en 
raison · du fait que l'internement, contrairement a ce qui. se 
passe aujourd'hui, ne remplacera pas une peine de prison, 
mais qu'il s'ajoutera a une peine de prison. 
De l'avis de la minorite, les conditions formulees a l'article 64 
sont beaucoup trop !arges. Certes, le nouveau projet mainti­
ent une lis_te des crimes pour lesquels un 1nternement est ju­
stifie, mais il y ajoute les termes ,,ou une autre infraction» 
qui annule totalement l'effet limitatif de la liste. Ensuite, l'ar­
ticle 64 mentionne comme critere d'internement «les carac­
teristiques de la personnalite» de l'auteur, un critere qui 
pourrait s'appliquer absolument a n'importe lequel d'entre 
nous. De plus, il reduit de dix a cinq ans le critere de severite 
des peines. Enfin, il concerne aussi des actes preparatoires; 
cela va tres loin, cela va trop loin. 
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Si la minorite accepte comme «ultima ratio» les mesures 
d'internement, eile estime que ces mesures doivent absolu­
ment etre circonscrites a des cas bien precis: premierement 
a des personnes souffrant de troubles psychiques caracteri­
ses; deuxiemement a des personnes pour qui des mesures 
therapeutiques, sel_on l'article 59, ont ete tentees, mais se 
sont revelees inefficaces; et troisiememerit a des personnes 
qui ont deja ete condamnees auparavant. A noter que dans 
notre proposition de minorite, ces trois conditions ne sont 
pas cumulatives. 
C'est jüstement la qu'il importerait de prendre en considera­
tion conjointement !es conditions de l'internement a vie se­
ien les nouvelles propositions du Conseil federal, qui vien­
dront plus tard, et celles de cet article 64. Parce que si nous 
voulons consacrer dans la loi l'existence de dei.Jx formes 
d'internement, encore faut-il savoir en quoi elles se di­
stinguent. Or, actuellement, la seule difference est que l'une_ 
est a vie et l'autre de duree indeterminee. Pour le reste, ces 
conditions sont pratiquement les memes, alors bonjour l'am­
biance dans les tribunaux quand il s'agira de decider si c'est 
l'une ou si c'est l'autre! 
Si l'on part de l'idee que l'internement dit ordinaire n'est pas 
a vie, il faut admettre du meme coup que les personnes con­
cernees vont sortir un jour de prison. Mais dans quel etat, 
avec quel bagage, dans quelles dispositions d'esprit? II taut 
savoir qu'un inteniement, c'est simplement de la prison, pro­
bablement sans conges, sans visites, mais aussi sans possi­
bilites de formation, et sans therapie, puisqu'il est etabli au 
depart que ces condamnes ou bien ne sont pas malades, ou 
bien sont incurables. C'est dire qu'ils peuvent sortir de prison 
en plus mauvais etat qu'ils n'y sont entres. C'est aussi un ris­
que pour la securite publique, et la seule maniere de le pre­
venir, c'est de limiter tres severement les possibilites d'inter­
nement, comme le propose la minorite. 
Un mot encore sur la proposition subsidiaire de la minorite: 
eile vise simplement a remplacer les termes «caracteri­
stiques de la personnalite de l'auteur», qui ne veulent rien 
dire ou trop dire, par «troubles de la personnalite de l'au­
teur», ce qui correspond a un diagnostic psychiatrique pre­
cis. 
Je vous dernande de soutenir la proposition principale de la 
minorite ou, a defaut, la proposition subsidiaire de la mino­
rite. 

Huber Gabi (Rl, UR): Artikel 64 Absatz 1 in der Fassung 
des StGB von 2002 wird bekanntlich aus Kreisen der Straf­
verfolgungs- und Strafvollzugspraktiker sehr stark kritisiert. 
Es wird moniert, dass der Katalog der Delikte, welche An­
lass für die Verwahrung sein können, zu eng sei; er berge 
die Gefahr in sich, dass gewisse Täter, die nach den gelten­
den Artikeln 42 und 43 StGB verwahrt würden, künftig nicht 
mehr verwahrt werden könnten. Ferner müssten einzelne 
Täter, die heute verwahrt sind, nach den Übergangsbestim­
mungen zum neuen Recht in die Freiheit entlassen werden. 
Die FDP-Fraktion unterstützt die nun vom Bundesrat und 
vom Ständerat vorgeschlagene Neufassung. Danach wer­
den als Anlasstaten für die Verwahrung neben den aufge­
zählten Delikten nicht nur Verbrechen genügen, welche mit 
einer Höchststrafe von mindestens zehn Jahren bedroht 
sind, sondern auch schon solche, welche mit einer Höchst­
strafe von mindestens fünf Jahren bedroht sind. Anderer­
seits wird vorausgesetzt, dass der Täter durch das Verbre­
chen die physische, psychische oder sexuelle Integrität des 
Opfers schwer beeinträchtigte oder beeinträchtigen wollte. 
Es -geht also nicht mehr grundsätzlich um schwere Schädi­
gungen schlechthin, sondern um Gewalt- und Sexualverbre-
chen. · 
Der Minderheitsantrag Menetrey-Savary hätte zur Folge, 
dass die Sicherheit der Gesellschaft vor gefährlichen Straf­
tätern massiv und unverantwortbar verschlechtert würde. 
Dieser Antrag belässt nämlich die Grenze bei Taten, die mit 
einer Höchststrafe von zehn Jahren oder mehr bedroht sind, 
und geht auch noch auf das geltende Recht zurück, das 
keine Anlasstat kennt. 
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Beim Eventualantrag Menetrey-Savary wird die Grenze bei 
einer Höchststrafe von fünf Jahren belassen, aber die Vor­
aussetzung gemäss Buchstabe a unnötigerweise abgeän­
dert. 
Der Mehrheitsantrag verlangt die Verwahrung, wenn unter 
anderem aufgrund der Persönlichkeitsmerkmale des Täters 
ernsthaft zu erwarten ist, dass er weitere Taten der gleichen 
Art begeht. Der Minderheitsantrag erwähnt anstelle von 
«Persönlichkeitsmerkmalen» eigentliche «Persönlichkeits­
störungen», was einer Voraussetzungsverschärfung zugun­
sten des Täters gleichkommt. 
Neben . dem Mehrheitsantrag unterstützen wir selbstver­
ständlich die i.~ diesem Zusammenhang vorgeschlagene Än­
derung der Ubergangsbestimmung betreffend Anordnung 
und Vollzug von Massnahmen. Danach sollen - anders als 
vom Parlament beschlossen - Personen, die aufgrund der 
Artikel 42 oder 43 des geltenden StGB verwahrt sind, nach 
Inkrafttreten des revidierten Allgemeinen Teils des StGB 
nicht entlassen werden müssen, falls in ihren Fällen eine 
Voraussetzung für die Verwahrung nach dem neuen Recht 
fehlt, z. B. eine genügend schwere Anlasstat. 
Ich bitte Sie also, die Mehrheit zu unterstützen. 

Hochreutener Norbert (C, BE): Es geht hier um einen Kern­
punkt der Nachbesserung. Verschiedene Kantonsregierun­
gen, Fachleute, Vertreter von Organisationen aus dem Be­
reich der Strafverfolgung und der Rechtsprechung machten 
auf diese dringende Nachbesserung aufmerksam. Ohne 
diese Nachbesserung müssten Täter, bei denen mit schwe­
ren Rückfällen zu rechnen ist, aus dem Strafvollzug entlas­
sen werden. Umfragen bei den Kantonen haben ergeben, 
dass es sich hier nicht um einige wenige Einzelfälle handelt; 
allein in den vier Kantonen mit den besten Statistiken wären 
es etwa zwanzig Täter, bei denen nach Einschätzung aller 
Fachleute mit schweren Schädigungen zu rechnen wäre, 
wenn sie aus dem Strafvollzug entlassen werden müssten. 
Das müssten sie, wenn wir keine Nachbesserung beschlies­
sen würden. 
Der Bundesrat schlägt uns eine taugliche Formulierung vor. 
Es geht darum, dass - neben den im Gesetz aufgezählten 
Verbrechen wie Mord, Geiselnahme, Vergewaltigung usw. -
auch andere schwerwiegende Taten mit einer Höchststrafe 
von 5 oder mehr Jahren bei Vorliegen bestimmter Vorausset­
zungen zu Verwahrung führen können. Nach der beschlos­
senen bisherigen Version galt dies nur für Taten mit 1 O oder 
mehr Jahren Strafe. Dies hätte dann eben zur Folge, dass 
z. B. bei Tatbeständen wie sexuellen Handlungen mit Kin­
dern oder bei Gefährdung des Lebens keine Verwahrung 
mehr angeordnet werden könnte. Das könnte wie gesagt ka­
tastrophale Folgen haben. Das können wir nicht zulassen. 
Ich bitte Sie deshalb im Namen der CVP-Fraktion, auf die 
Mehrheitslösung der Kommission einzuschwenken und dem 
Bundesrat zu folgen. 

Vischer Daniel (G, ZH): Frau Huber sagte, wenn wir dies in 
diesem Artikel nicht ändern würden, sei die Sicherheit der 
Gesellschaft gefährdet. Im Namen der Grünen muss ich Ih­
nen Folgendes sagen: Die Minderheit Menetrey-Savary be­
antragt, sinngemäss bei der Fassung von 2002 zu bleiben. 
Sie sagen also, dieses Haus habe 2002, zum Teil mit den 
gleichen Leuten wie heute, ein Gesetz verabschiedet, das . 
die Sicherheit gefährde. Sie müssen schon wissen, was Sie 
sagen. Dieses Haus ist also der Meinung, dass man drei 
Jahre später seine eigene Gesetzgebung nicht mehr ernst 
nehmen könne. Das halte ich für einen mittleren Skandal. 

.Hier geht es närnlich nicht um einen im Nachhinein festge­
stellten Systemfehler. Das möchte ich ausdrücklich betonen. 
Hier geht es nur darum, dass kantonale Polizeidirektoren 
und Gefängnisdirektoren fragten, was wir eigentlich für «Hu­
scheli» seien, ob wir nicht gemerkt hätten, was für Ges.etze 
wir machen müssten. Und nun ändert man ein Gesetz, be­
vor es-in Kraft getreten ist, indem man eine.n politischen Ent­
scheid, der auf einem gewissen politischen Ermessen be­
ruht, durch einen neuen politischen Entsciheid ersetzt, der 
ebenfalls auf einem politischen Ermessen beruht. Das halte 

ich für eine unzulässige Art der Gesetzgebung. Würde man 
das zu Ende denken und weiterführen, würde das heissen, 
dass nach jedem Brief eines Gefängnisdirektors das ge­
samte StGB überprüft und flugs irgendein Ariikel geändert 
werden müsste. 
Die Gefängnisdirektoren können nicht das «My» einer 
neuen qualitativen Situation geltend machen, die heute zu 
berücksichtigen wäre. Es ist ja nicht so, ·dass zwischen 2002 
und 2005 in· Bezug auf Ausbrüche und Gewalttaten eine 
qualitative Verschärfung - oder eine quantitative Verschär­
fung, die ins Qualitative umschlägt - stattgefunden hätte, die 
heute zu berücksichtigen wäre. Dieses Haus wusste das, 
was uns die Gefängnisdirektoren, die kantonalen Polizeidi­
rektorinnen und Polizeidirektoren zu sagen haben, bereits im 
Jahre 2002. Ich wüsste nicht, dass Sie das nicht gewusst 
hätten oder wie Sie das nicht hätten wissen können oder 
müssen. 
Damals hat man sich auf eine Fassung geeinigt, die man der 
Sicherheit für genügend zuträglich hielt. Jetzt wird das im 
Stil der rollenden Planung einfach flugs geändert. Es werden 
schöne Sonntagsreden über die Sicherheit gehalten. Und 
was macht das Parlament? In dubio pro Sicherheit, da ist 
man immer auf der richtigen Seite - ja, verschärfen Sie das 
Gesetz doch noch mehr! Ich will Ihnen damit nur sagen: Sie 
müssen in Ihrer eigenen Gesetzgebung eine gewisse Kon­
sequenz beibehalten. Gesetze oder Revisionen sind dann 
zu ändern, wenn Systemfehler entdeckt werden oder wenn 
qualitativ neue Tatbestände vorliegen, die eine Änderung 
nötig machen. Dies ist beides hier nicht dE!:r Fall. 
Ich bin aber auch der Meinung, dass die Anderung materiell 
nicht gerechtfertigt ist, weil sie die Voraussetzungen für die 
Verwahrung in unzulässiger Weise zu weit, auch auf Tatbe­
stände wie die Gefährdung des Lebens, ausdehnt, wie das 
dem ursprünglichen Sinn für die Anwendung des Verwah­
rungskorsetts nicht entspricht. Auch die Herabsetzung der 
Höchststrafenlimite scheint mir in diesem Zusammenhang 
keine gute Lösung zu sein, weil auch dies die Voraussetzung 
für die Verwahrung in Bezug auf die Anlasstat in nichtge­
rechtfertigter Weise ausweitet. Frau Menetrey-Savary hat 
auch in Bezug auf die Persönlichkeitsstörung den Kern des 
Problems getroffen. 
Bleiben Sie beim Allen, und lassen Sie es sich zuerst be­
währen! Wenn Sie auf Gefängnisdirektoren und Polizeidirek­
toren hören, auf deren Unfähigkeit, bestehende Gesetze zu 
vollziehen, dann müsste das Gesetz noch viel mehr ver­
schärft werden. 

Aeschbacher Ruedi {E, ZH): Herr Vischer hat jetzt eigent­
lich die Eintretensdebatte erneut aufgerollt. In der Eintre­
tensdebatte haben wir uns ausführlich dazu geäussert, wes­
halb nun. diese Revision der Revision gemacht werden 
muss. Ich darf einfach in Erinnerung rufen: Der Bundesrat 
selbst hat in seiner Botschaft auf Seite 4693 erklärt, warum 
diese peinliche Situation entstanden ist, die jetzt Herr Vi­
scher nochmals geisselt. Es waren damals die Praktiker der 
Strafverfolgung und des Strafvollzuges, die ihre Einwände 
eingebracht haben, aber eben nicht in der breiten und auch 
nicht in der starken Form, wie das dann nachträglich, nach 
unserer Beschlussfassung, erfolgt ist. Und das hat tatsäch­
lich dazu Anlass gegeben - ich meine, berechtigten Anlass 
gegeben -, dass wir diese Gesetzgebung aus dem Jahr 
2002 nochmals überdenken. Also insofern haben wir, 
möchte ich meinen, diesen Punkt in der Eintreten~debatte 
abgehakt, wir müssen ihn nicht noch einmal aufbringen. · 
Kommt dazu, dass es natürlich sehr übertrieben ist, wenn 
gesagt wird, nach jedem Brief eines Gefängnisdirektors wür­
den wir hingehen und das Strafgesetz ändern; das ist ja eine 
Übertreibung ohnegleichen; das stimmt selbstverständlich 
nicht. Wir haben aber auch eine andere Situation: Es haben 
sich die Verhältn.isse verändert, es haben sich auch die An­
sichten in Zusammenhang mit verschiedenen Ereignissen in 
unserer Gesellschaft verändert, es sind aber auch neue· Er­
kenntnisse dazugekommen. Ich möchte nicht weiter auf die­
ses Thema eingehen, sondern zu dem Artikel kommen, den 
wir jetzt behandeln. 
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Der grosse, deutliche Unterschied ist der, dass die Minder­
heit bei Absatz 1 die zehn Jahre Höchststrafe, die zur Ver­
wahrung Anlass geben können, beibehalten möchte. Das ist 
eine zu hohe Hürde, das hat sich gezeigt. Denn hier würden 
verschiedene Anlasstaten wegfallen. Sie sind aufgezählt 
worden; ich möchte sie hier nicht wiederholen. Weiter führt 
der Minderheitsantrag Menetrey-Savary ein, dass man unter 
anderem .,.. die Minderheit hat zur Verwahrung drei Voraus­
setzungen eingeführt - einen Täter vor sich haben muss, 
der vorbestraft ist. Ferner müssen - wie Bundesrat und die 
alte Fassung vorsehen und es die Mehrheit ebenfalls unter­
stützt - weitere ernsthafte Bedenken bestehen. Im Übrigen 
sind die weiteren Voraussetzungen von Mehrheit und Min­
derheit ziemlich identisch, mit der Ausnahme, dass es ge­
mäss Fassung der Mehrheit genügt, wenn eine Massnahrrie 
nach Artikel 59 keinen Erfolg verspricht, und dass gemäss 
jener der Minderheit bereits eine therapeutische Mass­
nahme erfolglos vollzogen sein muss. Hier ist der Unter­
schied der, dass die Mehrheit eine weniger hohe Hürde vor­
sieht. 
Insgesamt meine ich ebenfalls, dass die Minderheit zu hohe 
Hürden errichtet. Es geht hier sicher um eine sehr heikle Ab­
wägung zwischen den Interessen des betroffenen Täters 
oder der Täterin und jenen der öffentlichen Sicherheit. Aber 
bei dieser Interessenabwägung haben wir mit der Fassung 
der Mehrheit die notwendigen einschränkenden Leitplanken 
gefunden. Es ist nicht notwendig, den Rahmen noch enger 
zu setzen. · 
Ich beantrage Ihnen daher, mit der Mehrheit zu stimmen. 

Stamm Luzi {V, AG): Ich will Ihnen im Namen der SVP-Frak­
tion sagen, dass wir mit Ausnahme- des Themas, über das 
ich .vorher gesproch\:m habe, mit allen Nachbesserungen, 
die jetzt kommen, einverstanden sind: nicht nur beim zur 
Diskussion stehenden Artikel 64, sondern auch nachher bei 
den Punkten, bei denen ich mich nicht mehr zu Wort melden 
werde, vom Disziplinarrecht in Strafanstalten bis hin zum 
Strafregister. Da votiert die SVP-Fraktion für den Entwurf 
des Bundesrates und beantragt Ihnen, diese Nachbesserun­
gen nachzuvollziehen. 
Ich benutze die Gelegenheit, um noch eine Bemerkung an 
Herrn Vischer zu richten. Sie haben in vielen Punkten Recht, 
aber was Sie gesagt haben, ist ja eigentlich ein bedenkli­
ches Votum, das ist für uns ein miserabler Leistungsaus­
weis. Wir haben 2002 revidiert und müssen jetzt korrigieren. 
Sie können jetzt natürlich sagen - was haben Sie gesagt?-, 
jeder «Wuscheli» könne anrufen und uns sagen: «Ihr habt 
schlecht legiferiert, ihr müsst das sofort wieder ändern!» 
Die Problematik könnte man aber auch anders formulieren. 
Man könnte sagen: Wir Juristen haben derart schlecht legi­
feriert, dass jeder Praktiker bereits nach fünf Minuten beur­
teilen kann: «Da stimmt doch irgendetwas nicht.» Ich will 
mich jetzt nicht über die Verwahrung äussern, aber bei die­
sem ganzen neuen System - Wegfall Freiheitsstrafen unter 
sechs Monaten, Geldstrafensystem - ist es so! Jeder Prakti­
ker, der das Zeug in die Hände nimmt, muss sich sagen: 
«Was haben denn die in Bern gewollt, wie soll ich diese Be­
stimmungen anwenden? Das geht ja überhaupt nicht auf.» 
Wir sollten nicht auf diese Weise weiterlegiferieren. 

Blocher Christoph, Bundesrat: Es geht hier bei Artikel 64 
wie gesagt um den Kernpunkt dieser Nachbesserung. Herr 
Vischer, es ist nicht so, dass irgendein Direktor einer Straf­
anstalt angerufen hat und gesagt hat, eine.andere Regelung 
wäre besser. Ich habe Ihnen in der Einleitung dargelegt, 
dass dies zahlreiche Fachleute, Behördenvertreter, Organi­
sationen aus dem Bereich des Strafvollzuges, Gerichte und 
vor allem die Kantone, welche für diese Massnahme zustän­
dig sind, gesagt haben. 
Es ist natürlich nicht einfach, ein Strafgesetzbuch in Kraft zu 
setzen, wenn die Kantone kommen und sagen, sie hätten 
zahlreiche Fälle von Straftätern - allein im Kanton Zürich 
waren es damals 20 -, die wir nach dem neuen Recht ent­
lassen müssten, wobei wir sie nach dem geltenden Recht, 
das heute .in Kraft ist, in Verwahrung behalten müssten und 
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würden, weil diese Schwerverbrecher sonst Wiederholungs­
täter würden. Man darf nicht leichtfertig über solche Dinge 
hinweggehen, vor allem wenn man weiss, was in den ver­
gangenen Jahren in Bezug auf die vorzeitige Entlassung 
oder Urlaubsgewährung gegen den klaren Rat von Prakti­
kern passiert ist. 
Wir waren also gezwungen und in der Verantwortung, diese 
Revision an die Hand zu nehmen. Ich sage Ihnen nochmals: 
Wir haben nicht einfach jeden Wunsch berücksichtigt - es 
waren noch viele Wünsche da-, sondern haben nur das be­
rücksichtigt, wo es um eine schwere Beeinträchtigung der 
Sicherheit geht. Wenn man das genau studiert, ist es so, 
dass man dann hier Lücken im neuen Gesetz findet. Herr Vi­
scher, wenn Sie sagen, man könne das nach drei Jahren 
nicht mehr ändern, dann könnten Sie ja nie ein Gesetz än­
dern. Ein Gesetz ändern - das betrifft immer eine Verbesse­
rung oder ein Anliegen, das man berücksichtigen will. Da­
mals hat man ein Strafgesetzbuch gemacht und erlassen, 
und vielleicht haben die Praktiker auch zu spät reagiert, das 
kann ja alles sein. Ich will keine Schuldigen suchen, aber wir 
stehen jetzt hier, und wir haben jetzt dafür zu sorgen, dass 
eben keine solchen Missstände vorkommen. 
Nach dem Beschluss, den Sie gefasst haben, ist neu eine 
Höchststrafe für Anlasstaten von mindestens zehn Jahren 
vorgesehen. Wir schlagen Ihnen keine neue Anlasstatenum­
schreibung, sondern eine neue Höchststrafe von minde­
stens fünf Jahren vor, also auch für schwere Delikte. Würde 
man das nicht tun, dann würden Delikte wie Gefährdung des 
Lebens, einfache Erpressung, Freiheitsberaubung, Entfüh­
rung, sexuelle Handlung mit Kindern als Anlasstaten nicht 
infrage kommen, als wären das nichtssagende Delikte. Je­
der muss doch sagen, dass das störend wäre. 
Wir haben aber nicht nur ausgedehnt, wir haben auch einge­
schränkt. Das müssen Sie auch anerkennen. Gleichzeitig 
werden nämlich die Voraussetzungen in Absatz 1 auch ein­
geschränkt, wobei jemand einer Person eine schwere physi­
sche, psychische oder sexuelle Schädigung zugefügt haben 
muss oder zufügen wollte. Das ist eine andere Umschrei­
bung, das ist etwas anderes als nur eine schwere Beein­
trächtigung. Schwere Taten, die nur eine materielle Schädi­
gung zur Folge haben, also z. B. Diebstahl, können somit 
nicht zu einer Verwahrung führen. Man hat also den Katalog 
der Taten auf der einen Seite ausgedehnt, auf der anderen 
Seite gleichzeitig aber auch eingeschränkt. 
Zusätzlich zu denjenigen in Absatz 1 werden Änderungen in 
den Absätzen 2 und 3 vorgeschlagen. Auf diese gehe ich 
nicht näher ein, sie sind ja unbestritten. Die sollen in Verbin­
dung mit den Änderungen in Artikel 64b Absätze 1 und 2 
den Übergang vom Strafvollzug in die Verwahrung präziser 
regeln. Wir sind mit dem einverstanden. 
Die vorgeschlagenen Änderungen stellen eine sehr mass­
volle Ausweitung der Verwahrung dar. Die Verwahrung bleibt 
für schwere Straftaten vorbehalten und gilt nicht für jedes 
Delikt. Sie geht damit weniger weit als die Verwahrung nach 
geltendem Recht. Das geltende Recht hat eine strengere 
Verwahrungsvorschrift. Der neue Vorschlag ist aber weniger 
einschränkend als die Fassung, die Sie beschlossen haben. 
Er trägt den Sicherheitsbedenken der Verantwortlichen 
Rechnung; die hat man nicht einfach auszuklam!Jlern. 
Die im Minderheitsantrag vorgeschlagenen Anderungen 
würden demgegenüber die Sicherheit in Bezug auf gefährli­
che Straftäter massiv verschlechtern. Sie gehen noch weit 
hinter das zurück, was Sie beschlossen haben. Insbeson­
dere könnten zahlreiche gefährliche Ersttäter nicht verwahrt 
werden. Mit anderen Worten: Bei Tätern, die zwar schwere 
Verbrechen begangen haben und eine schlechte Zukunfts­
prognose aufweisen, jedoch keine psychische Störung im 
Sinne der Psychiatrie haben, müssten wir warten, bis sie ein 
zweites schweres Verbrechen begehen, bevor sie verwahrt 
werden könnten. Damit würde eine zentrale Neuerung des 
revidierten Allgemeinen Teils des Strafgesetzbuches wieder 
rückgängig gemacht. Das war ja gE:!rade eines der wichtigen 
Erfordernisse, die Sie beschlossen haben und die wir nicht 
geändert haben, dass es in den einschränkenden Bestim­
mungen auch für Ersttäter gelten muss. 
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Aus der von der Minderheit vorgeschlagenen Regelung geht 
auch nicht klar hervor, ob Täter, die eine psychische Störung 
aufweisen, erst dann verwahrt werden dürfen, wenn sie er­
folglos einer therapeutischen Massnahme unterzogen wur­
den - Buchstabe b -, oder bereits als Ersttäter, ohne dass 
vorher ein Therapieversuch unternommen wurde. Die Be­
stimmung ist demnach zu unklar, das ist vor allem für ein 
Strafgesetzbuch immer verhängnisvoll. Dieser Minderheits­
antrag stellt somit in Bezug auf die Sicherheit einen klaren 
Rückschritt dar, und zwar auch einen klaren Rückschritt ge­
genüber dem, was Sie schon 2002 beschlossen haben. 
Das Gleiche gilt auch für den Eventualantrag der Minderheit. 
Gemäss diesem Antrag sollen in Buchstabe a die Täter mit 
«Persönlichkeitsstörung» separat erfasst werden. Was aber 
sind Persönlichkeitsstörungen? Nach den Richtlinien der 
Weltgesundheitsorganisation sind Persönlichkeitsstörungen 
psychische Störungen, und die sind bereits in Buchstabe c 
·erfasst. Dann wäre das also unnötig. Der Eventualantrag der 
Minderheit hat somit zur Folge, dass Täter, die keine psychi­
sche Störung aufweisen - das wird man ausklammern -, nie 
verwahrt werden dürfen, dies auch dann nicht, wenn sie 
Wiederholungstäter sind. Eine solche Regelung würde nicht 
nur die Neuerung des revidierten Strafgesetzbuches wieder 
rückgängig machen, weil man dort gerade auch bei Ersttä­
tern diese Verwahrung wollte, sondern auch weit hinter das 
geltende Recht zurückgehen. Das ist mit Blick auf den 
Schutz der Bevölkerung vor gefährlichen Straftätern nicht 
akzeptabel. 
1.~h bitte Sie daher, den vom Bundesrat vorgeschlagenen 
Anderungen zuzustimmen, wie das die Mehrheit beantragt, 
und die Minderheitsanträge abzulehnen. 

Arnherd Viola (C, VS), für die Kommission: Artikel 64, wie 
ihn der Bundesrat vorlegt, wurde gegenüber der Fassung 
von 2002 sowohl erweitert als auch eingeschränkt. Die Er­
weiterung bezieht sich auf den Kreis der Anlasstaten. Dies 
sind jene Taten, bei welchen eine Verwahrung angeordnet 
werden kann. Neu wird dieser Kreis auf all jene Delikte aus­
geweitet, die mit einer Höchststrafe von fünf Jahren und 
mehr bedroht sind, dies gegenüber zehn Jahren im revidier­
ten StGB. Mit der neuen Formulierung kann die Verwahrung 
beispielsweise auch bei sexuellen Handlungen mit Kindern, 
Gefährdung des Lebens, Freiheitsberaubung und Verbreiten 
menschlicher Krankheiten angeordnet werden. 
Die Einschränkung bezieht sich auf die neu formulierte Vor­
aussetzung, dass jemand nur verwahrt werden kann, wenn 
er durch seine Tat die psychische, physische oder sexuelle 
Integrität des Opfers schwer beeinträchtigt hat oder schwer 
beeinträchtigen wollte. Diese Voraussetzung muss kumulativ 
erfüllt sein. Der Unterschied zur Fassung von 2002 besteht 
darin, dass neu das Opfer wie erwähnt in seiner Integrität 
schwer geschädigt sein muss und nicht mehr eine schwere 
Schädigung allgemein ausreichend ist. Es wird damit klar 
festgehalten, dass ein reiner Vermögensschaden nicht zur 
Anordnung der Verwahrung führen kann. 
Die Neuformulierung von Artikel 64 erfolgte aufgrund der 
Rückmeldungen der Kantone und der Strafvollzugsbehör­
den. Würde die revidierte Fassung ohne die vorliegende 
Nachbesserung in Kraft gesetzt, so könnten gewisse Täter, 
die nach geltendem Recht verwahrt würden, nicht mehr ver­
wahrt werden. Zudem müssten gewisse heute verwahrte Tä­
ter aufgrund der Übergangsbestimmungen entlassen wer-
den. · 
Zuhanden der Materialien ist festzuhalten, dass in der Kom­
mission die Frage diskutiert wurde, ob in Artikel 64 mit dem 
Begriff «Täter» auch Anstifter, Gehilfen oder Mittäter ge­
meint sind. Gestützt auf die allgemeinen Regeln der Arti­
kel 24 und 25 des revidierten StGB wird dies bejaht. 
Zusammen mit der Revision des StGB und des MStG hat die 
Kommission die Petition der Konferenz der Strafverfolgungs­
behörden der Schweiz behandelt. Die Petition möchte eine 
Erweiterung des Anlasskataloges von Artikel 64 StGB, bevor 
das im Jahr 2002 revidierte StGB in Kraft tritt. Die Kommis­
sion hat von den Anliegen dieser Petition Kenntnis genom­
men und festgestellt, dass sie zu einem grossen Teil von der 

vorgeschlagenen Revision berücksichtigt werden. Von der 
Kommission wurde die gewünschte Aufnahme der Arti-

. kel 123, Einfache Körperverletzung, Artikel 180, Drohung, 
Artikel 181 , Nötigung, Artikel 188, Sexuelle Handlungen mit 
Abhängigen, und Artikel 193 StGB, Ausnützung der Notlage, 
nicht übernommen. 
Der Minderheitsantrag Menetrey-Savary unterscheidet sich 
im Wesentlichen in folgenden Punkten vom Mehrheitsan­
trag: Er will den Kreis der Anlasstaten wieder auf Delikte re­
duzieren, denen eine Strafdrohung von zehn Jahren ~ ge­
genüber fünf Jahren im Mehrheitsantrag - zukommt. 
Kumulativ soll die Verwahrung nur angeordnet werden kön­
nen, wenn der Täter bereits vorbestraft ist und ernsthaft zu 
erwarten ist, dass er weitere Taten dieser Art begeht, oder 
wenn der Täter erfolglos einer therapeutischen Massnahme 
unterzogen wurde. Damit würden die Anwendungsmöglich­
keiten der Verwahrung massiv eingeschränkt, und entspre­
chend würde auch der Schutz der Gesellschaft vor gefährli­
chen Straftätern stark reduziert. 
Würde der Minderheitsantrag Menetrey-Savary angenom­
men, würde dies heissen, dass ein gefährlicher Ersttäter 
nicht verwahrt werden könnte. Ebenso könnten Täter, die 
sexuelle Handlungen an Kindern begehen, nicht verwahrt 
werden, weil dieses Delikt eben nicht zum Kreis der Anlas­
staten gehört. Täter, bei denen keine psychische Störung 
vorliegt oder nachgewiesen werden kann, die aber schwere 
Verbrechen begangen haben, könnten erst verwahrt wer­
den, wenn sie ein weiteres schweres Verbrechen begehen. 
Damit würden die Sicherheit der Gesellschaft und deren 
Schutz vor gefährlichen Straftätern massiv vermindert. Auch 
wenn die Verwahrung einen schweren Eingriff in die persön­
liche Freiheit darstellt, ist der Minderheitsantrag Menetrey­
Savary bei der Interessenabwägung im Spannungsfeld des 
Schutzes der Gesellschaft und der persönlichen Freiheit ab­
zulehnen. 
Wir beantragen Ihnen, .dem Antrag .der Mehrheit zuzustim­
men. 

Menetrey-Savary Anne-Catherine (G, VD): Madame Am­
herd, vous. avez dit qu'avec la version 2002 du Code penal 
ou avec ma proposition, certains auteurs de crimes dange­
reux ne pourraient pas etre internes. Je viens d'avoir un ent­
retien telephonique avec Je responsable de l'execution des 
peines dans le canton de Vaud. II m'a dit qu'il y a actuelle­
merit a Bochuz 23 delinquants dangereux qui tous font deja 
l'objet d'une mesure d'internement, et un seul cas qui ne fait 
pas partie de ce groupe, et qui ne sera pas libere avant · 
2018. Qui voulez-vous interner en plus de ces gens dange­
reux qui font deja l'objet d'une mesure d'internement? 
De plus, avez-vous considere que les trois conditions de ma 
proposition ne sont pas cumulatives? 

Amherd Viola (C, VS), für die Kommission: Geschätzte Frau 
Kollegin, diese Information, die Sie hier erwähnen, habe ich 
nicht. Aber auch wenn nur ein einziger Fall verhindert wer­
den kann - ein Fall, in dem ein Mord, ein Sexualmord ge­
schieht -, ist schon viel erreicht. 

Glasson Jean-Paul (RL, FR), pour la commission: II est dans 
Ja nature des choses que l'ecoulement du temps nous 
amene a des reflexions supplementaires. Dans le cas parti­
culier - nous l'avons dit lors du debat d'entree en matiere -, 
les gens qui s'occupent de justice penale ont quand meme 
dispose de trois ans pour analyser las Novelles qua nous 
avons introduites dans la loi. Jls l'ont bien sOr critiquee, ce 
qui est dans la nature des choses - notamment chez las juri­
stes, comme vous le savez. Et je crois qu'il est natural qu'on 
tienne aussi compte de l'atmosphere generale et des questi­
ons nouvelles qui sont debattues dans l'opinion. 
Vous avez explique a juste titre, Madame Menetrey-Savary, 
qu'il y a parfois des gens qui ont ete internes a tort, ce qui 
est fort malheureux; il y a aussi eu des relaxations ou des 
faits qui ont ete dans le sens contraire. Nous avons aussi 
vecu un grand debat - ou Ja plupart d'entre nous a perdu -
en matiere d'internement a vie. Tous ces elements font qu'on 
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peut a nouveau se poser des questions, et je crois qu'il est 
justifie qu'on le fasse concretement et qu'on en discute a 
fond. 
Dans cette perspective, la majorite de la commission ac­
cepte l'extension de la liste des infractions pouvant mener a 
un internement. En 2002 - on l'a rappele - on avait etabli un 
catalogue d'infractions possibles et determine qu'il fallait au 
moins dix ans de privation de liberte possible pour entrer en 
matiere sur cet internement; ·aujourd'hui cette duree est de 
cinq ans, ce qui couvre des cas qui ne le seraient pas autre­
ment. Peut-etre ne sont-ils pas aussi nombreux qu'on pour­
ra:it le penser, mais comme l'a dit ma collegue tout a !'heure; 
un ou deux cas a eviter sont deja des choses importantes, 
meme si tout le monde est bien conscient que la securite ab­
solue n'existe pas. Tout cela est finalement une question de 
proportionnalite. La commission reconna'it clairement que la 
dangerosite d'une personne ne depend pas uniquement de 
la gravite des infractions; c'est une des choses dont il faulte­
nir compte. 
La minorite, representee par Madame Menetrey-Savary, rap­
porte les reticences existantes, il faul bien le souligner, de 
nombreuses organisations politiques, juridiques et sociales, 
qui estiment que l'internement ne devrait pas etre etendu 
aux personnes pouvant en etre l'objet, et que des conditions 
tres strictes soient posees pour que cet internement ait lieu. 
Je crois que nous disposons ici d'un systeme equilibre et qui 
fait droit a ces craintes. II s'agit egalement de mettre en ba­
lance les interets de la protection de la societe et ceux des 
individus concernes par l'internement. 
La majorite de la commission privilegie cette securite publi­
que et vous demande de faire de meme et de rejeter les mo­
difications apportees par les propositions de la minorite, y 
compris sa proposition subsidiaire. Ces resultats ont ete ac­
quis par 13 voix contre 3 et par 14 voix contre 3. 

Ers(e Abstimmung - Premier vote 
Für den Antrag der Mehrheit .... 110 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit .... 50 Stimmen 

Zweite Abstimmung - Deuxieme vote 
Für den Antrag der Mehrheit .... i 11 Stimmen 
Für den Eventualantrag der Minderheit .... 51 Stimmen 

Art. 64b 
Antrag der Komtnission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Art. 65 Abs. 2 
Antrag der Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Antrag der Minderheit 
(Hämmerle, Garbani, Hubmann, Leutenegger Oberholzer, 
Menetrey-Savary, Rechsteiner-Basel, Sommaruga Carlo, Vi­
scher) 
Streichen 

Art. 65 al. 2 
Proposition de la majorite 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Proposition de la minorite 
(Hämmerle, Garbani, Hubmann,· Leutenegger Oberheizer, 
Menetrey-Savary, Rechsteiner-Basel, Sommaruga Carlo, Vi-
sche0 · 
Bitter 

Hämmerle Andrea (S, GR): Meine Ausführungen betreffen 
auch die Übergangsbestimmungen und die Revision des Mi­
litärstrafgesetzes. Deshal.b gestatte ich .mir, zwei, drei Worte 
mehr zu sagen. 

Amtliches Bulletin der Bundesversammlung 

Es geht um die nachträgliche Anordnung der Verwahrung, 
und dies ist nun tatsächlich der Kernpunkt der Vorlage. Wer 
zu einer unbedingten Freiheitsstrafe, die befristet ist, verur­
teilt worden ist, kann während des Vollzugs nachträglich mit 
einer unbefristeten Verwahrung belegt werden. Damit wer­
den fundamentale rechtsstaatliche Grundsätze missachtet, 
vor allem der Grundsatz «ne bis in idem». Das heisst, nie­
mand darf für die gleiche Tat zweimal bestraft werden. Aber 
genau dies geschieht hier: Zu einer verbüssten Freiheits­
strafe kommt eine zweite Strafe, nämlich die Verwahrung, 
hinzu. Die juristische Unterscheidung zwischen Strafe und 
Verwahrung wird von Betroffenen mit Sicherheit nicht ver­
standen. Knast ist Knast. 
Die nachträgliche Anordnung der Verwahrung widerspricht 
nach Auffassung namhafter Experten der Europäischen 
Menschenrechtskonvention. Deshalb, genau deshalb, wurde 
dieses Instrument von den Räten denn auch abgelehnt. Was 
vor drei Jahren nicht EMRK-konform war, kann es auch 
heute nicht sein. Vergleichen Sie die Botschaft, Seite 4713. 
Die Voraussetzungen für die nachträgliche Anordnung der 
Verwahrung sind schwammig. Massgebend ist nämlich die 
psychiatrische Prognose. Der Psychiater sieht während des 
Vollzuges, dass der Inhaftierte nach der Entlassung mit ho­
her Wahrscheinlichkeit oder gar Sicherheit ein schweres De­
likt begehen wird. Nach herrschender Auffassung - in der 
Psychiatrie - ist dies unmöglich. Es gibt eigentlich nur einen 
Experten, der dies anders sieht. Das ist der Zürcher Psych­
iater Frank Urbaniok, und genau auf diesen Einzigen stützt 
sich der Bundesrat ab. Die Voraussetzung ist aber auch wi­
dersprüchlich. Es heisst: «neuer Tatsachen -oder Beweismit­
tel», die «im Zeitpunkt der Verurteilung bereits bestanden 
haben, ohne dass das Gericht davon Kenntnis haben 
konnte». Das ist ein Widerspruch in sich selbst. Entweder 
sind es neue Tatsachen, oder es sind eben alte. Beides geht 
ja wohl nicht. Die neuen Tatsachen sind einfach eine neue 
Einschätzung des Psychiaters. Mit Verlaub - da bewegen 
wir uns rechtsstaatlich auf sehr, sehr dünnem Eis. 
Ein zusätzlicher Freiheitsentzug für ein Delikt, das der Täter 
nicht begangen hat und von dem man nicht weiss, ob er es 
je begehen wird, widerspricht einem weiteren wichtigen 
strafrechtlichen Prinzip: im Zweifel für den Angeklagten. 
Nach der Revision des Asylgesetzes, nach dem Hooligan­
Gesetz ist dies ein weiteres Beispiel dafür, wie wichtige 
rechtsstaatliche, verfassungsrechtliche, menschenrechtli­
ch e Prinzipien geritzt werden. Es muss uns zu denken ge­
ben, dass sich solches im Departement von Herrn Bundes­
rat Blocher häuft. Das Justizdepartement müsste ja 
eigentlich in diesem Bereich sehr prinzipienfest sein. Herr 
Bundesrat Blocher hat dies übrigens beim Hooligan-Gesetz 
auch etwas angedeutet; ich würde mir wünschen, dass er es 
hier auch deutlicher machen würde.. · · 
Die Begründung für diese neue Massnahme heisst: «mehr 
Sicherheit, Bekämpfung von Gewaltdelikten, Bekämpfung 
von Terrorismus». Aber nach europäischer und schweizeri­
scher Tradition geht dies alles nur unter Wahrung rechts­
staatlicher Grundsätze. Die gegenteilige Auffassung - Si­
cherheit vor. Menschen"rechten - wird anderswo praktiziert. 
Die Auswüchse_ sind in Guantanamo zu besichtigen. So weit 
sind wir in der Schweiz nicht, aber der Abbau rechtsstaatli­
cher Grundsätze erfolgt schleichend. Die nachträgliche An­
ordnung der Verwahrung ist ein Schritt in diese fatale Rich­
tung. Tun wir ihn nicht, lehnen .wir die nachträgliche 
Anordnung der Verwahrung ab. 
Zum Schluss richte ich mich speziell an die Freisinnigen: Ich 
verstehe nicht, dass diese Diskussion offensichtlich nach 
dem Links-rechts-Schema geführt wird. Die liberalen Vorfah- · 
ren Ihrer Partei haben diese rechtsstaatlichen Grundsätze 
entwickelt und durchgesetzt. Und Sie gehen heute im 
Schlepptau der SVP so weit, dass Sie diese Grundsätze 
ohne Not über Bord werfen. Wir wehren uns noch für diese 
liberalen, rechtsstaatlichen Grundsätze, und ich bitte Sie, ein 
Gleiches zu tun. 

Baumann J. Alexander (V, TG): Herr Kollege Hämmerle, 
nachdem Sie versucht haben, die Differenzierung zwischen 
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neuen und alten Tatsachen, an die angeknüpft wird, heraus­
zuarbeiten, möchte ich Sie fragen: Können Sie sich vorstel­
len, dass es alte Tatsa.chen gibt, die neu erkannt werden? 

Hämmerle Andrea (S, GR): Es ist denkbar, dass alte Tatsa­
chen neu erkannt werden. Es geht aber nicht, dass jemand 
für das gleiche Delikt, für das er schon bestraft worden ist, 
nachher eine zweite Strafe, diesmal in Form der unbefriste­
ten Verwahrung, bekommt. Das ist das Thema, um das es 
geht. Die neuen Tatsachen bestehen ja eigentlich nur darin, 
dass ein Psychiater während des Vollzuges zur Erkenntnis 
oder zur vermeintlichen Erkenntnis gelangt, dass diese Tat­
sachen schon früher vorgelegen haben. Das ist alles, das ist 
aber nicht eine neue Tatsache. 

Siegrist Ulrich (V, AG): Herr Hämmerle, Sie haben sich in 
Ihrem Votum bereits in einen Widerspruch zwischen Ihren 
Aussagen über humanen Strafvollzug und humane Strafen 
und über Freiheitsrechte, die Sie hier im Saal offenbar als 
Einziger vertreten, und Ihrer anderen Aussage verstrickt: 
Knast gleich Knast. Ich möchte·versuchen, das Ganze aus 
der Sicht potenzieller Opfer zu beurteilen, und möchte daher 
von Ihnen wissen: Ist Ihnen bekannt, dass in der Menschen­
rechtserklärung ein Recht der Menschen auf Sicherheit de­
klariert ist? 

Hämmerle Andrea (S, GR): Herr Siegrist, ich habe den Aus­
druck «humaner Strafvollzug» nicht einmal in den Mund ge­
nommen, ich habe davon überhaupt gar nicht gesprochen, 
es hat auch gar nichts damit zu tun. Dass Freiheitsentzug 
Freiheitsentzug ist, habe ich so zugespitzt: Knast gleich 
Knast. Anders wird das vom Inhaftierten auch nicht wahrge­
nommen. 
Sie sprechen das Thema Sicherheit an, das Thema potenzi­
elle Opfer. Herr Siegrist; wenn Sie in allen Lebensbereichen 
und in allen Politikbereichen derart scharf präventiv vorge­
hen müssten, dann wäre zum Beispiel im Strassenverkehr 
nur noch wenig möglich; aber dort gelten offenbar andere 
Massstäbe. 

Menetrey-Savary Anne-Catherine (G, VD): Avec la possibi­
lite d'internement a posteriori, on aborde la question la plus 
problematique de cette loi. Avant meme de savoir si cette 
mesure est compatib/e avec /a Convention europeenne des 
droits de l'homme, je voudrais surtout insister sur ce que 
cela represente dans Ja pratique. 
Dans la tete de beaucoup de gens, et peut-etre aussi dans 
la vötre, l'internement signifie que la personne concernee ne 
va pas en prison, mais qu'on /a soigne quelque part dans un 
etablissement specialise. Ce n'est pas du tout ce/a. Avec le 
nouveau regime, le condamne accomplit d'abord sa peine 
de prison en planifiant sa sortie, en comptant les jours, 
comrne n'importe quel detenu. Et puis, quand il a ete con­
damne d'emblee a une mesure d'internement, il sait qu'une 
fois qu'il aura aligne toutes ses journees de prison, il va en­
core en prendre pour une duree indeterminee. C'est assez 
dur. 
Avec l'article 65 a/inea 2, c'est encore pire, parce que Je de­
tenu va etre condamne apres coup, juste au moment ou il 
pensait avoir accömpli sa peine et pouvoir sort.ir. 
Comme tous mes collegues de la minorite, les Verts sont 
convaincus que cet article pose des problemes de compa.ti­
bilite avec le respect des droits humains et que, surtout, il 
risque de se reveler totalement inapplicable. Prouver que 
des motifs d'internement existaierit au moment du jugement, 
c'est mission impossible, comme me le confirmait encore ce 
matin un expert du droit penal. 
Pour ma part, j'insiste encore une fois sur le fait que cet in­
ternement a posteriori est une mesure inhumaine. Vu l'im­
pact tres negatif d'une teile decision sur le condamne, cette 
mesure risque surtout d'etre contre-productive parce qu'elle 
tue definitivement sa motivation eventuelle a s'en sortir et a 
se reinserer. Pourtant, il ne s'agit toujours pas d'un interne­
nient a vie: le condamne doit donc en principe garder l'es­
poir de s'en sortir un jour - mais dans quel etat! 

Au cours de /a discussion en commission, Monsieur Je con­
seiller federal Blocher a justifie cette disposition en faisant 
remarquer qu'il s'agit d'une mesure et non pas d'une 
sanction. Peut-etre que, sans Je vouloir vraiment, il a lance 
un debat de fond. C'est precisement ce qui nous fait peur, 
avec l'orientation que prend cette revision du Code penal. 
Jusqu'ici, /a repression penale reposait sur un regime de 
sanctions, ce qui s'inscrivait dans un systeme contractuel: 
du point de vue de /'auteur du delit ou du crime, il y a un 
acte, il y a un tarif. Le condamne «paie sa dette» envers la 
societe. Avec /es mesures, au contraire, et tout particuliere­
ment avec des internements de duree indeterminee, cet as­
pect contractuel disparail completement au profit d'un re­
gime autoritaire, unilateral et ressenti comme arbitraire. II n'y 
a plus dE! contrat de reinsertion, il n'y a plus qu'un rapport de 
forces; il n'y a plus de partenariat dans Ja rehabilitation, il n'y 
a plus que l'enfermement. Et cela equivaut a une mort so­
ciale. 
Bien sür, je sais que /es personnes condamnees ne sont pas 
des enfants de choeur. Je sais aussi qu'il est sage de ne pas 
laisser sortir certaines d'entre elles. C'est bien pourquoi la 
minorite n'est pas contre l'internement ou les longues pei­
nes, mais il faut se garder d'adopter des mesures qui pour­
ront s'averer contre-productives en risquant de transformer 
ces criminels en enrages. 
Encore un mot pour terminer par rapport a la justification re­
currente qu'il y aurait actuellement des cas problematiques, 
des personnes dangereuses dans /es prisons, qui devraient 
sortir si la nouvelle /oi entrait en vigueur. Pour eviter cette si­
tuation, nous avons deja introduit en 2002 des dispositions 
transitoires. II faut souligner que pratiquement tous /es cas 
qui ont ete evoques sont relatifs a des troubles mentaux evi­
dents, donc avec /es mesures transitoires que nous avons 
prevues, tous /es cas dangereux - je l'ai encore dit tout a 
/'heure pour ce qui concerne /e penitencier de Bochuz - sont 
deja internes et l'internement pourrait continuer. Ce risque 
est constamment surevalue par rapport a la rea/ite des cas. 
C'est pourquoi nous vous demandons de biffer l'article 65 
a/inea 2. 

Thanei Anita {S, ZH): Es handelt sich hier um den Kern­
punkt der Revision der Revision, nämlich um die Möglichkeit 
der nachträglichen Verwahrung. Ich bitte Sie im Namen der 
SP-Fraktion, den Minderheitsantrag Hämmerle zu unterstüt­
zen. Mit der Änderung von Artikel 64 haben wir den Kreis 
der Anlasstaten wesentlich erweitert und die Voraussetzun­
gen verschärft und somit genügend für die Sicherheit getan. 
Nun zu Artikel 65 Absatz 2: Die Möglichkeit der nachträgli­
chen Verwahrung verletzt wichtige rechtsstaatliche Grund­
sätze, das wurde bereits gesagt. Der Grundsatz «ne bis in 
idem» und auch die Voraussetzungen oder die Bedingungen 
der EMRK werden verletzt. Im Übrigen hat die Auswertung 
der Vernehmlassung ergeben, dass das Resultat bei den 
Kantonen ziemlich unentschieden ist. Es trifft deshalb nicht 
zu, dass diese Revision der Revision insbesondere von den 
Praktikern gewünscht wurde. 
Diese Bestimmung verursacht jedoch nicht nur rechtsstaatli­
che, sondern auch praktische Probleme, sie ist unklar und 
undurchführbar. Welches sind die praktischen Probleme? 
Die Bestimmung verlangt, dass die Voraussetzungen für die 
Verwahrung bereits zum Zeitpunkt des ersten Urteils bestan­
den haben. Zudem sind während des Vollzuges neue Be­
weismittel und Tatsachen. ·erforderlich. Hier ist der Text un­
klar: Müssen sich diese neuen Tatsachen während des 
Vollzuges ereignen, oder müssen sie sich vor dem ersten 
Urteil ereignet haben und erst später entdeckt worden sein? 
Wenn sie sich erst nachher ereignet haben, dann muss man 
darauf hinweisen, dass sich ein Täter oder eine Täterin wäh­
rend des Strafvollzuges in einer besonderen Situation befin­
det. Wenn er oder sie ein neues Delikt begeht, dann gibt es 
eine neue Verurteilung. 
Die Meinungen der Psychiater sind auch geteilt. Wie kann 
man nämlich nachträglich eine Prognose darüber erstellen, 
ob jemand vor fünf oder sechs Jahren bereits die Vorausset­
zungen für eine Verwahrung erfüllt hätte? Das ist schlicht-
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weg nicht möglich, das kann niemand, und davor wird sich 
auch jeder Psychiater hüten. 
Diese Bestimmung löst im Übrigen auch nicht das Problem 
der sogenannten Zeitbomben - ich hasse dieses Wort, Men­
schen sind keine Bomben, aber es wird ja immer wieder ge­
braucht. Was passiert nämlich mit jenen Fällen, bei welchen 
keine neuen Beweismittel und keine neuen Tatsachen auf­
treten? Diese Menschen können dann eben nicht nachträg­
lich verwahrt werden. Die Hauptbegründung des Bundesra­
tes und auch gewisser Praktiker nimmt ja eben Bezug auf 
das Problem dieser sogenannten Zeitbomben. Genau die­
ses Problem wird mit der Bestimmung nicht gelöst, weil sich 
in solchen Fällen eben allenfalls keine neuen Beweismittel 
und keine neuen Tatsachen ergeben. 
Dann möchte ich noch daran erinnern, dass dem ersten Ur­
teil jeweils auch schon ein längeres Verfahren vorausgeht 
und die Untersuchungsbehörde genügend Zeit gehabt hat, 
um ausführlich zu überprüfen, ob jemand verwahrt werden 
muss oder nicht. 
Aus diesem Grund bitte ich Sie, der Minderheit Hämmerle zu 
folgen und diese Bestimmung zu streichen: 

Garbani Valerie (S, NE): Je le mentionne encore une nou­
velle fois dans ce debat: le 13 decembre 2002, nous avons 
approuve en votation finale l'article 64 du Code penal qui 
elargit les possibilites d'internement, par rapport au droit ac­
tuel, aux personnes qui ne souffrent pas de troubles men­
taux, · article que nous avons encore durci relatiVement a 
notre vote precedent. Nous avons aussi adopte des disposi­
tions transitoires qui prevoient que dans un delai de douze 
mois a compter de l'entree en vigueur du nouveau droit, le 
juge examine d'office si les personnes internees sur la base 
des dispositions relatives aux delinquants d'habitude et 
delinquants anormaux auraient pu etre internees sur la base 
du nouvel article 64 ancien et revise par notre vote de taut a 
!'heure, dispositions transitoires qui autorisent donc deja l'in­
ternement a posteriori. 
Aujourd'hui, alors que la revision adoptee le 13 decembre 
2002 n'esr pas encore entree en vigueur, et, partant, que 
nous n'avons encore aucune experience de l'application du 
nouvel article 64 «ancien» et des ·dispositions transitoires, 
on .nous propose deja d'elargir les possibilites d'internement 
a posteriori, sur la base de la dangerosite. 
La disposition du Conseil federal, approuvee teile quelle par 
le Conseil des Etats, pose plusieurs problemes. La dangero­
site peut etre admise ou peut etre niee selon le lieu dans le­
quel eile est analysee. Je me refere ici aux reflexions des 
professeurs Gravieret Lustenberger: «Certains lieux, les pri­
sons par exemple, surdeterminent la perception de la dan­
gerosite des personnes qui y resident. Rencontree dans de 
tels lieux, la meme personne qui, en d'autres temps ou 
d'autres lieux, est vecue comme triste et depressive, pourra 
y eire pen;ue comme potentiellement beaucoup plus 
menac;,:ante. A !'inverse, on pourra etre amene a negliger ou 
a sous-estimer la dangerosite, par exemple dans un lieu 
comme l'höpital. En effet, dans ce lieu, dont la mission pre­
miere est l'ecoute et le soulagement de la souffrance, on 
aura, a priori, plus de difficulte a reperer la dangerosite de 
celui quise presente d'abord dans sa detresse.» 
Deuxiemement, l'article 65 alinea 2 est inapplicable et si on 
l'applique quand meme, on.viole alors le principe «ne bis in 
idem». Pourquoi inapplicable? Parce que, pour l'appliquer, il 
faudrait que l'on respecte les regles de la procedure en revi­
sion «in pejus», a savoir: l'etat de dangerosite du condamne 
existait au moment du jugement, mais le juge ne le savait 
pas et ne pouvait pas le savoir. Par exemple, si le juge ne 
s'est, a tort, pas appuye sur une expertise pour prononcer 
une peine d'emprisonnement et non un internement, cela 
n'est pas sujet a revision, donc pas a internement a po­
steriori. Par exemple, si l'etat de dangerosite n'existait pas 
a_u moment du jugement mais qu'il est apparu posterieure­
ment, cela n'est pas sujet a revision. Ou encore, si le juge a 
fait un faux choix, c'est-a-dire qu'il a preconise une mesure 
therapeutique et non un internement, cela n'est pas sujet a 
internement. 
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Le seul cas d'ecole - un des rares cas d'ecole en fait - ou 
l'article 65 alinea 2 pourrait trouver application est celui 
d'une personne qui presenterait une decompensation psy­
chotique durant l'execution de la peine et cette psychose 
n'aurait pas ete diagnostiquee durant l'expertise d'avant 
proces. Toutefois, selon les psychiatres, dans de tels cas 
d'espece, Ia mesure appropriee serait bien davantage une 
mesure therapeutique en milieu institutionnel qu'un interne­
ment a posteriori. 
Finalement, !es psychiatres peuvent faire des diagnostics au 
moment du jugemerit et non des pronostics sur l'etat de la 
personne condamnee dans les cinq ou dix prochaines an­
nees. 
Je vous invite des lors a ne pas accepter une disposition 
inapplicable, une disposition qui, si eile etait appliquee, vio­
lerait notre droit interne et le droit international, et a soutenir 
la proposition de la minorite Hämmerle. 

Huber Gabi (RL, UR): Die FDP hat sich bereits im Rahmen 
der Vernehmlassung vom Dezember 2004 dem Anliegen der 
nachträglichen Anordnung der Verwahrung nicht verschlos­
sen, allerdings unter dem Vorbehalt, dass sämtliche rechts­
staatlichen Bedenken ausgeräumt werden können. Diese 
Bedenken konnten in der Zwischenzeit beseitigt werden, ins­
besondere auch durch die Aussagen von verwaltungsinter­
nen und -externen Experten in der Kommission, die auch 
alle Mitglieder der Minderheit zur Kenntnis nehmen konnten. 
Auch ist zu bemerken, dass die lebenslängliche nachträgli­
che Verwahrung, die in der Vernehmlassung neben der or­
dentlichen nachträglichen Verwahrung vorgesehen war, in­
zwischen aus der Vorlage gestrichen worden ist. 
Der FDP ist es ein wichtiges Anliegen, dass diese Bestim­
mung mit übergeordnetem Recht vereinbar ist. Wir brauchen 
keine Lektionen des Minderheitssprechers. Die Aussage, 
dass wir hier - oder alle Leute, die die Mehrheit unterstüt­
zen - Guantanamo-ähnliche Verhältnisse befürworten wür­
den, weise ich in aller Form zurQck. Diese Aussage ist, ich 
kann es nicht anders sagen, einfach daneben. 
Massgebond ist hier das in Artikel 4 des 7. Zusatzprotokolls 
zur EMRK festgelegte Recht, wegen derselben Sache nicht 
zvveimal vor Gericht gestellt oder bestraft zu werden. Dieser 
Grundsatz ist zwingendes Völkerrecht und bindet auch den 
Verfassunggeber. Absatz 2 dieser Bestimmung im 7. Zusatz­
protokoll sieht jedoch als gewichtige Ausnahme von diesem 
Grundsatz die Wiederaufnahme des Verfahrens vor, wobei 
ein Revisionsgrund vorliegen· muss. Diesem Anspruch ge­
nügt Artikel 65 Absatz 2. Denn die nachträgliche Verwah­
rung kommt nur in den Grenzen der Revision zuungunsten 
des Täters bzw. im Rahmen eines neuen gerichtlichen Ver­
fahrens infrage. Die Revision zuungunsten der betroffenen 
Person bedarf einer ausdrücklichen gesetzlichen Grundlage 
und neuer Tatsachen und Beweismittel, welche belegen, 
dass die Voraussetzungen für die härtere Sanktion schon im 
Zeitpunkt des ersten Urteils bestanden haben, ohne dass 
das Gericht davon Kenntnis haben konnte. 
Es geht hier, wie gesagt, auch nicht etwa um die lebensläng­
liche Verwahrung. Dieses Thema wird Gegenstand einer se­
paraten Vorlage sein. 
Erwähnenswert ist im Übrigen auch, dass die Mehrheit der 
kantonalen Strafprozessordnungen eine Revision zuungun­
sten der verurteilten Personen in irgendeiner Form kennt. Es 
ist hier allerdings nun eine gesamtschweizerische Lösung 
nötig. Mit der Möglichkeit der nachträglichen Verwahrung 
von Verurteilten, die erst im Verlauf des Strafvollzuges als 
gefährlich erkannt werden, wird eine Lücke geschlossen. Es 
lässt sich mit Blick auf potenzielle Opfer kaum begründen, 
dass Täter, die als hoch rückfallgefährdet erkannt werden, in 
die f=reiheit -entlassen werden müssen. Auch wenn es, wie 
oft gesagt wird, nicht häufig Anwendungsfälle geben wird, so 
handelt es sich doch um sehr schwerwiegende Fälle, welche 

· die Schaffung dieses Tatbestandes rechtfertigen. Anders ge­
sagt: Auch wenn mit diesem Tatbestand nur ein einziges Ge­
waltverbrechen verhindert werden kann, ist das Ziel erreicht. 
Die zu Artikel 65 Absatz 2 gehörende Übergangsbestim­
mung garantiert, dass Verwahrungen nach geltendem Recht 
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weitergeführt werden können. Die sich aus dem Völkerrecht 
ergebenden Einschränkungen der rückwirkenden Anwen­
dung von Artikel 65 Absatz 2 sind in der Übergangsbestim­
mung berücksichtigt, indem die nachträgliche Anordnung 
der Verwahrung gegenüber Tätern, die vor Inkrafttreten des 
revidierten StGB delinquierten, nur zulässig ist, wenn die 
Verwahrung dieser Täter im Zeitpunkt der Tatbegehung 
möglich war. Es müssen also die Voraussetzungen der bis­
herigen Artikel 42 oder 43 StGB bestanden haben. 
Aus all diesen Gründen ersuche ich Sie im Namen der FDP­
Fraktion nochmals um Unterstützung des Mehrheitsantra­
ges. 

Hämmerle Andrea (S, GR): Frau Huber, ich möchte nur ei­
nen Satz zur Präzis'ierung sagen: Ich verstehe, dass der Be­
griff «Guantanamo» für Sie eine Provokation war. Deshalb 
möchte ich erläutern, was ich gesagt habe und was ich nicht 
gesagt habe. Ich habe gesagt, das Prinzip «Sicherheit vor 
Rechtsstaat» könne in seinen äussersten Auswüchsen bis 
zu «Guantanamo» führen. Und ich habe auch gesagt, dass 
das, was wir hier zu tun im Begriff seien, nicht das sei, dass 
es aber ein erster Schritt in diese fatale Richtung sei. Es hat 
auch in den USA nicht mit «Guantanamo» angefangen, son­
dern damit aufgehört. 

Hochreutener Norbert (C, BE): Herr Hämmerle, eine Vorbe­
merkung: Zu den rechtsstaatlichen Grundsätzen gehört 
auch das Recht auf Sicherheit und auf Schutz vor gefährli­
chen Verbrechern. Das scheinen Sie zu vergessen. 
Die CVP-Fraktion ist gegen den Antrag der Minderheit Häm­
merie und mit der Kommissionsmehrheit der Meinung, dass 
wir die Möglichkeit der nachträglichen Verwahrung in das 
Gesetz aufnehmen sollten. Juristisch wurde abgeklärt - und 
musste abgeklärt werden -, ob dies mit der Verfassung und 
der EMRK vereinbar ist. Es geht um die Grundsätze «ne bis 
in idem», niemand darf für die gleiche Tat zweimal bestraft 
werden, und «reformatio in peius», ein Urteil darf nicht zuun­
gunsten des Täters abgeändert werden. 
Nach Anhörung der Experten - ich habe auch mit anderen 
und nicht nur mit Herrn Urbaniok gesprochen - und nach 
Anhörung der Bundesverwaltung ist die Mehrheit der Kom­
mission der Meinung, dass Artikel 65 Absatz 2 mit der Ver­
fassung und der EMRK sowie dem 7. Zusatzprotokoll kom­
patibel ist. Die CVP-Fraktion folgt dieser Betrachtungsweise. 
Wichtiger noch als die juristischen Überlegungen scheint 
uns aber, dass wir die nachträgliche Verwahrung nun über­
haupt ermöglichen. 
Es ist möglich, dass während des Strafvollzuges neue Ein­
sichten über den Täter gewonnen werden, Einsichten, wel­
che die Richter und Gutachter im Zeitpunkt des Urteils noch 
nicht hatten. Gerade während des Strafvollzuges wird jahre­
lang mit dem Täter gearbeitet; der Kontakt ist intensiver als 
während des Strafverfahrens. Wenn da neue Erkenntnisse, 
z. 8. über die Gefährlichkeit des Täters, gewonnen werden, 
muss man dem doch mit der nachträglichen Verwahrung 
Rechnung tragen können. 
Die CVP-Fraktion wird also dem Antrag für Absatz 2 zustim­
men und den Streichungsantrag der Minderheit Hämmerle 
ablehnen. 

Aeschbacher Ru.edi (E, ZH): Die Schranken für die nach­
trägliche Verwahrung, die wir hier einführen wollen, sind 
sehr hoch gesetzt. Was verlangt diese neue Bestimmung an 
Voraussetzungen? Es müssen erstens neue Tatsachen und 
Beweismittel vorliegen. Es müssen zweitens die Vorausset­
zungen der Verwahrung _nach Artikel 64, den wir vorhin be­
sprochen haben, gegeben sein. Das heisst, die neuen Be­
weismittel und Tatsachen müssen darauf hinweisen, dass 
diese Voraussetzungen vorliegen. Dann dürfen drittens 
diese .neuen Tatsachen und Beweismittel im Zeitpunkt des 
Urteils nicht bekannt gewesen sein, müssen aber schon be­
standen haben. Viertens muss die Voraussetzung bestehen, 
dass das Gericht keine Kenntnis «haben konnte» - und nicht 
«gehabt. hat». Ich bitte Sie, das zu beachten: «haben 
konnte» und nicht «hatte». Dieser Unterschied ist wesent-

lieh, denn der Begriff «haben konnte» setzt diese Schwelle 
noch höher. Das heisst, dass nachträglich überprüft werden 
muss, ob das Gericht seine Verpflichtung erfüllt hat. Es 
muss überprüft werden, ob es sich wirklich nach allen 
Möglichkeiten, die damals bestanden haben, über die Ver­
wahrungsgründe orientiert hat oder nicht. Auch bei der Um­
setzung dieser Bestimmung wird es noch grosse Schwierig­
keiten geben. 
Ich fasse zusammen: Die Voraussetzungen sind sehr hoch. 
Es wird deshalb sehr wenige Fälle geben - es ist eine Art 
Revision, die wir hier haben -, bei denen überhaupt in Be­
tracht kommt, dass sie zu einer nachträglichen Verwahrung 
führen. Diese Voraussetzungen sind aber - das ist das Ent­
scheidende - das wichtige Instrument dafür, dass der Tatsa­
c'he Rechnung getragen werden kann, dass es in unseren 
.Strafanstalten wahrscheinlich zwischen zehn und. zwanzig 
Insassen gibt, auf die diese Bestimmung angewendet wer­
den muss. Denn im laufe des Strafvollzuges treten neue 
Tatsachen und Erkenntnisse auf, die ganz klar zeigen, dass 
von diesen Personen höchste Gefährdungspotenziale 
ausgehen, wenn sie wieder in Freiheit sind. Dies rechtfertigt 
eine Verwahrung nicht nur, sondern drängt sie geradezu 
auf. 
Wir müssen diese unmögliche Situation beenden: Seit zehn 
Jahren sagen uns Gefängnispsychiater, die mit solchen Leu­
ten während Jahren gearbeitet haben: Wir müssen aufgrund 
der bestehenden Gesetze Straftäter entlassen, weil sie ihre 
Freiheitsstrafe verbüsst haben, aber wir wissen, dass bei 
diesen Leuten ein äusserst hohes Gefährdungspotenzial be­
steht, und zwar bezüglich schwerster Straftaten. Das kann 
nicht sein. Hier braucht das Sicherheitsbedürfnis der Ge­
meinschaft ein Ventil. Dieses Ventil bauen wir heute ein. 
Das Argument, das Herr Hämmerle angeführt hat, es sei ei­
gentlich unmöglich, eine Prognose abzugeben, wie sich je­
mand später verhalten wird, hätte auch bei Artikel 64 ange­
führt werden müssen. Jede Verwahrung stützt sich ja auf 
eine Prognose, wie sich der Täter, die Person in Zukunft ver­
halten wird. Bei Artikei 64 war selbst im Minderheitsantrag 
diese Prognose vorgesehen. Wir kommen ohne sie nicht 
i;l.US. 
Ich bitte Sie daher, mit der Mehrheit zu stimmen. 

Blocher Christoph, Bundesrat: Es ist richtig, dass die nach­
trägliche Verwahrung, wenn sie rechtsstaatlich nicht genau 
umschrieben wäre, ein problematisches Instrument wäre -
hier ist sie es nicht! Es ist hier rechtsstaatlich genau festge­
legt, unter welchen Bedingungen es geschieht. Bedenklich 
wäre es, wenn man am Schluss eines Strafvollzuges oder 
einer Verwahrung einfach sagen würde: Die Strafvoll­
zugsbehörden sind der Meinung, man könne den betreffen­
den Täter jetzt nicht entlassen, man werde ihn jetzt noch et­
was länger verwahren. Das wäre bedenklich und würde 
natürlich im Extremfall dazu führen, dass auch jemand, der 
gar keine Straftat begangen hat, in Verwahrung genommen 
werden könnte - nur weil man glaubt, dass er eine Gefahr 
darstelle. 
Um all das geht es hier nicht. Ich bitte Sie - das gilt für dieje­
nigen, die nicht in der Kommission waren, weil es sehr leicht 
verständlich ist -, Artikel 65 Absatz 2 sorgfältig zu lesen; er · 
ist gut verständlich. Wenn Sie ihn sorgfältig lesen, seheri 
Sie, mit welcher unglaublichen Vorsicht man ans Werk ge-
gangen ist. . 
Herr °Aeschbacher· hat die' Bedingungen. aufgezählt, es gibt 
noch eine weitere: «Ergibt sich bei einem Verurteilten wäh­
rend des Vollzuges der Freiheitsstrafe aufgrund neuer Tatsa­
chen oder Beweismittel, dass die Voraussetzungen der Ver­
wahrung gegeben sind .... » Es müssen also von vornherein 
sämtliche Voraussetzungen für eine Verwahrung gegeben 
sein, die wir in Artikel 64 soeben beschlossen haben. Eine 
Verwahrung ist also nur möglich bei schweren Straftaten 
usw., und es gilt das Erfordernis der psychischen Störung 
usw. Das ist die erste Bedingung. · 
Die zweite Bedingung: Die Voraussetzungen der Verwah­
rung müssen «im Zeitpunkt der Verurteilung», also damals, 
als man das Gerichtsurteil hatte, «bereits bestanden ha-
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ben». Es muss also nachgewiesen werden, dass diese Stö­
rung, dieser Defekt, diese Besonderheit damals schon be­
standen hat. Das ist der zweite Punkt. 
Und: Sie muss auch heute noch bestehen. Es müssen also 
beide Bedingungen erfüllt sein. Das ist der dritte Punkt. 
Und der vierte Punkt: Das Gericht konnte damals keine 
Kenntnis davon haben, weil es ·unmöglich war, es so zu be­
urteilen. Auch die psychiatrischen Gutachter konnten es da­
mals noch nicht sehen. Das ist die vierte Bedingung. 
Die fünfte Bedingung: Nur das Gericht kann in einem Revisi­
onsurteil darüber entscheiden, ob die Verwahrung erfolgen 
soll - nicht irgendwer. Es braucht ein neues Urteil gemäss 
dem Revisionsentscheid. E_s ist wie ein Revisionsbegehren. 
Sie sehen also, es sind fünf schwer zu erfüllende Vorausset­
zungen, an die man gebunden ist und die erfüllt sein müs­
sen, damit man nachträglich eine Verwahrung aussprechen 
kann. Die Problematik, die hier drinsteckt, ist nicht zu ver­
kennen. Natürlich gilt der Grundsatz «ne bis in idem», es soll 
niemand zweimal für die gleiche Tat verurteilt werden. Das 
wird der Täter aber auch nicht, weil im Rahmen der Wieder­
aufnahme des Verfahrens durch ein neues Gerichtsurteil die 
Sanktion geändert wird, wegen etwas, das man damals 
noch nicht sehen konnte - das ist heute übrigens gang und 
gäbe, aber nur zum Vorteil des Täters, nicht zum Nachteil. 
Das aber ist der Grundsatz der «reformatio in peius». Es 
stellt sich hier die Frage, .ob das, was in den Strafgesetzen 
von Kantonen - in den Prozessen - nicht ausgeschlossen 
ist, hier möglich ist, ob es hier richtig ist oder nicht. Man hält 
es eben für richtig, wenn all diese schwer zu erfüllenden Be­
dingungen gegeben. sind. Es ist etwas leichtfertig, Herr 
Hämmerle, zu sagen, das sei einfach den Rechtsstaat auf 
die Seite geschoben. 
Die Kritiker von der anderen Seite sagen, es sei viel zu eng 
umschrieben. Es seien seltene Fälle; das glauben wir auch. 
Wenn Sie einen, zwei oder drei Fälle haben - es ist ja natür­
lich nur in sehr schweren Fällen ein Thema - und verhindern 
können, dass sich wiederholt, was passiert ist, dann lohnt es 
sich. Herr Hämmerle, Sie waren bei der Anhörung in der 
Kommission dabei. Die Leute sagten; um welche Fälle in der 
Vergangenheit es gehe, um Täter, die schwer rückfällig ge­
worden sind, also mit Mord, mit Sexualmord usw.; diese 
Fälle sind hier dargelegt worden, und es ist gesagt worden, 
man hätte sie mit einem solchen Verfahren höchstwahr­
scheinlich verhindern können. Man muss sagen «höchst­
wahrscheinlich», weil man ja nicht weiss, wie das Gericht 
entschieden hätte. Aufgrund dessen ist das hier drin enthal­
ten. 
Die Hauptkritiker sind nicht auf Ihrer Seite, sondern die 
Hauptkritiker sind die, die sagen, es gehe viel zu wenig weit; 
das Gericht müsse auch in Fällen, in denen man während 
des Strafvollzuges zur Überzeugung kommt, dass die Ver­
wahrung angezeigt ist, eine nachträgliche Verwahrung aus­
sprechen können, ohne dass es bereits bei der Verurteilung 
bekannt gewesen ist. Wir haben das geändert, weil es nicht 
mit der Europäischen Menschenrechtskonvention vereinbar 
ist. Sie werden fragen, was mit den Fällen passiert, bei de­
nen die Fachleute sagen: Wenn Sie den entlassen, werden 
Sie schwere Straftaten haben; sie müssen es tun. Wir müs­
sen das in Kauf nehmen. Ich kann es nicht ändern, weil die 
Menschenrechtskonvention dies ausschliesst. Es ist ein 
ganz grosses Abwägen: Ist hier die Sicherheit der Öffentlich­
keit oder ist der Grundsatz, dass man niemanden zweimal 
bestrafen soll, vorzuziehen? Wir haben hier für den Täter 
entschieden und nicht für die möglichen Opfer, das muss 
man sehen. 
Ich bitte Sie, diesem sehr sorgfältig formulierten Antrag zu­
zustimmen. Er ist rechtsstaatlich einwandfrei. Es gibt nie­
manden - das gilt auch für die Anhörung, bei der ja auch die 
Kritiker anwesend waren -, der gegenüber dieser Fassung 
geltend macht, sie ·sei mit der Europäischen Menschen­
rechtskonvention nicht vereinbar. Es gibt niemanden, der 
das tut, auch nicht in der Kommission. Beim ersten Entwurf 
war das schon der Fall, da haben Sie Recht, und darum 
wurde er auch geändert. .Darum bitten wir Sie, in Vera,ntwor-
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tung für das, was Sie hier entscheiden, dem Antrag der 
Mehrheit zuzustimmen. Er ist verantwortbar. 

Vischer Daniel (G, ZH): Herr Bundesrat, in Kenntnis Ihrer 
Ausführungen möchte ich Sie Folgendes fragen: Bei der Be­
fragung - nicht zuletzt auch von Herrn Urbaniok - entstand 
der Eindruck, diese Bestimmung könne auch dann zur An­
wendung gelangen, wenn aufgrund eines neuen psychiatri­
schen Gutachtens eine neue Gefahr «zurückkonstruiert» 
wird, bezogen auf das alte Gutachten oder auf die Ableh­
nung der Einholung efnes Gutachtens durch das Gericht. 
Können Sie bestätigen, dass es aufgrund dieser Bestim­
mung selbstverständlich nicht zulässig ist, dass das Ermes­
sen des neuen Gutachters einfach gegenüber dem Ermes­
sen des alten Gutachters den Vorrang erhält? 

Blocher Christoph, Bundesrat: Ich schliesse diese Gefahr 
nicht aus, aber Sie müssen klar sehen: Entsctieiden wird der 
Richter. Es kann natürlich sein, dass sich im laufe des Straf­
vollzuges die Erkenntnis über etwas ergibt, das man bei der 
Strafbeurteilung nicht sah und nicht sehen konnte; gar kein 
Psychiater hat es vorgelegt oder erkannt. Denken Sie nur an 
all diese Depressionen usw., wo es Zeiten gibt, wo der Pati­
ent diese Erscheinungen nicht zeigt; das wurde auch alles 
dargelegt. Dann kann ein neues Gutachten - das sind dann 
neue Erkenntnisse - ergeben, dass das damals bereits vor­
handen war und vom damaligen Psychiater weder beurteilt 
noch gesehen werden konnte; das wäre so ein Fall. Aber er 
muss belegen, dass es damals schon vorhanden war. Wenn 
es damals nicht vorhanden war, aber heute vorhanden ist, 
dann genügt es nicht. 

Amherd Viola (C, VS), für die Kommission: In Artikel 65 Ab­
satz 2 wird die nachträgliche Verwahrung vorgesehen. Die 
nachträgliche Verwahrung kann nur unter strengen Voraus­
setzungen angeordnet werden. Herr Bundesrat Blocher hat 
diese im Detail aufgezählt. Falls diese Bedingungen erfüllt 
sind, kann das zuständige Gericht nach den Regeln der 
Wiederaufnahme, das heisst der Revision, nachträglich die 
Verwahrung anordnen. . 
In der Kommission wurde die Verfassungs- und EMRK-Kon­
formität dieser Bestimmung diskutiert. Dabei ging es um den 
Grundsatz «ne bis in idem», das heisst, niemand darf für die 
gleiche Tat zweimal bestraft werden, und um die Zulässigkeit 
der «reformatio in peius», das heisst, ein Urteil darf nicht zu­
ungunsten des Täters abgeändert werden. Die Ausführun­
gen des Experten, Professor Kuhn, anlässlich der Anhörung 
haben gezeigt, dass die Bestimmungen mit der EMRK, ins­
besondere mit deren Artikel 4 aus dem 7. Zusatzprotokoll, 
übereinstimmen, kompatibel sind. Sie sind dann kompatibel, 
wenn das Revisionsverfahren korrekt durchgeführt wird, und 
ein ebensolches Verfahren ist in der Bestimmung vorgese­
hen. Dieselbe Auskunft hat die Kommission von der Bundes­
verwaltung erhalten. 
Aufgrund dieser Aussagen und der Tatsache, dass es um 
schwere Verbrechen geht, vor denen die Allgemeinheit so 
weit als möglich geschützt werden muss, stim,mt die Mehr­
heit der Kommission dem bundesrätlichen Entwurf zu. Eine 
Minderheit der Kommission beantragt, die nachträgliche Ver­
wahrung aus dem Gesetzestext zu streichen. Begründet 
wird der Antrag mit mangelnder Rechtsstaatlichkeit und Ver­
stoss gegen die EMRK; Wie bereits ausgeführt, haben die 
Experten aber klar dargelegt, dass die. EMAK befolgt wird, 
dass kein Widerspruch zur EMRK besteht. 
Die Kommission beantragt Ihnen deshalb gestützt auf diese 

_Ausführungen, den Minderheitsantrag abzulehnen und de.r 
Kommissionsmehrheit zuzustimmen. 

Glasson Jean-Paul (RL, FR), pour la commission: II y a fort 
a parier qu'en dehors de cette salle, la plupart des gens se­
raient certainement pour la plus grande severite et iraient 
au-dela de ce que vous propose la majorite. Mais nous som­
r'nes, il faut bien le voir, une Commission des affaires juri­
diques ou la question de la liberte des gens, de leur dignite 
est une des problematiques les plus importantes. C'est la 
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raison pour laquelle un des grands reproches qu'on pourrait 
faire a cette disposition, c'est qu'elle sera peut-etre fort peu 
appliquee. Pourquoi? Parce que, oi, l'a dit a de multiples re­
prises ici, !es conditions qui ont ete mises a cet article 65 ali­
nea 2 sont tres imperatives, tres restrictives; elles permet­
tent de dire que quand on !es utilisera, elles seront utilisees 

· a bon escient, et que !es juristes, les juges et les gens qui 
auront a reviser d'eventuels jugements le feront avec la plus 
grande attention. 
On peut se demander s'il est juste que l'on s'arrete aussi 
longuement sur Ja condition des personnes. Bien sür, selon 
notre philosophie liberale, nous devons le faire: une seule 
personne est importante. Mais encore une fois - je crois 
qu'on l'a dit a.ussi, mais je le repete -, il s'agit la de gens qui 
ont quand meme commis des actes terribles pour Ja plupart 
du temps; et, de l'autre cöte, il y a des victimes qui ont paye 
de leur vie ou de leur dignite personnelle. On peut donc, 
avec toutes !es conditions qui sont emises, aller dans Je 
sens du Conseil federal. · 
En ce qui concerne Ja compatibilite avec la Convention euro­
peenne des droits de l'homme: bien sür que ceci doit etre 
examine. On voit qu'il y a quelques controverses, un peu de 
mou de la part de certains professeurs ou de certaines per: 
sonnes de la doctrine. Mais quand je vois qu'on est arrive fi­
nalement, en commission et dans ce conseil, a admettre une 
compatibilite possible de la fameuse initiative populaire «ln­
ternement a vie pour !es delinquants sexuels ou violents ju­
ges tres dangereux et non amendables», je constate qu'on 
est ici dans un registre nettement plus «bas». Et je crois que 
ces questions-la ne sont pas tout a fait determinantes. 
Je vous invite donc, au nom de la majorite de la commission, 
a suivre le Conseil federal et le Conseil des Etats - la deci­
sion a ete prise en commission par 14 voix contre 8. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit .... 107 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit .... 56 Stimmen 

Art. 75a; 90 Abs. 2bis, 4bis 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 75a; 90 al. 2bis, 4bis 
Proposition de Ja commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Art. 91 
Antrag der Mehrheit 
Abs. 2 Bst. C, d 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Antrag der Minderheit 
(Menetrey-Savary, Garbani, Hämmerle, Hubmann, Leute­
negger Oberholzer, Rechsteiner-Basel, Sommaruga Carlo) 
Streichen 

Art. 91 
Proposition de Ja majorite 
Al. 2 /et. c, d 
Adherer a la decision du Conseil des Etats · 

Proposition de Ja minorite 
(Menetrey-Savary, Garbani, Hämmerle, Hubmann, Leute­
negger Oberholzer, Rechsteiner-Basel, Sommaruga Carlo) 
Biffer 

Menetrey-Savary Anne-Catherine (G, VD): A l'article 91, il 
s'agit du retablissement des amendes dans Ja liste des 
sanctions disciplinaires. Ce. retablissement est presente 
dans le message du Conseil federal, et aussi par Monsieur 
1e· conseiller federal Blocher en commission, comme la sim­
ple correction d'une erreur ou meme d'un oubli. Mais quand 
nous avons proteste en affirmant que cela avait ete au con-

traire un changement delibere que nous avions introduit 
dans Ja revision de Ja partie generale du Code penal et qu'il 
avait ete mürement reflechi, il nous a ete repondu que l'er­
reur venait du fait que l'on avait sous-estime !es conse­
quences de ce changement, car les amendes sont Ja ma­
niere, paraTt-il, Ja plus simple de maintenir !'ordre dans !es 
etablissements penitentiaires, et qu'elles constituent 70 pour 
cent des sanctions. 
A nos yeux, cette explication n'est pas plus acceptable que 
la premiere, car eile ne tient toujours pas campte du fait que 
la disposition du Code penal de 2002, c'est-a-di're la sup­
pression des amendes, etait bei et bien voulue, malgre l'op­
position d'un certain nombre de responsables d'etablisse­
ments penitentiaires, mais avec l'assentiment de beaucoup 
d'autres qui, eux, ont renonce aux amendes et qui ne s'en 
portent pas plus mal. Les amendes en tant que sanctions di­
sciplinaires ont expressement ete supprimees pour tenir 
compte du fait que le pecule des detenus doit principalement 
servir a leur reinsertion sociale et professionnelle. II repre­
sente, non pas une contribution a bien plaire, mais une retri­
bution pour des prestations fournies. L'article 91 indique qu'il 
y a d'autres moyens de faire respecter !'ordre a l'interieur 
des prisons, dont aussi la possibilite de bloquer des fonds 
disponibles du condamne. 
Nous avons fait remarquer en commission que cette reintro0 

duction de l'amende avait fait reagir un professeur de droit 
de l'Universite de Geneve, de surcroTt membre de la com­
mission d'experts qui avait prepare la revision de 2002. Du 
coup, certains membres de la commission et Monsieur le 
conseiller federal Blocher lui-meme ont pretendu que la pro­
position de la minorite n'etait motivee que par des consi­
derations academiques. 
Je tiens a protester contre cette affirmation et je m'insurge 
aussi contre cette maniere d'opposer l'academisme, qui se­
rait lie a des principes juridiques abstraits, et Je pragma­
tisme, qui devrait prevaloir dans la vie quotidienne des pri­
sons. Cette opposition nous paraTt justement revelatrice de 
ce nouveau climat qui impregne la revision d'aujourd'hui, 
comme si !es principes de droit devaient desormais ceder le 
pas devant les tristes contingences de la politique securi­
taire. 
C'est pour ces raisons·que je vous recommande vivement, 
meme si c'est un sujet qui ne passionne pas !es foules, de 
renoncer a, reintroduire l'amende comme sanction discipli­
naire. 

Sommaruga Carlo (S, GE): L'exercice que nous avons 
commence la semaine passee et que nous poursuivons au­
jourd'hui est pour le moins singulier. Cela a ete dit, mais il 
convient de le souligner encore une fois en matiere d'amen­
des disciplinaires a l'encontre des detenus: revenir, avant 
l'entree en vigueur, sur la revision d'une loi approuvee par le 
Parlement, ce n'est pas banal. Cela est possible uniquement 
en raison de la duree exceptionnellement longue du delai 
d'entree en vigueur. 
Cet exercice est d'autant plus perilleux que l'adoption de la 
mouture initiale de la revision du Code penal et du Code 
penal militaire. faisait suite a des debats intenses et a des 
choix faits sur la base .de travaux d'une commission d'ex­
perts representative des milieux concernes par !es questi­
ons de la repression et des modalites de la sanction. 
En ce qui concerne l'article 91 alinea 2, la question precise 
est de savoir s'il y a lieu ou non de reintroduire, dans le texte 
final, !es amendes disciplinaires prononcees par !es direc­
tions d'etablissements penitentiaires a l'encontre de detenus 
indisciplines. II est surprenant de voir le Conseil federal reve­
nir sur le choix initial de ce Parlament sur la simple inter­
vention de quelques directeurs de prisons aupres d'un 
conseiller federal certainement plus sensible aux aspects re­
pressifs qu'educatifs! Comme je l'evoquais, la suppression 
de cette sanction disciplinaire contre !es detenus, comme 
d'autres mesures proposees, est le resultat de la reflexion 
ponderee d'une commission d'experts qui ont ete reunis 
pour elaborer cette revision du Code penal et du Cod~ penal 
militaire. 
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La reprise du travail de cette commission d'experts par le 
Parlement est le choix de fand qui avait ete fait a l'epoque. 
Je tiens a souligner ici que divers·etablissements penitentiai­
res, notamment en Suisse romande - comme, d'ailleurs, la 
prison de Champ-Dollon - ont ecarte la peine disciplinaire 
de l'amende sans attendre l'entree en vigueur de la revision 
legale. Cela n'a pas genere une augmentation de l'indisci­
pline dans ces etablissements par rapport a d'autres. Si une 
augmentation de l'indiscipline avait ete constatee, je peux 
assurer que la presse locale et meme nationale s'en seraient 
emp'arees. C'est une gestion plus adequate de l'organisation 
du penitencier, une approche psychologique de la discipline 
et l'utilisation bien reflechie des autres sanctions qui permet­
tent de se passer des amendes disciplinaires au sein d'un 
etablissement penitentiaire. 
Je rappelle que l'article 91 alinea · 2 du Code penal prevoit 
d'autres sanctions nettement plus efficaces, taut particu­
lierement la sanction disciplinaire visant l'interdiction de re­
cevoir de l'argent de l'exterieur de l'etablissement. Cette 
sanction permet d'assecher les revenus des petits ca"ids qui, 
taut en refusant de travailler en prison, beneficient d'un ap­
pui exterieur. Une teile mesure preserve l'egalite de traite­
ment a l'egard des detenus indisciplines, lesquels ne dispo­
sent que du pecule resultant de leur travail. Cette egalite de 
traitement n'est pas assuree par le prononce des amendes; 
eile frappe pfus durement les detenus qui n'ont pas de res­
sources, ni d'appui de l'exterieur. 
Par ailleurs, si les conditions du prononce de l'amende sont 
reglementees dans chaque prison ou dans les cantons de 
maniere differente, cela aboutit a une forme d'arbitraire. Ce 
risque d'arbitraire resulte aussi de ce que le prononce 
d'amendes disciplinaires n'est pas soumis a la verification 
d'un juge. Meme un detenu indiscipline n'a pas a etre traite 
de maniere arbitraire. 
Enfin, le proces qui est fait aux cantons en matiere de con­
traventions des automobilistes peut etre resservi ici, rnais 
cette fois-ci avec un fondement concret et reel. La direction 
des etablissements penitentiaires qui a fait pression ne veut­
elle pas renoncer aux amendes disciplinaires pour maintenir 
une source de revenus a ne pas negliger en cette periode de 
restriction budgetaire? Rappelons que l'etablissement peni­
tentiaire de Lenzburg envisage de taxer de 5 francs les visi­
tes medicales et de diminuer la viande dans les menus pour 
reduire les charges d'exploitation. Dans ce contexte, le pro­
nonce des amendes disciplinaires risque de proliferer pour 
des cas «bagatelles», et donc d'etre source de revenus pour 
les etablissements, ce qui est inacceptable. 
Contrairement a ce qu'a dit Monsieur le conseiller federal 
BJocher en commission, il n'y a pas un debat entre pragma­
tiques et academiciens. Comme je l'ai dit, les etablissements 
travaillent sans utiliser les amendes disciplinaires. II n'y a 
que des pragmatistes, parmi lesquels certains refusent la fa­
cilite et l'arbitraire et qui sont en parfaite harmonie avec la 
position des experts qui avait ete retenue par le Parlement il 
y a deux ans. 
Je vous invite donc a suivre la commission d'experts qui a 
planche, la majorite de ce Parlement lors de la derniere de­
cision sur cette question et la minorite Menetrey-Savary. 

Huber Gabi (AL, UR): Entgegen allen Argumenten aus der 
Strafvollzugspraxis beantragt hier eine Minderheit die Strei­
chung der Disziplinarsanktion in Form der Busse: Die Diszi­
plinarbusse hat sich jedoch im Vollzug als einfaches und 
wirksames Mittel zur Ahndung geringfügiger Disziplinar­
verstösse bewährt und verhindert gerade, dass einschnei­
dendere Massnahmen verfügt werden müssen. Artikel 91 
Absatz 2 zählt die einzelnen Disziplinarsanktionen ab­
schliessend auf. 
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stabe b ist kein tauglicher Ersatz für die Busse, weil das Ar­
beitsentgelt leistungsabhängig sein soll und nicht vom Wohl­
verhalten des Gefangenen abhängen kann. 
Aus diesen Gründen und in derAbsicht, wenn schon, dann 
praxistauglich zu revidieren, unterstützt die FDP-Fraktion 
den Mehrheitsantrag. 

Präsidentin (Egerszegi-Obrist Christine, erste Vizepräsi­
dentin): Die EVP/EDU-Fraktion teilt mit, dass sie den Antrag 
der Mehrheit unterstützt. 

Vischer Daniel (G, ZH): Mag sein, dass das eher ein Detail­
problem ist. Nur gab es einmal eigentlich den - ich möchte 
fast sagen: geheiligten - Grundsatz, dass nicht in das Peku­
lium eingegriffen werden darf. Genau dieser Grundsatz 
wurde in den letzten Jahren angeritzt. Wenn Sie die Busse 
in einem eidgenössischen Gesetz als Disziplinarmass­
nahme einführen, dann heben Sie diesen Grundsatz mehr 
oder weniger vollständig auf. Ich glaube, es gehört zu den 
positiven Eigenheiten des schweizerischen Strafvollzugssy­
stems, dass das Pekulium dem Inhaftierten in seinem Um­
fang verbleibt. Das ist übrigens nicht ein wahnsinnig hoher 
Betrag. Es wäre von mir aus gesehen fatal, wenn dies mit 
dieser Busse durchbrochen würde. 
Es werden immer wieder Praktiker angeführt. Praktiker sind 
auch Rechtsanwälte, auch Leute, die von der anderen Seite 
Zugang zu den Auseinandersetzungen im Strafvollzugssy­
stem haben. Die sind nicht der Meinung, dass das eine prak­
tisch sinnvolle Lösung sei. «Praktiker» ist für mich kein wert­
freier Begriff, der es rechtfertigt, eine Regelung einzuführen. 
Wir haben ohne die Busse genügend Sanktionsmöglichkei­
ten, die griffig sind, übrigens zum Teil noch griffiger. 
Belassen wir es bei diesen, und bleiben wir doch letztendlich 
bei diesem alten, sinnvollen Grundsatz. 

Blocher Christoph, Bundesrat: Es ist hier erwähnt worden, 
es gehe um einen Konflikt zwischen den Pragmatikern und 
der Praxis einerseits und der Akademie der Hochschulpro­
fessoren anderseits. Es ist zuzugeben, dass das, was hier 
vorliegt, eine Eingabe des Fachverbandes der Direktorinnen 
und Direktoren geschlossener Strafanstalten der Schweiz 
ist. Sie sind geschlossen angetreten und haben gesagt: 
Wenn man die Busse, die heute in den kantonalen Erlassen 
festgehalten ist, jetzt in einem Bundeserlass streicht, führt 
das zu unhaltbaren Verhältnissen dort, wo man diese Busse 
heute hat. Es ist gesagt worden, bei einer der grössten An­
stalten, Regensdorf, mache das heute etwa 70 Prozent der 
Disziplinarmassnahmen aus. 
Es wird dann ein Ausbau der Arrestzellen verlangt, denn in 
gewissen Fällen haben Sie keine andere Möglichkeit, als mit 
Arrest zu reagieren, etwa weil keine Geldmittel vorhanden 
sind oder weil die übrigen Massnahmen ausser Betracht fal­
len. Da muss man sich ja die Frage stellen, ob das jetzt wirk­
lich das Ei des Kolumbus sei, dass wir Arrestzellen bauen 
und jemanden, den man mit einer geringfügigen Busse be­
strafen und damit das Ziel erreichen kann, dann in Arrest le­
gen. 
Ich glaube, es ist nicht verboten, auf die Leute, die jahre­
lange Praxis im Strafvollzug haben, die die Leute unterbrin­
gen müssen, die vom Morgen bis zum Abend mit den Pro­
blemen konfrontiert sind und sie aus eigener Anschauung 
kennen, zu hören und ihre Vorschläge und Ratschläge zu 
berücksichtigen. Die Professoren haben wir auch anzuhö­
ren, weil .sie sagen, wie das in das ganze System passt, ob 
es mit rechtsstaatlichen Grundsätzen vereinbar ist, ob es mit 
der EMRK vereinbar ist. Niemand wird hier daran zweifeln, 
dass dies vereinbar ist. Es ist auch kein Eingriff ins Peku­
lium. Pekulium ist die Arbeitsentschädigung, die einer im 
Gefängnis hat. Die wird höher oder tiefer ausfallen, je nach 

Heute dagegen regeln die Kantone die Disziplinarsanktio­
neri. In gewissen Strafanstalten ist diese Busse die am häu­
figsten verhängte Sanktion; in der Strafanstalt Regensdorf 
macht sie z. B. offenbar 70 Prozent aus. Wenn nun Buch­
stabe c von Absatz 2 gestrichen wird, können in den kanto­
nalen Strafanstalten keine Bussen mehr erteilt werden. Die 
Beschränkung der Verfügung über Geldmittel gemäss Buch-

. · der Leistung, die er erbringt. Das ist mit der Arbeitsleistung 
gekoppelt und sonst mit nichts. Sie können also nicht etwa 
das Pekulium kürzen, weil die Busse fehlt, und sagen, dann 
geben wir ihm weniger für die Arbeit. Das wäre ein grober 
Missbrauch. 
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Darum bitten wir Sie, die Busse aufzunehmen. Es geschieht 
gestützt auf die Eingabe des Fachverbandes der Direktorin­
nen und Direktoren geschlossener Strafanstalten der 
Schweiz. Die Kantone stellen sich voll dahinter, und Bundes­
rat und Ständerat haben gefunden, es wäre sinnwidrig, die 
Busse hier nicht aufzuführen, weil die Folgen sowohl für die 
Gefangenen, welche dann in vielen Fällen eben den Arrest 
antreten müssten, als auch für die Strafanstaltsdirektoren 
und die Strafanstaltsbauten sehr nachteilig wären. 

Glasson Jean-Paul (RL, FR), pour la commission: II n'est pas 
conteste que ce sont des directions. d'etablissements peni­
tentiaires fermes qui ont demande de reintroduire cette 
amende dans la liste des sanctions disciplinaires. II n'etait 
pas conteste non plus que le Parlement y avait expresse­
ment renonce, car il pensait que cette retenue sur remunera­
tion n'etait pas bonne et qu'il ne fallait pas confondre le paie­
ment d'un juste salaire - par ailleurs necessaire pour la 
sortie de prison et pour la motivation au travail - avec une 
retenue punitive. 
Toutefois, la commission, dans sa majorite, considere que, 
temporairement utilisee, la suspension de la possibilite de 
disposer de finances est admissible puisque cette methode 
est efficace et qu'elle est, de fait, mieux comprise par les de­
teni.Js - c'est, bien sür, celle qui est le plus tangible. II est ap­
paru, aux yeux de la majorite, que cette possibilite, dont la 
pratique ne semble pas poser particulierement de proble­
mes, ne devait pas eire retiree aux etablissements qui en 
disposent aujourd'hui. 
C'est par 14 voix contre 6 et 1 abstention que la commission 
vous propose de suivre le Conseil des Etats. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit .... 104 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit .... 52 Stimmen 

Art. 369 Abs. 4, 4bis, 4ter, 6 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 369 al. 4, 4bis, 4ter, 6 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Art. 371 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Jede Person kann beim schweizerischen Zentralstrafregister 
einen sie betreffenden schriftlichen Auszug aus dem Strafre­
gister anfordern. In diesem erscheinen l)rteile wegen Ver­
brechen und Vergehen. Urteile wegen l)bertretungen er­
scheinen nur im Auszug, wenn ein Berufsverbot nach Artikel 
67 verhängt wurde. 
Abs. 3bis 
Ein Urteil, das eine bedingte oder teilbedingte Strafe enthält,· 
erscheint nicht mehr im Privatauszug, wenn der Verurteilte 
sich bis zum Ablauf der Probezeit bewährt hat. 

Art. 371 
Proposition de la commission 
Al. 1 
Toute personne peut demander au casier judiciaire central 
suisse uri extrait" ecrit de son propre casier judiciaire. Sont 
mentionnes sur cet extrait les jugements pour crime et pour 
delit, ainsi que les jugements pour contravention dans la me­
sure ou une interdiction d'exercer une profession (art. 67) a 
ete prononcee. 
Al. 3bis 
Un jugement qui prononce une peine avec sursis ou sursis 
partial n'apparait plus dans l'extrait du casier judiciaire lors­
que le condamne a subi la mise a l'epreuve avec succes. 

Blocher Christoph, Bundesrat: Sie sehen, dass Ihre Kom­
mission eine neue Fassung gemacht hat; sie wurde einstim­
mig angenommen. Wir können sie unterstützen. Sie steht 
auch in der Sache selbst nicht im Widerspruch zum Be­
schluss des Ständerates. Worum geht es? 
Mit der vorgeschlagenen Änderung von Artikel 371 wird das 
Anliegen einer Standesinitiative Tessin aufgenommen. Der 
Kanton Tessin ist der Auffassung, dass die Informationen, 
die der Privatauszug aus dem Strafregister nach dem 2002 
beschlossenen neuen Artikel 371 enthält, zur Abklärung von 
Sicherheitsrisiken ungenügend sind. Er verlangt deshalb mit 
seiner Standesinitiative, dass der Privatauszug neben den 
Urteilen wegen Verbrechen und den Berufsverboten auch 
alle Urteile wegen Vergehen enthält. Sowohl die Kom­
mission für Rechtsfragen des Ständerates als auch Ihre 
Kommission hatten bereits vorher beschlossen, auf diese 
Initiative einzutreten; das Grundanliegen ist also unumstrit-
ten. · 
Ihre Kommission schlägt nun eine Umsetzung der Standes­
initiative vor, die unseres Erachtens zu begrüssen ist. Er­
stens soll der Privatauszug,_ wie das die Initiative verlangt, 
auch Urteile wegen Vergehen enthalten, dies gemäss Ab­
satz 1 von Artikel 371. Damit ein Berufsverbot wirksam ist, 
muss es im Privatauszug erscheinen. Deshalb sollen auch 
Urteile wegen Übertretungen, die ein Berufsverbot enthal­
ten, in den Auszug aufgenommen werden. 
zweitens wird die Verlängerung der Fristen, die sich durch 
die Ausdehnung von Absatz 1 ergibt, aufgefangen, indem 
die Fristen in Artikel 371 Absatz 3bis in Anlehnung an das 
heute geltende Recht verkürzt werden. 
Drittens wird mit der beantragten Umsetzung der Initiative 
ein zusätzlicher Aufwand vermieden, indem keine separate 
Botschaft erarbeitet werden muss und auf diese Weise auch 
die Inkraftsetzung des revidierten Strafgesetzbuches nicht 
verzögert wird. Sonst müssten wir jetzt eine Botschaft zur 
Standesinitiative Tessin machen, die Ihre Kommission ja i.m­
terstützt - vom Rat wissen wir es noch nicht - und die von 
der Kommission des Ständerates auch unterstützt wird. So 
können wir das im Rahmen dieser Vorlage erledigen. 
Weil es hier keine andere Meinung gibt, empfehle ich Ihnen, 
das so zu machen. Wir werden das dann auch dem Stände­
rat entsprechend vorschlagen, und weil er im Grundsatz 
auch für dieses Anliegen ist, glauben wir, dass es keine Dif­
ferenz mehr geben wird. 

Präsidentin (Egerszegi-Obrist Christine, erste Vizepräsi­
dentin): Der Bundesrat signalisiert Zustimmung zum Antrag 
der Kommission. 

Angenommen - Adopte 

Übergangsbestimmungen 
Antrag der Mehrheit 
Ziff. 2; 3 Abs. 2, 3 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Antrag der Minderheit 
(Hämmerle, Garbani, Hubmann, Menetrey-Savary, Rechstei­
ner-Basel, Sommaruga Carlo)· 
Ziff. 2 
Streichen 

Dispositions transitoires 
Proposition de la majorite 
Ch. 2; 3 al. 2, 3 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

· Proposition de la minorite 
(Hämmerle, Garbani, Hubmann, Menetcey-Savary, Rechstei­
ner-Basel, Sommaruga Carlo) 
Ch. 2 
Biffer 

Angenommen gemäss Antrag der Mehrheit 
Adopte se!on la proposition de la majorite 
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Ziff. II Art. 36 
Antrag der Mehrheit 
Abs. 4 
Eine bedingte Strafe kann mit einer unbedingten Geldstrafe 
oder mit einer Busse nach Artikel 60c verbunden werden. 

Antrag der Minderheit 
(Hämmerle, Garbani, Hubmann, Leutenegger Oberholzer, 
Menetrey-Savary, Rechsteiner-Basel, Sommaruga Carlo) 
Abs. 1 
Das Gericht kann den Vollzug einer Geldstrafe, von gemein­
nütziger Arbeit oder einer Freiheitsstrafe von mindestens 
sechs Monaten und höchstens zwei Jahren aufschieben, 
wenn eine unbedingte Strafe nicht notwendig erscheint, um 
den Täter von der Begehung weiterer Verbrechen oder Ver­
gehen abzuhalten. 
Abs. 4 
Eine bedingte Freiheitsstrafe kann mit einer unbedingten 
Geldstrafe verbunden werden. 

Ch. II art. 36 
Proposition de Ja majorite 
Al. 4 
Le juge peut prononcer, en plus du sursis, une peine pecuni­
aire sans sursis ou une amende selon l'article 60c. 

· Proposition de Ja minorite 
(Hämmerle, Garbani, Hubmann, Leutenegger Oberholzer, 
Menetrey-Savary, Rechsteiner-Basel, Sommaruga Carlo) 
Al. 1 
Le juge peut suspendre_ l'execution d'une peine pecuniaire, 
d'un travail d'interet general ou d'une peine privative de li­
berte de six mois au moins et de deux ans au plus lor­
squ'une peine ferme ne para7t pas necessaire pour detour­
ner l'auteur d'autres crimes ou delits. 
Al. 4 
Le juge peut prononcer, en plus d'une peine privative de li­
berte avec sursis, une peine pecuniaire sans sursis. 

Angenommen gemäss Antrag der Mehrheit 
Adopte selon Ja proposition de Ja majorite 

Ziff. II Übergangsbestimmungen Ziff. 2 Abs. 2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Ch. II dispositions transitoires eh. 2 al. 2 
Proposition de Ja commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Ziff. llbis 
Antrag der Minderheit . 
(Stamm, Baumann J. Alexander, Fluri, Hochreutener, lmfeld, 
Joder, Mathys, Pagan) 
Titel 
Das Strassenverkehrsgesetz vom 19. Dezember 1958 
(SVG; SR 741.01) wird wie folgt geändert: 
Art. 102bis Titel 
Bussen für Vergehen 
Art. 102bis Abs. 1 . 
Der Höchstbetrag der Busse beträgt 150 000 Franken. Han­
delt der Täter aus Gewinnsucht, so ist der Richter an diesen 
Höchstbetrag nicht gebunden. 
Art. 102bis Abs. 2 
Für die Bemessung der Busse gilt Artikel 34 Absatz 2 nStGB 
sinngemäss. 
Art. 102bis Abs. 3 
Für den Vollzug der Busse gilt Artikel 35 nStGB sinngemäss. 
Art. 102bis Abs. 4 
Soweit der Verurteilte die Busse nicht bezahlt und sie auf 
dem Betreibungsweg (Art. 35 Abs. 3 nStGB) nicht einbring­
lich ist, wandelt das Gericht sie in Freiheitsstrafe um. 100 
Franken entsprechen einem Tag Freiheitsstrafe. 
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Art. 102bis Abs. 5 _ 
Kann der Verurteilte die Busse nicht bezahlen, weil sich 
ohne sein Verschulden die für die Bemessung massgeben­
den Verhältnisse seit dem Urteil erheblich verschlechtert ha­
ben, so kann er dem Gericht beantragen, den Vollzug der 
Ersatzfreiheitsstrafe zu sistieren und stattdessen: 
a. die Zahlungsfrist bis zu 24 Monaten zu verlängern; oder 
b. die Busse herabzusetzen; oder 
c. gemeinnützige Arbeit anzuordnen. 
Art. 102bis Abs. 6 
Ordnet das Gericht gemeinnützige Arbeit an, so sind die Ar­
tikel 37, 38 und 39 Absatz 2 nStGB anwendbar. Vorbehalten 
bleibt Artikel 102ter. 
Art. 102bis Abs. 7 
Soweit der Verurteilte die Busse trotz verlängerter Zahlurigs­
frist oder herabgesetztem Betrag nicht bezahlt oder die ge­
meinnützige Arbeit trotz Mahnung nicht leistet, wird die Er­
satzfreiheitsstrafe vollzogen. 
Art. 102ter Titel 
Gemeinnützige Arbeit 
Art. 102ter Abs. 1 

- Das Gericht kann mit Zustimmung des Täters anstelle einer 
Freiheitsstrafe von weniger als sechs Monaten oder einer 
Busse gerrieinnützige Arbeit von höchstens 720 Stunden an­
ordnen. 
Art. 102terAbs. 2 
Vier Stunden gemeinnützige Arbeit entsprechen einem Tag 
Freiheitsstrafe oder einer Busse von 100 Franken. 
Art. 102ter Abs. 3 
Die Artikel 37 Absatz 2, 38 und 39 Absätze 1 und 3 nStGB 
gelten sinngemäss. 

Ch. llbis 
Proposition de Ja minorite 
{Stamm, Baumann J. Alexander, Fluri, Hochreutener, lmfeld, 
Joder, Mathys, Pagan) 
Titre 
La loi federale du 19 decembre 1958 sur la circulation rou­
liere (RS 7 41.01) est modifiee comme suit: 
Art. 102bis titre 
Amendes en cas de delits 
Art. 102bis a/. 1 
Le montant maximum de l'amende s'eleve a 150 000 francs. 
Si le delinquant a agi par cupidite, le juge ne sera pas lie par 
ce maximum. 
Art. 102bis a/. 2 
L'article 34 alinea 2 nCP est applicable par analogie a la fi­
xation du montant de l'amende. 
Art. 102bis al. 3 
L'article 35 nCP est applicable par analogie au recouvre­
ment de l'amende. 
Art. 102bis al. 4 
Dans la mesure oll le condamne ne paie pas l'amende et 
que celle-ci n'est pas recouvrable par la voie de la poursuite 
pour dettes (art. 35 al. 3 nCP), le juge la convertit en une 
peine privative de liberte, 100 francs correspondant a un jour 
de peine privative de liberte. 
Art .. 102bis al. 5 
Si le condamne ne peiut pas payer l'amende parce que, sans 
sa faute, les circonstances qui ont determine la- fixation du 
montant de l'amende se sont notablement deteriorees de­
puis le jugement, il peut demander au juge de suspendre 
l'execution de la peine privative de liberte et a la place: 
a. soit de porter le delai de paiement a 24 mois au plus; 
b. seit de reduire le montant de l'amende; 
c. soit d'ordonner un travail d'interet general. 
Art. 102bis al. 6 
Si le juge ordonne un travail d'interet general, les articles 37, 
38 et 39 alinea 2 nCP sont applicables. L'article 102ter est 
reserve. 
Art. 102bis al. 7 
La peine privative de liberte de substitution est executee 
dans la mesure oll le condamne ne s'acquitte pas de 
l'amende malgre la prolongation du del<!-i de paiement ou la 
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reduction du montant de l'ameride ou encore s'il n'execute 
pas, malgre un avertissement, Je travail d'interet general. 
Art. 102ter titre 
Travail d'interet general 
Art. 102ter al. 1 
A Ja place d'une peine privative de liberte de moins de six 
mois ou d'une amende, Je juge peut ordonner, avec l'accord 
de l'auteur, un travail d'interet general de 720 heures au 
plus. 
Art. 102ter al. 2 
Quatre heures de travail d'interet general correspondent a 
un jour de peine privative de liberte ou a une amende de 100 
francs. 
Art. 102ter a/. 3 
Les articles 37 alinea 2, 38 et 39 alineas 1 et 3 nCP sont ap­
plicables par analogie. 

Stamm Luzi (V, AG): Es geht nun um das Strassenverkehrs­
gesetz. Aber wir kehren eigentlich zurück zum Problem 
Geldstrafe, Busse bzw. zur Problematik bedingte Geldstra­
fen. Ich muss Ihnen in aller Klarheit sagen: Wir haben 
heute - z.B. am 15. März 2006 - ein absolut funktionieren­
des Strafrechtssystem. Wir haben eine Praxis, die hat sich 
zehntausendfach bewährt; es gibt Bussen und kleine Ge­
fängnisstrafen, das ist überhaupt kein Problem. Wenn jetzt in 
der vorherigen Diskussion über Artikel 42 Absatz 4 gesagt 
wurde, wir hätten heute schon eine Schnittstellenproblema­
tik, sage ich: Nein, wir haben heute keine Problematik, denn 
wenn Sie schwerere Delikte zu beurteilen haben, können 
Sie immer auch schwerere Strafen verhängen. Nur neu 
schaffen wir Probleme. 
Ich bitte Sie, bleiben Sie zumindest im Strassenverkehrs­
recht - das ist der Antrag der Minderheit - beim bewährten 
System. Es darf ja nicht sein, dass sich Tausende und Aber­
tausende von Juristen von Genf bis Romanshorn künftig so­
gar beim Strassenverkehr fragen müssen, was das Parla­
ment wohl meinte, als es diese Revision beschloss. 
Ein Dank geht an die Verwaltung. Was Sie jetzt auf den letz­
ten beiden Seiten der Fahne vor sich haben, sieht zwar kom­
pliziert aus, ist aber ganz einfach. Es bedeutet einfach, be­
züglich Strassenverkehr beim heutigen System zu bleiben. 
Die Verwaltung hat dies, obwohl sie materiell natürlich ande­
rer Meinung ist, verdankenswerterweise so formuliert, dass 
ein Bleiben beim bisherigen System im Bereich Strassenver­
kehr mögli9h würde, wenn wir entsprechend abstimmten. 
Nun zum praktischen Problem. Ich habe gesagt, es gebe 
heute in der Praxis keine Probleme. Ich bitte Sie, sich folgen­
des Beisp_iel vor Augeri zu halten: Wenn jemand mit einem · 
tausendfach vorkommenden Sachverhalt kommt, er sei z. B. 
zu schnell oder in angetrunkenem Zustand gefahren, dann 
kann ihm jeder fachkundige Jurist sagen, mit welcher Strafe 
er zu rechnen habe. Das ist bewährte Praxis, es besteht kein 
Handlungsbedarf, 
Ich frage die Spezialisten im Raum, ich frage den Bundesrat: 
Was werden wir künftig jemandem sagen, der auf uns zu­
kommt und z. B. sagt, er sei mit 0,9 Promille im Blut in eine 
Kontrolle geraten? Mit welcher Strafe muss er rechnen? Was 
werden wir ihm sagen? Schauen Sie sich bitte noch einmal 
Artikel 42 an. Werden wir ihm sagen, er bekomme eine be­
dingte Geldstrafe, die mit einer unbedingten Geldstrafe oder 
mit einer Busse kombiniert sei? Oder kriegt er eine gemein­
nützige Arbeit verhängt oder, wenn er diese ablehnt, wieder 
eine bedingte Strafe? Oder werden wir ihm, was am wahr­
scheinlichsten ist, sagen müssen, der Richter werde am 
Schluss so viele Fragezeichen haben, dass er zurück zum 
alten System gehen und ihm einfach eine Busse geben 
werde, vielleicht sogar kumuliert? Was werden wir tun, was 
werden wir sagen? Tausende von Leuten werden nicht 
wissen, was das Parlament mit dieser Revision gewollt 
hat. 
Herr Vischer, ich habe heute schon zwei-, dreimal eine Be­
merkung an Sie gerichtet. Es geht in diesem Zusammen­
hang gar nicht um die Frage «links oder rechts» - das haben 
Sie auch nicht so gesagt. Es geht aber auch nicht um die 
Frage «schärfere Bestrafung oder weniger scharfe Bestra-

fung». Sie können mit dem heutigen System die Höhe der 
Strafen ja durchaus hinaufschrauben, wenn Sie das wollen; 
das ist ja kein Problem. Es geht aber hier um die Logik und 
die Rechtssicherheit. Wir dürfen dieses mangelhafte System 
keinesfalls beim Strassenverkehr einführen, auf den der Lö­
wenanteil sämtlicher Bussen entfällt. Das würde an Willkür 
grenzen, das brächte Rechtsunsicherheit, man könnte nicht 
mehr sagen, was der Gesetzgeber gewollt hat. · 
Ich komme noch zu einem zweiten, ausserordentlich wichti­
gen Punkt, über den ich vorher nicht gesprochen habe: Es 
ist der gewaltige Mehraufwand für alle Beteiligten. Ich frage 
meine Kollegen und den Bundesrat noch einmal: Wie wer­
den die Gerichte diesen Aufwand bewältigen? Was werden 
die Gerichte mit einer Person machen, die viel verdieht hat 
und nun soeben pensioniert worden ist? Was werden die 
Gerichte mit einer Frau machen, die einen vermögenden 
Ehemann hat? Wie werden sie diese bestrafen? Was für 
Geldstrafen werden sie verhängen? Was werden die Ge­
richte mit einem einkommenslosen Studenten machen, der 
sagt, er habe Anspruch auf eine niedrige Geldstrafe, weil er 
überhaupt kein Geld habe? Was werden die Gerichte ma­
chen, wenn die Leute von der ersten zur zweiten Instanz und 
bis vor Bundesgericht gehen und sagen, letztes und vorletz­
tes Jahr hätten sie als Selbstständigerwerbende zwar viel 
verdient, aber jetzt verdienten sie praktisch nichts mehr? Die 
Gerichte werden faktisch zu Steuerbehörden, die einen un­
heimlichen Aufwand betreiben müssen. Das darf nicht sein. 
Herr Kollege Glasson hat in seiner vorherigen Wortmeldung 
gesagt, wir führten hier eine technische Diskussion. Es mag 
so sein. Es mag sein, dass die Parlamentsmitglieder, die 
sich nicht beruflich mit dieser Thematik beschäftigen müs­
sen, auch jetzt vieles nicht verstanden haben. Aber Sie wer­
den mir attestieren müssen, dass es doch nicht normal ist, 
dass wir 2002 einen Gesetzestext erlassen haben, bei dem 
jetzt selbst die Spezialisten der Verwaltung finden, er sei 
nicht tragbar. Es ist doch auch nicht normal, dass nun der 
Ständerat eine Bestimmung ohne Diskussion beschlossen 
hat, die als «Unding» bezeichnet wurde und von der schon 
gar niemand mehr spricht, weil sie widersinnig ist. 
Und nun ist - wiederum von Herrn Vischer - sinngemäss 
einfach gesagt worden, wir hätten in der Kommission im 
Rahmen des zeitlich Möglichen über eine bessere Lösung 
gesprochen. Es ist leider aber wieder eine extrem schlechte 
Variante. 
Bitte nehmen Sie das Geldstrafensystem aus dem Strassen­
verkehr heraus, und geben Sie dem Ständerat die Möglich­
keit, diese Problematik noch einmal näher anzuschauen. · 

Marty Kälin Barbara (S, ZH): Herr Stamm, Sie haben vorhin 
gesagt, es komme einer und sage: «Ich habe 0,9 Promille 
gehabt, was für eine Strafe bekomme ich?» Hängt das nicht 
davon ab, was ich mit diesen 0,9 Promille mache? Wenn ich 
nach Hause ins Bett gehe, .dann ist das ja wohl kaum straf­
bar. 

Stamm Luzi (V, AG): Da haben Sie Recht. Wenn jemand 
kommt und sagt: «Ich bin mit 0,9 Promille gefahren», kann 
ich ihm heute sagen: «Du bekommst zwischen 7 und 14 Ta­
gen Gefängnis bedingt, du hast mit einer Busse von viel­
leicht 1000 bis 3000 Franken zu rechnen.» Was werde ich 
ihm in Zukunft sagen? Allein eine Diskussion zwischen uns 
zweien würde eine Stunde dauern. Es wird Zehntausende 
von Fällen geben, und die Tausende von Juristen, die sich 
damit beschäftigen müssen, werden Zehntausende und 
mehr Stunden verbringen, nur um den Unsinn auszubaden, 
den wir jetzt beschliessen. 

Präsidentin (Egerszegi-Obrist Christine, erste Vizepräsi­
dentin): Die CVP-Fraktion und die SP-Fraktion teilen mit, 
dass sie den Antrag der Minderheit ablehnen. 

Huber Gabi (RL, UR): Beim Minderheitsantrag Stamm geht 
es darum, im Bereich der Vergehen nach dem Strassenver­
keh rsgesetz auf einen Wechsel vom Bussensystem auf die 
Geldstrafe im Tagessatzsystem zu verzichten. Die Umset-
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zung des Antrages läuft auf zwei parallele Strafensysteme 
hinaus. Sie unterscheiden sich nicht in Bezug auf den Auf­
wand, der den Strafverfolgungsbehörden für die Strafzumes­
sung entsteht. Sie sehen jedoch gezwungenermassen für 
analoge Strafen, nämlich Geldstrafe beziehungsweise Bus­
se, unterschiedliche Umrechnungsschlüssel vor. Die Geld­
strafe kann für den Bereich der SVG-Delikte nicht'ohne sehr 
grosse Umwälzungen durch die Busse ersetzt werden. Die 
vorliegenden Anträge zur Änderung des SVG machen deut­
lich, dass letztlich das ganze Strafensystem mit einbezogen 
werden muss. 
Einige Fragen bleiben zudem offen, zum Beispiel welches 
der Systeme zur Anwendung kommen soll, wenn jemand, 
was oft vorkommt, gleichzeitig sowohl die Strassenverkehrs­
regeln verletzt als auch gegen das StGB verstösst. Das führt 
zu einer neuen Schnittstellenproblematik zwischen dem 
SVG und dem übrigen Strafrecht. Auch kann die Busse nach 
heutigem System nur unbedingt ausgefällt werden. Wird sie 
im SVG anstelle der Geldstrafe vorgesehen, so werden bis 
zu einem Strafmass von sechs Monaten keine bedingten 
und keine teilbedingten Strafen mehr möglich sein. Das be­
deutet, dass die Schnittstelle zu den bereits schwereren Ver­
gehen angehoben wird. 
So sympathisch der Minderheitsantrag Stamm auf den er­
sten Blick wirkt, ist er eben letzten Endes keine wirkliche Lö­
sung, sodass wir Ihnen Ablehnung empfehlen. 

Vischer Daniel (G, ZH): Es geht nicht darum, ob der Antrag 
der Minderheit Stamm sympathisch ist oder nicht. Es geht 
darum, was wir hier überhaupt machen. Wir revidieren eine 
Revision des Allgemeinen Teils des Strafgesetzbuches, und 
dieser Allgemeine Teil gilt auch für alle Nebenstrafgesetze, 
mithin auch für das SVG. Es wäre widersinnig, wenn wir den 
Allgemeinen Teil revidieren würden, die Geldstrafe neu ein­
führen würden, aber erklären würden, dieser Allgemeine Teil 
gelte für einen der wichtigsten Bereiche, in dem Geldstrafen 
und Bussen aufgezählt werden, nicht. So würde sich der Ge­
setzgeber i"n einem gewissen Sinne selbst ad absurdum füh­
ren. Da müsste er nämlich sagen: Wir haben zwar eine gros­
sartige Revision durchgeführt, aber dort, wo die Frage 
Geldstrafen und Bussen hauptsächlich zum Tragen kommt, 
gilt sie nicht. 
Nun ist es drei Minuten vor zwölf oder schon darüber. Wir 
haben das neue System sanktioniert. Jetzt können wir doch 
nicht im Ernst sagen: Aber wir haben es nicht so ernst ge­
meint, für das Strassenverkehrsgesetz sollen andere Grund­
sätze gelten. Aus der Anlage des Allgemeinen Teils und sei­
ner Wirkung muss der Antrag der Minderheit Stamm von mir 
aus gesehen zwingend abgelehnt werden. 
Ich kann Ihnen zubilligen, dass Sie vielleicht damals schon 
gegen das neue System mit den Geldstrafen und der Kas­
kade waren. Nur können Sie natürlich etwas, das Sie da­
mals im Allgemeinen Teil bekämpft haben und das nun be­
schlossen ist, nicht im Nachhinein noch einmal bekämpfen, 
indem Sie es im wichtigsten Anwendungsbereich, im SVG, 
nicht mehr einführen wollen. Ich räume ein, dass es tatsäch­
lich Schnittstellenprobleme geben kann und wohl auch ge­
ben wird. Ich bin aber nicht Ihrer Meinung, dass unsere Ge­
richte und Vollzugsbehörden, die diese Bussen und 
Geldstrafen sprechen werden, derart krass überfordert sein 
werden. Es wird sich relativ schnell eine einheitliche Praxis 
ergeben. Ich bin auch nicht so sicher, dass das Problel'n im 
Anwendungsfall so kompliziert ist, wie Sie es heute darstel-

. len. . 
Vor diesem Hintergrund wäre es geradezu fatal, Sie würden 
heute dem Antrag der Minderheit Stamm zustimmen; denn 
damit würden Sie signalisieren, dass Sie die Revision des 
Allgemeinen Teils - Geldstrafen ·und Bussen - für «abver­
reckt» halten. Und das war ja bis jetzt nicht Ihre Meinung. 

Blocher Christoph, Bundesrat:. Der Antrag der Minderheit 
Stamm betrifft das Strassenverkehrsgesetz. Es ist so, dass 
in Sachen Übergang, bei dem man im gesamten Strafge­
setzbuch Freiheitsstrafen durch Geldstrafen ersetzt, die mei­
sten Fälle im Gesetz natürlich beim Strassenverkehr vor-
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kommen. Die Gegner dieser Änderung im Strafgesetzbuch -
ich gehörte ursprünglich auch dazu - wollen das jetzt beim 
Strassenverkehrsgesetz ändern. 
Aber ich muss Ihnen sagen: Über diese Frage ist damals 
halt so diskutiert und abgestimmt worden; man hat sich da­
mals eben entschlossen, dieses Geldstrafensystem einzu­
führen. Man kann das Strassenverkehrsgesetz jetzt nicht 
einfach herausnehmen. Man müsste dann die Vorlage zu­
rücknehmen und auch den Allgerrieinen Teil so anpassen, 
dass er in jeder Beziehung damit übereinstimmt. Denn es 
gibt natürlich auch im Strassenverkehrsgesetz Grundsätze, 
namentlich zu schweren Strafen, wo dann der Allgemeine 
Teil des Strafgesetzbuches eine Rolle spielen würde. 
Darum sind wir der Meinung, dass wir auf diesen Vorschlag 
nicht eintreten können. Es wäre eine Rückgängigmachung 
in einem wichtigen Teil, nämlich indem man dort das Geld­
strafensystem wieder ausser Kraft setzt und es nur in ande­
ren Teilen einführt. Das müssen diejenigen, die damals, 
2002, unterlegen sind, jetzt halt billigen. 
Wir sind also nicht für Zustimmung zu diesem Minderheits­
antrag. 

Amherd Viola (C, VS), für die Kommission: Kollege Stamm 
will mit seinem Minderheitsantrag bei Strassenverkehrsdelik­
ten das heutige Bussensystem beibehalten und auf eine 
Einführung der Geldstrafe im Tagessatzsystem, welche für 
das Strafgesetzbuch beschlossen wurde, verzichten. Auf­
grund der Einwände von Kollege Stamm wurde der System­
wechsel schon bei den Beratungen zur Revision des Allge­
meinen Teils des Strafgesetzbuches diskutiert. Es wurde 
sowohl in der Kommission für Rechtsfragen wie auch im Ple­
num intensiv darüber gesprochen, und es wurde abgelehnt, 
das Bussensystem beizubehalten, bzw. man hat sich für die 
Einführung des Geldstrafensystems entschieden und ausge­
sprochen. 
Bei der vorliegenden Gesetzesanpassung wurde der Antrag 
Stamm in der Kommission für Rechtsfragen auch abgelehnt, 
und zwar mit 12 zu 8 Stimmen und aus folgenden Gründen: 
Der Antrag leistet keinen Lösungsbeitrag zur Schnittstellen­
problematik. Die Mehrheit der Kommission ist der Ansicht, 
dass der Vorschlag das ganze System sogar noch verkom­
plizieren würde, indem ein Richter bei gewissen Fällen 
gleichzeitig das heutige Bussensystem und das neue Geld­
strafensystem anwenden müsste. Die Verwirrung wäre dann 
noch grösser und die Arbeit des Richters noch kompli­
zierter. 
Aus diesen Gründen beantragt Ihnen die Kommission, den 
Minderheitsantrag Stamm abzulehnen. 

Glasson Jean-Paul (RL, FR), pour Ja commission: La mino­
rite Stamm propose de renoncer a infliger aux auteurs d'in­
fractions a la loi federale sur Ja circulation rouliere une peine 
pecuniaire en jours-amende et de continuer a appliquer a 
l'avenir un systeme similaire a celui des amendes actuelle­
ment en vigueur. Celle question avait deja ete largement 
etudiee en 2000 et 2001, d'abord an commission, puis au 
conseil, et la solution actuelle l'avait emporte, car les regles 
determinantes pour la fixation de la peine pecuniaire sont 
plus transparentes et ne different pas de celles valant pour 
fixer le montan! des amendes. 
La majorite de la commission vous propose de rejeter la pro­
position de la minorite Stamm. Celle-ci aboutit a avoir deux 
systemes paralleles de sanctions, avec de grands· boule­
versements a la cle, et aussi de nouvelles questions ouver­
tes, avec la remise an cause du systeme des sanctions, et 
de nouveaux problemes de delimitation: est-ce une atteinte 
a la loi federale sur la circulation rouliere? au Code penal? 
ou aux deux? On n'est pas au baut de la discussion. II faul 
de plus bier'l voir qu·e si l'on adopte la proposition de la mino­
rite Stamm, il y a fort a parier qu'on n'arrivera pas a rnettre 
an vigueur la modification de ca jour au 1 er janvier 2007. Or 
je crois qua cela presse et qu'il faul maintenant que l'on aille 
de l'avant avec cette revision, meme si c'est la revision de la 
revision. 
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Nous avons apporte deux modifications dans ce conseil, a 
l'article 42 alinea 4 et a l'article 371 alineas 1 et 3bis. Mais je 
crois que ce sont des modifications qui ne poseront aucun 
probleme au Conseil des Etats et nous pourrions donc aller 
au vote final sur cet objet a la fin de cette session. 
Je vous prie donc vivement de repousser la proposition de la 
minorite Stamm. 
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Jutzet Erwin (S, FR), für die Kommission: Was haben Tsche­
chien, Lettland und die Schweiz gemeinsam? Sie sind nicht 

. alle drei bei der Fussball-WM dabei, hingegen haben sie alle 
drei bei der Eishockey-WM und auch bei der Olympiade mit­
gemacht. Tschechien und Lettland haben noch etwas ande­
res gemeinsam: Beide Länder haben im Verlaufe des letzten 
Jahres mit der Schweiz ein Abkommen über polizeiliche Zu­
sammenarbeit betreffend Bekämpfung der Kriminalität abge­
schlossen. Es geht dabei unter anderem um die organisierte 
Kriminalität, den Terrorismus und dessen Finanzierung, 
Menschenhandel und Menschenschmuggel, Drogenhandel, 
Kinderpornografie, Geldfälscherei und Geldwäscherei, Auto­
diebstähle, Korruption, Computerkriminalität und anderes 
mehr. 
Diese Abkommen reihen sich ein in eine Serie bereits abge­
schlossener ähnlicher Verträge mit allen fünf Nachbarstaa­
ten der Schweiz, aber auch mit Ungarn und Slowenien. Un­
terzeichnet sind auch Abkommen mit Mazedonien, Albanien 
und Rumänien.· Weitere Interessen für Abkommen beste­
hen. EffekUv bestehen in Europa ausserhalb des Sehengen-

Raums hinsichtlich dieser Abkommen Lücken, namentlich in 
Bezug auf die anderen baltischen Staaten Litauen und Est­
land, aber auch in Bezug auf Polen, die Slowakei, Kroatien, 
Moldawien, Ex-Jugoslawien, Kosovo und Bulgarien. Ich 
nehme an, dass das Justizdepartement daran ist, auch mit 
diesen Ländern die Lücken zu schliessen. 
Es geht um Standardverträge, die über die Statuten von In­
terpol hinausgehen. Sie schliessen namentlich auch im Be­
reich des Datenschutzes Lücken. Im Wesentlichen geht es 
um rechtsverbindliche Kooperationsinstrumente in den Be­
reichen Zuständigkeit, Verfahrensabläufe, Kooperationsfor­
men und Datenschutzstandards. Es geht um Rechtssicher­
heit auf diesem Gebiet. 
Die Kommission für Rechtsfragen hat diese beiden Abkom­
men einstimmig, ohne Gegenstimmen also, angenommen, 
und sie empfiehlt Ihnen, das Gleiche zu tun. 

Pagan Jacques (V, GE), pour la commission: Un seul et 
meme message du Conseil federal, emis en date du 3 juin 
2005, invite les chambres a ratifier les deux arretes federaux 
portant approbation, et de l'Accord entre la Confederation 
suisse et la Republique tcheque sur la cooperation policiere 
en matiere de lutte contre des infractions du 31 mai 2005, et 
de l'Accord entre la Confederation suisse et la Republique 
de Lettonie sur la cooperation policiere en matiere de lutte 
contre la criminalite du 23 mai 2005. 
Ces deux derniers Etats, faut-il le rappeler, font partie des 
dix nouveaux membres de l'Union europeenne auxquels la 
Suisse a etendu, suite a la votation du 25 septembre 2005, 
le benefice de l'Accord sur la libre circulation des personnes 
qu'elle a conclu avec ladite union. 
Les deux arretes federaux concernes ont obtenu le soutien 
unanime du Conseil des Etats lors de sa seance pleniere du 
5 octobre dernier, apres avoir re<;:u un appui tout aussi unan­
ime de sa Commission des affaires juridiques. II en a ete de 
meme au sein de la commission de votre conseil, qui a etu­
die ce double objet lors de sa seance du 13 janvier 2006, se­
ance ·au cours de laquelle eile a procede a l'audition de 
Monsieur Jean-Luc Vez, directeur de l'Office federal de la 
police, et de Monsieur Arnold Bolliger, directeur adjoint dudit 
office. 
La commission vous invite ainsi, a l'unanimite, a adopter les 
deux arretes federaux en consideration des elements sui­
vants. 
1. La conclusion de ces deux accords de police, qui contien­
nent des dispositions similaires, s'inscrit dans le cadre de la 
cooperation bilaterale que la Confederation entretient avec 
les Etats de l'Espace Sehengen et font suite, a ce titre, a 
ceux deja passes avec d'autres Etats non voisins comme la 
Hongrie et la Slovenie. 
2. Comme l'explique le Conseil federal dans son message, 
ces deux accords reglent la cooperation internationale entre 
les autorites de police competehtes en vertu du droit natio­
nal de chaque pays et ameliorent la cooperation existante 
avec Interpol en matiere d'echange d'informations et de don­
nees policieres, taut en respectant les principes regissant la 
protection des donnees . 
Ces accords prevoient ainsi la possibilite d'une cooperation 
ponctuelle au-dela des reglementations prevues par lnter­
pol,.par exemple la constitution de groupes communs d'ana­
lyse et d'investigation, mais ils ne touchent pas a la re­
partition actuelle des competences entre les autorites de 
justice et de police. De son cöte, la repartition des com­
petences entre la Confederation et les cantons et entre ces · 
derniers n'est pas affectee. Enfin, la cooperation policiere 
dans le cadre de delits politiques, militaires et fiscaux est ex­
clue. 
3. Alors, pourquoi la Lettonie et la Republique tcheque? La 
Lettonie revet· une grande importance pour la Suisse, en 
particulier dans la lutte contre les organisatiohs criminelles 
des Etats de la Communaute des Etats independants. Les 
autorites de police fettones sont riches d'une longue experi-. 
ence dans fa detection de ces organisations et dans la lutte 
qu'elfes feur opposent. Elle.s maitrisent la langue russe et 
connaissent bien les institutions etatiques et les procedures 
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Ainsi, le Parlement aura toutes les cartes en main pour se 
prononcer dans Je courant de 2007 sur la conception du re­
censement 201 O de la population. II .n'en resultera aucun 
prejudice dans l'intervalle, puisqu'il sera encore temps de 
preparer un recensement selon la formule traditionnelle, 
comme en l'an 2000. Par contre, si le recensement doit etre 
modernise, l'harnionisation des registres des habitants ris­
que de ne pas etre realisee a temps pour 201 O. Cela vaut 
aussi bien pour la variante soutenue par le Conseil federal 
que pour celle privilegiee par les cantons. 

03.016 

Bundesgesetz 
über den Datenschutz. 
Übereinkommen 
zum Schutz des Menschen. 
Beitritt der Schweiz 
Loi federale 
sur la protection des donnees. 
Convention 
pour la protection des personnes. 
Adhesion de la Suisse · 

Differenzen - Divergences . 
Botschaft des Bundesrates 19.02.03 (8812003 2101) 
Message du Conseil federal 19.02.03 (FF 20031915) 

Nationalrat/Conseil national 10.03.04 (Erstrat - Premier Conseil) 

Ständerat/Conseil des Etats 03.06.04 (Zweitrat - Deuxieme Conseil) 

Nationalrat/Conseil national 06.10.05. (Differenzen - Divergences) 

Ständerat/Conseil des Etats 14.12.05 (Differenzen - Divergences) 

Nationalrat/Conseil national 09.03.06 (Differenzen - Divergences) 

Ständerat/Conseil des Etats 22.03.06 (Differenzen - Divergences) 

Nationalrat/Conseil national 24.03.06 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Ständerat/Conseil des Etats 24.03.06 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Text des Erlasses 1 (BBI 2006 3547) 
Texte de l'acte legislatif 1 (FF 2006 3421) 

Text des Erlasses 2 (8812006 3649) 
Texte de l'acte legislatif 2 (FF 2006 3521) 

1. Bundesgesetz über den Datenschutz 
1. Lai federale sur la protection des donnees 

Art. 7b; 34 Abs. 1; Ziff. III 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschiuss des Nationalrates 

Art. 7b; 34 al. 1; eh. III 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil n·ational 

Wicki Franz (C, LU), für die Kommission: Der Nationalrat hat 
dieses Geschäft am 9. März 2006 behandelt. Es verblieb 
eine Differenz, nämlich bei Artikel 7b, mit der entsprechen­
den Anpassung in Artikel 34 Absatz 1 und in Ziffer III. Es 
geht um die Informationspflicht bei automatisierten Einzel· 
~ntscheiden, bei Computerentscheiden. Der Nationalrat hat 
diese Bestimmung zweimal abgelehnt, beim zweiten Mal mit 
95 zu 61 Stimmen. Der Ständerat hatte diese Bestimmung in 
der ersten Runde mit 19 zu 13 Stimmen gutgeheissen. 
In der Kommission für Rechtsfragen haben wir diese Bestim­
mung nochmals diskutiert. Es wurde einerseits darauf hinge­
wiesen, dass es gute Gründe gibt, an unserem Beschluss· 
festzuhalten. Andererseits wurde die Frage des Aufwandes 
und Ertrages dieser Bestimmung gestellt, und es wurde auf 
die· Argumentation hingewiesen, die zur ablehnenden Hal­
tung des Nationalrates geführt hatte. Aufgrund des Stim­
menverhältnisses im Nationalrat kam Ihre Kommission 
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schliesslich zum Schluss, sich dem Nationalrat anzuschlies­
sen. Dieser Entscheid wurde mit 5 zu 3 Stimmen gefällt. 
Namens der Kommission beantrage ich Ihnen also, sich bei 
den Differenzen dem Nationalrat anzuschliessen. 

Blocher Christoph, Bundesrat: Es handelt sich hier nicht um 
eine sehr bedeutungsvolle Angelegenheit. Es geht darum, 
ob man es den Betroffenen mitteilen müsse oder nicht, wenn 
Entscheide mittels Maschinen, vor allem natürlich elektroni­
schen, getroffen werden. Wir haben Verständnis, wenn Sie 
sich dem Nationalrat anschliessen, damit das Gesetz auch 
bereinigt ist. 

Angenommen - Adopte 

05.060 

Schweizerisches Strafgesetzbuch 
und Militärstrafgesetz. 
Korrekturen am Sanktions-
und Strafregisterrecht 
Code penal suisse 
et Code penal militaire. 
Correctifs en matiere de sanctions 
et casier judiciaire 

Differenzen - Divergences 
Botschaft des Bundesrates 29.06.05 (881 2005 4689) 
Message du Conseil federal 29.06.05 (FF 2005 4425) 

Ständerat/Conseil des Etats 14.12.05 (Erstrat- Premier Conseil) 

Nationalrat/Conseil national 09.03.06 (Zweitrat - Deuxieme Conseil) 

Nationalrat/Conseil national 15.03.06 {Fortsetzung - Suite) 

Ständerat/Conseil des Etats 22.03.06 (Differenzen - Divergences) 

Ständerat/Conseil des Etats 24.03.06 (Schlussabstimmung- Vote final) 

Nationalrat/Conseil national 24.03.06 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Text des Erlasses (881 2006 3557) · 
Texte de l'acte legislatif (FF 2006 3431) 

Schweizerisches Strafgesetzbuch und Militärstrafgesetz 
Code penal suisse et Code penal militaire 

Schweiger Rolf (RL, ZG), für die Kommission: Ihre· Kommis­
sion für Rechtsfragen hat sich bei beiden materiellen Diffe­
renzen dem Nationalrat angeschlossen. Es handelt sich bei 
diesen Differenzen in der einen Sache um eine echte Diffe­
renz, in der anderen Sache um eine unechte Differenz. Ich 
werde bei den einzelnen Bestimmungen darauf zurückkom­
men. 

Art. 42 Abs. 4 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Besc_hluss des Nationalrates 

Art. 42 al. 4 
Proposition de /a commission 
Adherer ala decision du Conseil national 

Schweiger Rolf (RL, ZG), für die Kommission: Bei Artikel 42 
Absatz 4 geht es um eine Sache, die weite Kreise unserer 
Bevölkerung interessiert und auch tangieren könnte. Es ist 
eine rechtlich und rechtsdogmatisch extrem komplexe Ange­
legenheit, weshalb versucht werden musste, eine pragmati­
sche, vernünftige Lösung zu finden. 
Ich versuche, lhner:i ganz kurz darzustellen, wo die Proble­
matik liegt: Es gibt verschiedene Arten von Delikten. Hier in­
teressieren uns zwei davon: Es gibt Übertretungen, das sind 
relativ kleine Delikte, und es gibt Vergehen, die bereits einen 
etwas schwereren Gehalt haben. Die Sanktionen für diese 
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beiden Arten von Delikten sind nun im Gesetz unterschied­
lich geregelt. Übertretungen werden nebst Haft in aller Regel 
mit Busse bestraft. Nach dem neuen Strafgesetzbuch ist es 
bei den Vergehen so, dass eine Freiheitsstrafe, eine Geld­
strafe oder eine gemeinnützige Arbeit als Strafen ausge­
sprochen werden können. 
Das nun hier zur Diskussion stehende Problem besteht 
darin, dass eine Busse immer unbedingt ausgesprochen 
werden muss, eine Geldstrafe dagegen bedingt aufgescho­
ben werden kann. In der Praxis hat dies zur Folge, dass je­
mand, der ein leichteres Delikt, also eine Übertretung, be­
geht, die über ihn verhängte Busse tatsächlich bezahlen 
muss. Derjenige, der ein schwereres Delikt begeht, also ein 
Vergehen, kriegt zwar auch eine Geldstrafe, kann aber die 
Bezahlung aufschieben. 
Ich erkläre Ihnen dies anhand eines praktischen Beispieles: 
Wenn Sie .im Strassenver!<ehr die Geschwindigkeit zum Bei­
spiel um 12 Stundenkilometer überschreiten, wird gegen Sie 
eine Busse ausgesprochen, die Sie tatsächlich bezahlen 
müssen. Fahren Sie nun 25 Stundenkilometer zu schnell 
und würde allein das gelten, was wir früher bei der Neurevi­
sion des Strafgesetzes beschlossen haben, würde zwar 
auch eine Geldstrafe in Franken - unter Umständen eine hö­
here - ausgesprochen, aber sie würde aufgeschoben. Kon­
kret müssten Sie diese Geldstrafe zumindest vorübergehend 
nicht bezahlen, sondern würden erst dann zu einer Zahlung 
verpflichtet, wenn Sie dieses Delikt, dieses zu schnelle Fah­
ren, wiederholen würden. In der breiten Öffentlichkeit würde 
das nicht verstanden. Es würde nicht verstanden, dass je­
mand, der etwas weniger Schlimmes. begeht, in Tat und 
Wahrheit Geld bezahlen müsste, jemand aber, der ein 
schwereres Delikt begeht, nicht - zumindest nicht im Mo­
ment - in den Geldsäcke! greifen müsste. 
Schon bei der Revision des Strafgesetzes, die wir vor zwei, 
drei Jahren abgeschlossen haben, wurde vorgesehen, dass 
eine bedingte Strafe bei einem Vergehen mit einer Geld­
strafe verbunden werden kann. Auch das hätte jedoch noch 
nicht die Lösung gebracht, und zwar darum, weil die Mas­
sentauglichkeit der ganzen Deliktarten ni.cht berücksichtigt 
worden wäre. Was meine ich damit? Es gibt heute in der 
Schweiz unter dem geltenden Strafrecht ungefähr 20 000 
Vergehen, die mit einer bedingten Freiheitsstrafe bestraft 
werden und bei denen parallel zu dieser bedingten Freiheits­
strafe eine Busse ausgefällt wird. Ihnen sind diese Delikte 
bekannt; es geht vor allem um solche im Strassenverkehr. In 
Zukunft ist die Verhängung einer bedingten Freiheitsstrafe 
nicht mehr oder nur noch selten möglich. Man wird zu ande­
ren Sanktionsmöglichkeiten greifen; der Richter hat andere 
Sanktionsmöglichkeiten, zum Beispiel eine bedingte Geld­
strafe oder eine bedingte gemeinnützige Arbeit. 
Was nun der Bundesrat bei der Revision der Revision des 
Strafgesetzbuches vorgeschlagen hat, ist, dass man nebst 
einer bedingten Strafe auch eine Busse verhängen kann. 
Das heisst, dass man bei dieser grossen Anzahl von Fällen 
mehr oder weniger routinemässig, je nach Deliktskategorie, 
je nach Schwere, mehr oder weniger schematisch gewisse 
Bussen verhängen kann, die auch tatsächlich bezahlt wer­
den müssen. 
Der Nationalrat hat dies nun etwas weiter gefasst bezie­
hungsweise etwas eingeschränkt. Er sieht nämlich vor, dass 
neben einer Strafe, die für das Vergehen als solches ausge­
sprochen wurde, eine unbedingte Geldstrafe - also nach 
Taggeldsätzen - oder aber auch eine Busse verhängt wer­
den kann. Es würde zu weit führen, die rechtsdogmatischen 
Probleme und die Schnittstellen, was genau der Unterschied 

. zwischen Busse und Geldstrafe ist usw., hier im Einzelnen 
zu erörtern. Zu Ihrer Information und für Ihre Entscheidung 
diene nur folgender Hinweis: Durch diese nun gewählten 
Formulierungen wird dem Richter eine grössere Bandbreite 
gewährt, solche Taten, die relativ häufig vorkommen, flexibel 
bestrafen zu können. Es wird ihm auch die Möglichkeit gege­
ben, im Einzelfall von grösseren Abklärungen bezüglich der 
Persönlichkeit oder der finanziellen Situation des Beklagten 
abzusehen und gerade bei Massendelikten eine Busse zu 

verhängen, die mehr oder weniger schematisch hergeleitet 
werden kann. · 
Diese Vereinfachung der strafprozessualen Vorgehensweise 
erachtet Ihre Kommission als richtig und beantragt Ihnen 
deshalb, dem Nationalrat zu folgen und diese erste Differenz 
zu bereinigen. 

Blocher Christoph, Bundesrat: Wir sind der Meinung, dass 
die Fassung, die der Nationalrat beschlossen hat, die Ihre 
Kommission als gangbare Lösung betrachtet und die der 
Bundesrat jetzt auch unterstützt, die beste Formulierung ist. 
Man muss natürlich wissen, dass es solche Schnittstellen 
schon heute gibt: Es kann sein, dass jemand wegen eines 
kleineren Deliktes etwas bezahlen muss und dass ein ande­
rer eben keine Strafe erfährt, die er antreten oder bezahlen 
müsste, weil die Strafe bedingt ausgesprochen wird. 
Aber in diesem Fall wäre es wirklich nicht gut, wenn wir so 
viele Schnittstellen hätten; im Hinblick auf das Kriterium der 
Massentauglichkeit wäre es zudem eine unpraktische Me­
thode - es gibt ungefähr 20 000 solche Urteile in einem 
Jahr. Das wäre wirklich nicht der Weisheit letzter Schluss. 
Darum bitten wir Sie auch vom Bundesrat aus, dem Be­
schluss des Nationalrates und dem Antrag Ihrer Kommission 
zuzustimmen. 

Angenommen - Adopte 

Art. 371 Abs. 1, 3bis 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 371 al. 1, 3bis 
Proposition de la commission 
Adherer a la dec.ision du Conseil national 

Schweiger Rolf (RL, ZG), für die Kommission: Hier geht es 
um eine unechte Differenz. Was meine ich damit? 
Nachdem das Strafgesetz revidiert worden war, reichte der 
Kanton Tessin eine Initiative ein mit dem Ersuchen, es 
möchten in sogenannten Privatauszügen nebst Verbrechen 
auch Vergehen erscheinen. Privatauszüge sind diejenigen 
Strafregisterauszüge, die Sie bei der Polizei bestellen kön­
nen, um sie beispielsweise einem Gesuch beizulegen oder 
im Zusammenhang mit einer Anstellung dem zukünftigen Ar­
beitgeber vorzulegen. 
Wir haben, wie dies auch der Nationalrat getan hat, dieser 
Standesinitiative Folge gegeben. Der Bundesrat hat es dann 
übernommen, diese Initiative des Kantons Tessin umzuset­
zen, war aber aus zeitlichen Gründen noch nicht in der Lage, 
bei der Erstberatung der Revisicin des Strafgesetzbuches 
seine Vorschläge bereits der ständerätlichen Kommission für 
Rechtsfragen und damit unserem Rat zu unterbreiten, hat 
aber gesagt, dass er dies bei der Beratung im Nationalrat 
tun würde. · 
Dies ist zwischenzeitlich geschehen. Der Nationalrat hat die 
Umsetzung der Initiative des Kantons Tessin beschlossen. 
Ihre Kommission für Rechtsfragen hat sich einstimmig dem 
Beschluss des Nationalrates angeschlossen. Zu Ihrer Orien­
tierung diene, dass in Zukunft einerseits Verbrechen im pri­
vaten Strafregisterauszug erscheinen, andererseits aber 
auch alle Vergehen, ob sie nun niit einem Berufsverbot ver­
bunden sind oder nicht, und dass sich zusätzlic~ Übertretun­
gen, welche mit einem Berufsverbot verbunden wurden, aus 
diesem Strafregisterauszug ersehen lassen. 
Der Kerngedanke der Initiative des Kantons Tessin - und da­
mit unterdessen auch der beiden Kommissionen für Rechts­
fragen und des Nationalrates - ist der, dass es richtig ist, . 
beispielsweise bei Anstellungen zu wissen, ob Delikte be­
gangen wurden, die gegebenenfalls für das Arbeitsverhältnis 
und für ähnliche Situationen relevant sein könnten. Eine ge­
wisse Schranke ist in der Weise eingebaut, dass dann, wenn 
eine bedingte Strafe verhängt wurde, eine Löschung im 
Strafregister und damit auch ein Nicliterscheinen im Auszug 
die Folgen sind, nämlich dann, wenn die Probezeit für eine 
solche bedingt ausgefällte Strafe abgelaufen ist. 
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Ihre Kommission für Rechtsfragen beantragt Ihnen also, 
dem Nationalrat zu folgen. 

Blocher Christoph, Bundesrat: Der Kanton Tessin hat hier 
auf einen Mangel beim verabschiedeten Allgemeinen Teil 
des Strafgesetzbuches hingewiesen, der wirklich besteht. 
Vor allem Leute, die bei der Anstellung einen Auszug brin­
gen müssen, könnten zu Unrecht davon profitieren, dass Ur­
teile wegen Vergehen nicht enthalten sind. 
Darum sind wir der Meinung, dass das, was jetzt beschlos­
sen ist, eine wesentliche Verbesserung ist, und unterstützen 
den Beschluss des Nationalrates und den Antrag Ihrer Kom­
mission. 

Angenommen - Adopte 

Ziff. II Art. 36 Abs. 4 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Ch. II art. 36 al. 4 
Proposition de fa commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

05.074 

Grenzüberschreitende 
organisierte Kriminalität 
und Zusatzprotokolle gegen 
Mens.~henhandel und Schlepperei. 
. Uno-Ubereinkommen 
Criminalite transnationale organisee 
et protocoles additionnels 
contre la traite des personnes 
et le trafic illicite de migrants. 
Convention des Nations Unies 

Erstrat - Premier Conseil 
Botschaft des Bundesrates 26.10.05 (881 2005 6693) 
Message du Conseil federal 26.10.05 (FF 2005 6269) 

StänderaVConseil des Etats 22.03.06 (Erstrat - Premier Conseil) 

Wicki Franz (C, LU), für die Kommission: Die organisierte Kri­
minalität zeigt zunehmend grenzüberschreitende Auswirkun­
gen. Sie hat sich zu einem der grossen Probleme der inter­
nationalen Politik entwickelt. Auch die Schweiz ist von dieser 
Problematik nicht verschont geblieben. Sie hat deshalb in 
den vergangenen Jahren verschiedene gesetzgeberische 
Massnahmen ergriffen; insbesondere wurdEm· die Geldwä­
scherei, die Korruption und die Unterstützung oder Beteili­
gung an einer kriminellen Organisation strafrechtlich erfasst. 
Das geschah mit Bestimmungen, welche die Strafbarkeit 
schon auf einen sehr frühen Zeitpunkt der Vorbereitungs­
handlungen verlegen. Die Möglichkeit zur Beschlagnah­
mung und zur Einziehung von Erträgen, welche deliktisch 
erworben wurden, wurde erheblich verstärkt. Es wurde die 
strafrechtliche Verantwortlichkeit der juristischen Personen 
für entsprechende Delikte eingeführt. 
Auf gesetzgeberischer Ebene steht die Schweiz im interna­
tionalen Vergleich somit sehr gut· da. Wie der Bundesrat in 
der Botschaft betont, ist die Situation in der Schweiz auch 
nicht so, dass die staatlichen Instanzen von der organisier­
ten Kriminalität durchdrungen wären. Aber trotzdem besteht 
ein Risiko, dass kriminelle Organisationen die hohe Dienst­
leistungsqualität unseres Finanzplatzes missbrauchen könn-
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ten. Daher gilt es im Rahmen eines Uno-Übereinkommens 
ein wirksames Instrument zu schaffen. 
Mit der vorliegenden Botschaft beantragt Ihnen der Bundes­
rat zur Genehmigung: erstens das Uno-übereinkommen ge­
gen die grenzüberschreitende organisierte Kriminalität, 
zweitens das Zusatzprotokoll zur Verhütung, Bekämpfung 
und Bestrafung des Menschenhandels, insbesondere des 
Frauen- und Kinderhandels, und drittens das Zusatzprotokoll 
gegen die Schlepperei von Migranten auf dem Land-, See­
und Luftweg. 
Bisher gab es noch kein weltweites Instrument, das spezifi­
sche Massnahmen zur Bekämpfung der grenzüberschrei­
tenden organisierten Kriminalität zum Gegenstand hatte. Mit 
dem vorliegenden Übereinkommen wird diese Lücke ge­
schlossen. Es verhindert Unterschiede zwischen den Geset­
zessystemen. Für die Schweiz bedeutet dies keine neuen 
Standards. Die Konvention zwingt aber die anderen Staaten, 
die ihr beitreten, sich auf einen ähnlichen Standard hin zu 
entwickeln. Sie verbessert und intensiviert die Zusammenar­
beit unter den Staaten, um die grenzüberschreitende organi­
sierte Kriminalität besser bekämpfen zu können. 

· Das Uno-übereinkommen ist seit dem 20. September 2003 
in Kraft und ist. bisher von 116 Staaten ratifiziert worden. Das 
Zusatzprotokoll gegen den Menschenhandel ist seit dem 25. 
Dezember 2003 in Kraft und ist bisher von 95 Staaten ratifi­
ziert worden. Das Zusatzprotokoll gegen den Menschen­
schmuggel ist seit dem 28. Januar 2004 in Kraft und ist bis­
her von 85 Staaten ratifiziert worden. 
Das geltende schweizerische Recht genügt den Ansprüchen 
des Ubereinkommens und der beiden Zusatzprotokolle weit­
gehend. Mit dem Inkrafttreten der Neufassung von Arti­
kel 182 StGB, der Sie am letzten Montag zugestimmt ha­
ben - das ist der revidierte Tatbestand des Menschenhan­
dels -, wird auch die letzte Lücke im schweizerischen Recht 
geschlossen, Damit genügt unser Recht den Anforderungen 
der Konvention und der Zusatzprotokolle vollumfänglich. Die 
Ratifikation des Übereinkommens und der Zusatzprotokolle 
hat also für die Schweiz keine grösseren Konsequenzen auf 
gesetzgeberischer, finanzieller und organisatorischer Ebe­
ne. 
Abschliessend kann ich festhalten, dass die Schweiz durch 
die Ratifikation des Übereinkommens und der beiden Zu­
satzprotokolle einen wichtigen Beitrag zur wirksamen Be- . 
kämpfung des organisierten Verbrechens auf internationaler 
Ebene leisten kann. Es liegt zudem in unserem Interesse, 
dass bei uns geltende Standards, insbesondere für die 
Bekämpfung der Geldwäscherei oder der grenzüberschrei­
tenden Korruption, auch von anderen Staaten respektiert 
werden; dies nicht zuletzt auch mit Blick auf die Wettbe­
werbsfreiheit unter den Staaten. 
Namens der einstimmigen Kommission bitte ich Sie, dem 
Bundesbeschluss zuzustimmen und die drei völkerrechtli­
chen Verträge zu genehmigen. 

Blocher Christoph, Bundesrat: Ich kann mich vollumfänglich 
den Ausführungen des Kommissionssprechers anschliessen 
und bitte Sie, die drei Verträge zu genehmigen. 

Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen 
L 'entree en matiere est decidee sans opposition 

Bundesbeschluss über die Genehmigung des Uno­
Übereinkommens gegen die grenzüberschreitende 
organisierte Kriminalität, des ·Zusatzprotokolls zur Ver­
hütung, Bekämpfung und Bestrafung des .Menschen­
handels, insbesondere des Frauen- und Kinderhandels, 
und des Zusatzprotokolls gegen die Schlßpperei von 
Migranten auf dem Land-, See- und Luftweg 
Arrete federal concernant l'approbation de la Con­
vention des Nations Unies contre Ja criminalite trans­
nationale organisee, de son Protocole additionnel visant 
a prevenir, reprirner et punir la traite des personnes, en 
particulier des femmes et des enfants, ainsi que de son 
Protocole additionnel contre Je trafic illicite de migrants 
par terre, air et mer 
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05.030 

Strafnorm 

Conseil des Etats 

über den Menschenhandel. 
Kinderrechtskonvention. 
Änderung 
Norme penale relative 
a la traite d'etres humains. 
Convention relative aux droits 
de l'enfant. Modification 

Schlussabstimmung - Vote final 

Botschaft des Bundesrates 11.03.05 (BBI 2005 2807) 
Message du Conseil federal 11.03.05 (FF 2005 2639} 

Nationalrat/Conseil national 13.12.05 (Erstrat - Premier Conseil) 

Ständerat/Conseil des Etats 20.03.06 (Zweitrat - Deuxieme Conseil) 

Nationalrat/Conseil national 24.03.06 (Schlussabstimmung - Vote final} 

Ständerat/Conseil des Etats 24.03.06 (Schlussabstimmuhg - Vote final} 

Text des Erlasses (BBI 2006 3643} 
Texte de l'acte legislatif (FF 2006 3515) 

Bundesbeschluss über die Genehmigung und die 1,Jm­
~etzung des Fakultativprotokolls vom 25. Mai 2000 zum 
Ubereinkommen über die Rechte des Kindes, betreffend 
den Verkauf von Kindern, die Kinderprostitution und die 
Kinderpornografie 
Arrete federal sur l'approbation et la mise en oeuvre du 
Protocole facultatif du 25 mai 2000 se rapportant a la 
Convention relative aux droits de l'enfant, concernant la 
vente d'enfa_nts, la prostitution des enfants et la porno­
graphie mettant en scene des enfants 

Abstimmung - Vote 
Für Annahme des Entwurfes .... 44 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 
(0 Enthaltungen) 

05.049 

Bekämpfung der Kriminalität. 
Abkommen mit Lettland 
und Tschechien 
Lutte contre la criminalite. 
Accords avec la Lettonie 
et la Republique tcheque 

Schlussabstimmung - Vote final 

Botschaft ·des Bundesrates 03.06.05 (BBI 2005 3979} 
Message du Conseil federal 03.06.05 (FF 2005 3765) 

Ständerat/Conseil des Etats 05.10.05 (Erstrat- Premier Conseil) 

Nationalrat/Conseil national 15.03.06 (Zweitrat - Deuxieme Conseil) 

Ständerat/Conseil des Etats 24.03.06 (Schlussabstimm1,mg - Vota firial) 

Nationalrat/Conseil· national 24.03.06 (Schlussabstimmung - Vota final} 

Text des Erlasses 1 (BBI 2006 3653) 
Texte de l'acte legislatif 1 (FF 2006 3525) 

Text des Erlasses 2 (BBI 2006 3651) 
Texte de l'acte legislatlf 2 (FF 2006 3523) 

1. Bundesbeschh,iss über die Genehmigung des Abkom­
mens zwischen der Schweizerischen Eidgenossen­
schaft llnd der Tschechischen Republik über die polizei­
liche Zusammenarbeit bei der Bekämpfung strafbarer 
Handlungen 

302 24 mars 2006 

1. Arrete federal portant approbation de l'Accord entre 
la Confederation suisse et la Republique tcheque sur Ja 
cooperation policiere en matiere de lutte contre des in­
fractions 

Abstimmung - Vote 
. Für Anaahme des Entwurfes .... 44 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 
(0 Enthaltungen) 

2. Bundesbeschluss über die Genehmigung des Abkom­
mens zwischen der Schweizerischen Eidgenossen­
schaft und der Republik Lettland über die polizeiliche 
Zusammenarbeit bei der Bekämpfung der Kriminalität 
2. Arrete federal portant approbation de l'Accord entre 
la Confederation suisse et la Republique de Lettonie sur 
la cooperation policiere en matiere de lutte contre la cri­
minalite 

Abstimmung - Vote 
Für Annahme des Entwurfes .... 44 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 
(0 Enthaltungen) 

05.060 

S~hweizerisches Strafgesetzbuch 
und Militärstrafgesetz. 
Korrekturen am Sanktions-
und Strafregisterrecht 
Code penal suisse 
et Code penal militaire. 
Correctifs en matiere de sanctions 
et casier judiciaire 

Schlussabstimmung - Vote final 
Botschaft des Bundesrates 29.06.05 (BBI 2005 4689) 
Message du Conseil federal 29.06.05 (FF 2005 4425) 
Ständerat/Conseil des Etats 14.12.05 (Erstrat - Premier Conseil) 

Nationalrat/Conseil national 09.03.06 (Zweitrat - Deuxieme Conseil) 

Nationalrat/Conseil national 15.03.06 (Fortsetzung - Suite) 

Ständerat/Conseil des Etats 22.03.06 (Differenzen - Divergences) 

Ständerat/Conseil des Etats 24.03.06 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Nationalrat/Conseil national 24.03.06 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Text des Erlasses (BBI 2006 3557) 
Texte de l'acte legislatif (FF 2006 3431) 

Schweizerisches Strafgesetzbuch und Militärstrafgesetz 
Code penal suisse et Code penal militaire 

Abstimmung - Vote 
Für Annahme des Entwurfes .... 34 Stimmen 
Dagegen .... 9 Stimmen 
(1 Enthaltung) 
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05.030 

Strafnorm 
über den Menschenhandel. 
Kinderrechtskonvention. 
Änderung 
Norme penale relative 
a la traite d'etres humains. 
Convention relative aux droits 
de l'enfant. Modification 

Schlussabstimmung - Vote final 
Botschaft des Bundesrates 11.03.05 (BBI 2005 2807) 
Message du Conseil federal 11.03.05 (FF 2005 2639) 

Nationalrat/Conseil national 13.12.05 (Erstrat - Premier Conseil) 

Ständerat/Conseil des Etats 20.03.06 (Zweitrat- Deuxieme Conseil) 

Nationalrat/Conseil national 24.03.06 (Schlussabstimmung- Vote final) 

StänderatiConseil des Etats 24.03.06 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Text des Erlasses (BBI 2006 3643) 
Texte de l'acte legislatif (FF 2006 3515) 

Bundesbeschluss uber die Genehmigung und die Um­
setzung des Fakultativprotokolls vom 25. Mai 2000 zum 
Übereinkommen über die Rechte des Kindes, betreffend 
den Verkauf von Kindern, die Kinderprostitution und die 
Kinderpornografie 
Arrete federal sur I'approbation et la mise en oeuvre du 
Protocole facultatif du 25 mai 2000 se rapportant a la 
Convention relative aux droits de I'enfant, concernant Ia 
vente d'enfants, la prostitution des enfants et Ia porno­
graphie mettant en scene des enfants 

Abstimmung - Vote 
(namentlich - nominatif: Beilage - Annexe 05.030/3119) 
Für Annahme des Entwurfes .... 192 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

05.049 

Bekämpfung der Kriminalität. 
Abkommen mit Lettland · 
und Tschechien 
Lutte contre la criminalite. 
Accords avec la Lettonie 
et la Republique tcheque 

Schlussabstimmung - Vote final 
Botschaft des Bundesrates 03.06.05 (BBI 2005 3979) 
Message du Conseil federal 03.06.05 (FF 2005 3765) 

Ständerat/Conseil des Etats 05.10.05 (Erstrat - Premier Conseil) 

Nationalrat/Conseil national 15.03.06 (Zweitrat- Deuxieme Conseil) 

Ständerat/Conseil des Etats 24.03.06 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Nationalrat/Conseil national 24.03.06 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Text des Erlasses 1 (BBI 2006 3653) 
Texte de l'acte legislatif 1 (FF 2006 3525) 

Text des Erlasses 2 (BBI 2006 3651) 
Texte de l'acte legislatif 2 (FF 2006 3523) 

1. Bundesbeschluss über die Genehmigung des Abkom­
mens zwischen der Schweizerischen Eidgenossen­
schaft und der Tschechischen Republik über die polizei­
liche Zusammenarbeit bei der Bekämpfung strafbarer 
Handlungen 
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1. Arrete federal portant approbation de l'Accord entre 
Ia Confederation suisse et la Republique tcheque sur la 
cooperation policiere en matiere de lutte contre des in­
fractions 

Abstimmung - Vote 
(namentlich:-- nominatif: Beilage -Annexe 05.049/3120) 
Für Annahme des Entwurfes .... 186 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

2: Bundesbeschluss über die Genehmigung des Abkom­
mens zwischen der Schweizerischen Eidgenossen­
schaft und der Republik Lettland über die polizeiliche 
Zusammenarbeit bei der Bekämpfung der Kriminalität 
2. Arrete federal portant approbation de l'Accord entre 
la Confederation suisse et la Republique de Lettonie sur 
la cooperation policiere en matiere de lutte contre la cri­
minalite 

Abstimmung - Vote 
(namentlich - nominatif: Beilage - Annexe 05.049/3121) 
Für Annahme des Entwurfes .... 186 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

05.060 

Schweizerisches Strafgesetzbuch 
und Militärstrafgesetz. 
. Korrekturen am Sanktions­
und Strafregisterrecht 
Code penal suisse 
et Code penal militaire. 
Correctifs en matiere de sanctions · 
et casier judiciaire 

Schlussabstimmung - Vote final 
Botschaft des Bundesrates 29.06.05 (BBI 2005 4689) 
Message du Conseil federal 29.06.05 (FF 2005 4425) 

Ständerat/Conseil des Etats 14.12.05 (Erstrat - Premier Conseil) 

Nationalrat/Conseil national 09.03.06 (Zweitrat - Deuxieme Conseil) 

Nationalrat/Conseil national 15.03.06 (Fortsetzung- Suite) 

Ständerat/Conseil des Etats 22.03,06 (Differenzen - Divergences) 

Ständerat/Conseil des Etats 24.03.06 (Schlussabstimmung - Vote final) 

· Nationalrat/Conseil national 24.03.06 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Text des Erlasses (BBI 2006 3557) 
Texte de l'acte legislatif (FF 2006 3431) 

Schweizerisches Strafgesetzbuch und Militärstrafgesetz 
Code penal suisse et Code penal militaire 

Vischer Daniel (G, ZH): Ich spreche zu diesem Geschäft 
und zum nächstel'l, Sportveranstaltungen, Hooligan-Gesetz. 
Bei beiden Geschäften empfiehlt Ihnen die grüne Fraktion, 
Nein zu stimmen. 
Zur StGB-Revision: Sie bringt eine unzulässige Verschär­
fung des Veiwahrungsrechtes. Zum einen wird der Anlas­
.statbestand ausgeweitet - also schon- dort findet eine Ver­
schärfung statt -, zum anderen erhält di.e Rechtsfigur der 
nachträglichen Verwahrung neu Einkehr in unser Strafrecht, 
eine Rechtsfigur, die fragwürdig ist. Es ist davon auszuge­
hen, dass die Rechtsfigur der nachträglichen Verwahrung 
kaum je EMRK-konform wird angewandt werden können, 
weil immer eler Rechtsgrundsatz «ne bis in idem» im Vorder­
grund steht. Auf der einen Seite haben wir also das Damo­
klesschwert der EMRK und in gewissem Sinne auch eines 
Verfassungsgrundsatzes, das über dieser Norm schwebt, 
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zum anderen kann es aber auch sein, dass diese Norm gar 
nicht das erfüllt, was von ihr erwartet wird. Wäre zweites der 
Fall, so wäre es Gesetzgebung der Simulation; auch das 
lehnen wir ab. 
Falsch ist, dass hier dem Druck von Strafvollzugsbehörden 
nachgegeben wird. Normierung im strafrechtlichen Bereich 
verlangt Sorgfalt und darf nicht auf Alltagslaunen Rücksicht 
nehmen. Es sind die nötigen Güterabwägungen vorzuneh­
men. Deswegen sagen wir Nein. 
Wir bekämpfen a,ber als Fraktion auch das neue sogenannte 
Hooligan-Gesetz. Dieses Gesetz ist zum einen in klarer 
Weise verfassungswidrig, wie wir meinen. Der Bund ist nicht 
zuständig. Daran ändert auch die zeitliche Terminierung 
nichts. Zum anderen bringt dieses Gesetz fragwürdige Ein­
schränkungen der persönlichen Freiheit. Letztlich ist es doch 
so: Die Unfähigkeit der Kantone und mancher Städte, die 
bestehenden Gesetze klar und hart zu vollziehen, führt zu 
neuen, unnötigen, unbrauchbaren und verfassungsrechtlich 
fragwürdigen Verschärfungen. Weniger Gejammer und mehr 
Handeln, statt immer nach neuen Gesetzen zu rufen, wäre 
eher angebracht. Mit diesem Gesetz wird auch der Uefa ein 
unnötiges Gesetz gewissermassen auf dem Tablett serviert. 
Wir huldigen offenbar auch hier einem gewissen Sportpopu­
limus. 
Lehnen Sie auch dieses Gesetz ab. 

Abstimmung - Vote 
(namentlich - nominatif; Beilage - Annexe 05.060/3122) 
Für Annahme des Entwurfes .... 129 Stimmen 
Dagegen .... 64 Stimmen 

05.065 

Sportveranstaltungen. 
Massnahmen 
gegen Gewaltpropaganda 
und gegen Gewalt. 
Bundesgesetz 
Manifestations sportives. 
Mesures contre la propagande 
incitant a la violence 
et contre la violence. 
Loi federale 

Schlussabstimmung - Vote final 
Botschaft des Bundesrates 17.08.05 (BBI 2005 5613) 
Message du Conseil federal 17.08.05 (FF 2005 5285) 

Nationalrat/Conseil national 15.12.05 (Erstrat - Premier Conseil) 

Nationalrat/Conseil national 15.12.05 (Fortsetzung-Suite) 

Ständerat/Conseil des Etats 07.03.06 (Zweitrat - Deuxieme Conseil) 

Nationalrat/Conseil national 09.03.06 (Differenzen - Divergences) 

Nationalrat/Conseil national 24.03.06 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Ständerat/Conseil des Etats 24,03.06 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Text des Erlasses (BBI 2006 3539) 
_Texte de l'acte legislatif (FF 2006 3413) 

Bundesgesetz über Massnahmen zur Wahrung der inne- · 
ren Sicherheit 
Loi federale instituant des mesures visant au maintien 
de la sürete interieure 

Abstimmung - Vote 
(namentlich - nominatif; Beilage.-.Annexe 05.065/3123) 
Für Annahrl'le des Entwurfes .... 136 Stimmen 
Dagegen .... 48 Stimmen 

05.068 

Bundesgesetz über die Meteorologie 
. und Klimatologie 
Loi federale sur la meteorologie 
et la climafologie 

Schlussabstimmung - Vote final 
Botschaft des Bundesrates 31.08.05 (BBI 2005 5413) 
Message du Conseil federal 31.08.05 (FF 2005 5095) 

Ständerat/Conseil des Etats 13.12.05 (Erstrat- Premier Conseil) 

Bericht UREK-NR 23 01 06 
Rapport CEATE-CN 23 OJ 06 
Nationalrat/Conseil national 14.03.06 (Zweitrat- Deuxieme Conseil) 

Ständerat/Conseil des Etats 24.03.06 (Schlussabstimmung - Vote iinal) 

Nationalrat/Conseil national 24.03.06 (Schlussabstimmung - Vote final) · 

Text des Erlasses {BBI 2006 3537) 
Texte de l'acte legislatif (FF 2006 3411) 

Bundesgesetz über die Meteorologie und Klimatologie 
Loi federale sur la meteorologie et la climatologie 

Abstimmung - Vote 
(namentlich..,.. nominatif; Beilage.,.. Annexe 05.068/3124) 
Für Annahme des Entwurfes .... 190 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

05.087 

Aussenwirtschaftspolitik. 
Bericht 2005 
Politique economique exterieure. 
Rapport 2005 

Schlussabstimmung - Vote final 
Bericht und Botschaften des Bundesrates 11.01.06 (BBI 2006 1665) 
Rapport et messages du Conseil federal 11.01.06 (FF 2006 1635) 

Ständerat/Conseil des Etats 07.03.06 (Erstrat - Premier Conseil) 

Nationalrat/Conseil national 15.Ö3.06 {Zweitrat - Deuxieme Conseil) 

Ständerat/Conseil des Etats 24.03.06 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Nationalrat/Conseil national 24.03.06 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Text des Erlasses 3 (BBI 2006 3563) 
Texte de l'acte legislatif 3 {FF 2006 3437) 

3. Bundesgesetz über die Neuregelung der Bericht­
erstattung auf dem Gebiet der Aussenwirtschaftspolitik 
3. Loi federale relative a la nouvelle reglementation con­
cernant le rapport sur la politiqu·e economique ex­
terieure 

Abstimmung - Vote . 
(namentlich - nominatif; Beilage -Annexe 05.087/3125) 
Für Annahme des Entwurfes .... 189 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 
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Schweizerisches Strafgesetzbuch 
und Militärstrafgesetz 
(Korrekturen am Sanktions- und Strafregisterrecht) 

Änderung vom 24. "März 2006 

Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft, 

nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates vom 29. Juni 20051, 

beschliesst: 

I 

Das Strafgesetzbuch2 in der Fassung vom 13. Dezember 20023 wird wie folgt geän­
dert: 

Art. 42 Abs. 4 

4 Eine bedingte Strafe kann mit einer unbedingten Geldstrafe oder mit 
einer Busse nach Artikel 1 06 verbunden werden. 

Art. 59 Abs. 3 

3 Solange die Gefahr besteht, dass der Täter flieht oder weitere Strafta­
ten begeht, ·wird er in einer geschlossenen Einrichtung behandelt. Er 
kann auch in einer Strafanstalt nach Artikel 76 Absatz 2 behandelt 
werden, sofern die nötige therapeutische Behandlung durch Fachper­
sonal gewährleistet ist. 

Art. 64 Abs. 1 Einleitungssatz, 2 und 3 

I Das Gericht ordnet die Verwahrung an, wenn der Täter einen Mord, 
eine vorsätzliche Tötung, eine schwere Körperverletzung, eine Ver­
gewaltigung, einen Raub, eine Geiselnahme, eine Brandstiftung, eine 
Gefährdung des Lebens oder eine andere mit einer Höchststrafe von 
fünf oder mehr Jahren bedrohte Tat begangen hat, durch die er die 
physische, psychische oder sexuelle Integrität einer andern Person 
schwer beeinträchtigt hat oder beeinträchtigen wollte, und wenn: 

2 Der Vollzug der Freiheitsstrafe geht der Verwahrung voraus. Die 
Bestimmungen über die bedingte Entlassung aus der Freiheitsstrafe 
(Art. 86:-88) sind nicht anwendbar. 

1 BBl 2005 4689 
2 SR311.0 
3 AS 2006 3459 

2005-1306 3539 
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Prüfung der 
Entlassung 

Besondere 
Sicherheitsmass­
nahmen 

3540 

3 Ist schon während des Vollzugs der Freiheitsstrafe zu erwarten, dass 
der Täter sich in Freiheit bewährt, so verfügt das Gericht die bedingte 
Entlassung aus der Freiheitsstrafe frühestens auf den Zeitpunkt hin, an 
welchem der Täter zwei Drittel der Freiheitsstrafe oder 15 Jahre 
der lebenslänglichen Freiheitsstrafe verbüsst hat. Zuständig ist das 
Gericht, das die Verwahrung angeordnet hat. Im Übrigen ist Arti­
kel 64a anwendbar. 

Art. 64b 

I Die_ zuständige Behörde prüft auf Gesuch hin oder von Amtes 
wegen: 

a. mindestens einmal jährlich, und erstmals nach Ablauf von 
zwei Jahren, ob und wann der Täter aus der Verwahrung 
bedingt entlassen werden kann (Art. 64a Abs. 1 ); 

b. mindestens alle zwei Jahre, und erstmals vor Antritt der Ver­
wahrung, ob die Voraussetzungen für eine stationäre therapeu­
tische Behandlung gegeben sind und beim zuständigen Gericht 
entsprechend Antrag gestellt werden soll (Art. 65 Abs. 1 ). 

2 Die zuständige Behörde trifft die Entscheide nach Absatz 1 gestützt 
auf: 

a. einen Bericht der Anstaltsleitung; 

b. eine unabhängige sachverständige Begutachtung im Sinne von 
Artikel 56 Absatz 4; 

c. die Anhörung einer Kommission nach Artikel 62d Absatz 2; 

d. die Anhörung des Täters. 

Art. 65 Abs. 2 

2 Ergibt sich bei einem Verurteilten während des Vollzuges der Frei­
heitsstrafe aufgrund neuer Tatsachen oder Beweismittel, dass die 
Voraussetzungen der Verwahrung gegeben sind und im Zeitpunkt der 
Verurteilung bereits bestanden haben, ohne dass das Gericht davon 
Kenntnis haben konnte, so kann das Gericht die Verwahrung nach­
träglich anordnen. Zuständigkeit und Verfahren bestimmen sich nach 
den Regeln, die für die Wiederaufnahme gelten. 

Art. 75a 

1 Die Kommission nach Artikel 62d Absatz 2 beurteilt im Hinblick auf 
die Einweisung in eine offene Strafanstalt und die Bewilligung von 
Vollzugsöffnungen die Gemeingefährlichkeit des Täters, wenn: 

a. dieser ein Verbrechen nach Artikel 64 Absatz 1 begangen hat; 
und 
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b. die Vollzugsbehörde die Frage der Gemeingefährlichkeit des 
Gefangenen nicht eindeutig beantworten kann. 

2 Vollzugsöffnungen sind Lockerungen im Freiheitsentzug, nament­
lich di~ Verlegung in eine offene Anstalt, die Gewährung von Urlaub, 
die Zulassung zum Arbeitsexternat oder zum Wohnexternat und die 

· bedingte Entlassung. 

3 Gemeingefährlichkeit ist anzunehmen, wenn die Gefahr besteht, dass 
der Gefangene flieht und eine weitere Straftat begeht, durch die er die 
physische, psychische oder sexuelle Integrität einer anderen Person 
schwer beeinträchtigt. 

Art. 90 Abs. 2bis und 4bis 

2bis Massnahmen nach den Artikeln 59-61 und 64 können in der Form 
des Wohn- und Arbeitsexternates vollzogen werden, wenn begründete 
Aussicht besteht, dass dies entscheidend dazu beiträgt, den Zweck 
der Massnahme zu erreichen, und wenn keine Gefahr besteht, dass 
der Eingewiesene flieht oder weitere Straftaten begeht. Artikel 77 a 
Absätze 2 und 3 gilt sinngemäss. 

4bis Für die Einweisung in eine offene Einrichtung und für die Bewilli­
gung von Vollzugsöffnungen gilt Artikel 75a sinngemäss. 

Art. 91 Abs. 2 Bst. c und d 

2 Disziplinarsanktionen sind: 

c. die Busse; sowie 

d. Bisheriger Bst. c 

Art. 369 Abs. 4, 4bis, 4ter und 6 

4 Urteile, die eine stationäre Massnahme neben einer Strafe oder eine 
stationäre Massnahme allein enthalten, werden von Amtes wegen 
entfernt nach: 

a. 15 Jahren bei Massnahmen nach den Artikeln 59-61 und 64; 

b. zehn Jahren bei geschlossener Unterbringung nach Artikel 15 
Absatz 2 des Jugendstrafgesetzes vom 20. Juni 20034. 

4bis Urteile, die eine ambulante Behandlung nach Artikel 63 allein ent­
halten, werden von Amtes wegen nach zehn Jahren entfernt. 

4 SR 311.1; AS 2006 3545 

3541 
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4ter Urteile, die eine Massnahme nach den Artikeln 66-67 b oder nach 
den Artikeln 48, 50 und 50a des Militärstrafgesetzes vom 13. Juni 
19275 in der Fassung vom 21. März 20036 allein enthalten, werden 
von Amtes wegen nach zehn Jahren entfernt. 
6 Der Fristenlaufbeginnt: 

a. bei Urteilen nach den Absätzen 1, 3 und 4ter: mit dem Tag, an 
dem das Urteil rechtlich vollstreckbar wird; 

b. bei Urteilen nach den Absätzen 4 und 4bis: mit dem Tag, an 
dem die Massnahme aufgehoben wird oder der Betroffene 
endgültig aus der Massnahme entlassen ist. 

Art. 371 Abs. 1 und Jbis. 

I Jede Person kann beim schweizerischen Zentralstrafregister einen sie 
betreffenden schriftlichen Auszug aus dem Strafregister anfordern. In 
diesem erscheinen Urteile wegen Verbrechen und Vergehen; Urteile 
wegen Übertretungen erscheinen nur im Auszug, wenn ein Berufsver­
bot nach Artikel 67 verhängt wurde. 

3bis Ein Urteil, das eine bedingte oder teilbedingte Strafe enthält, 
erscheint nicht mehr im Strafregisterauszug, wenn der Vemrteilte sich 
bis zum Ablauf der Probezeit bewährt hat. 

Übergangsbestimmungen Ziff. 2 sowie Ziff. 3 Abs. 2 und 3 

2. Anordnung und Vollzug von Massnahmen 

I Die Bestimmungen des neuen Rechts über die Massnahmen (Art. 56-65) und über 
den Massnahmenvollzug (Art. 90) sind auch auf die Täter anwendbar, die vor deren 
Inkrafttreten eine Tat begangen haben oder beurteilt worden sind. Jedoch gilt: 

a. Die nachträgliche Anordnung der Verwahmng nach Artikel 65 Absatz 2 ist 
nur zulässig, wenn die Verwahmng auch gestützt auf Artikel 42 oder 43 Zif­
fer 1 Absatz 2 des bisherigen Rechts möglich gewesen wäre. 

b. Die Einweisung junger Erwachsener in eine Arbeitserziehungsanstalt 
(Art. lOObis in der Fassung vom 18. März 197!7) und eine Massnahme für 
junge Erwachsene (Art. 61) dürfen nicht länger als vier Jahre dauern. 

2 Bis spätestens zwölf Monate nach Inkrafttreten des neuen Rechts überprüft das 
Gericht, ob bei Personen, die nach den Artikeln 42 oder 43 Ziffer 1 Absatz 2 des 
bisherigen Rechts verwahrt sind, die Voraussetzungen für eine therapeutische Mass­
_nahme (Art. 59-61 oder 63) erfüllt sind. Trifft dies zu, so ordnet das Gericht die 
entsprechende Massnahme an; andernfalls wird die Verwahrung nach neuem Recht 
weitergeführt. · 

5 SR 321.0 
6 AS 2006 3389 
7 AS 1971 777 
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3 . ... 

2 Bis spätestens sechs Monate nach Inkrafttreten des neuen Rechts entfernt die 
zuständige Behörde von Amtes wegen Eintragungen betreffend: 

a. Erziehungsmassnahmen ( Art. 91 in der Fassung vom 18. März 19718), aus­
genommen diejenigen, die gestützt auf Artikel 91 Ziffer 2 in der Fassung 
vom 18. März 1971 angeordnet wurden; 

b. besondere Behandlung (Art. 92 in der Fassung vom 18. März 1971); 

c. die Verpflichtung zu einer Arbeitsleistung (Art. 95 in der Fassung vom 
18. März 1971). 

3 Nach bisherigem Recht gelöschte Eintragungen erscheinen nicht mehr im Strafre­
gisterauszug für Privatpersonen. 

II 

Das Militärstrafgesetz vom 13. Juni 19279 in der Fassung vom 21. März 200310 wird 
wie folgt geändert: 

Art. 3 6 Abs. 4 

4 Eine bedingte Str!lfe kann mit einer unbedingten Geldstrafe oder mit 
einer Busse nach Artikel 60c verbunden werden. 

Übergangsbestimmungen Ziff. 2 Abs. 2 

2 . ... 

2 Nach bisherigem Recht gelöschte Eintragungen erscheinen nicht mehr im Straf­
registerauszug für Privatpersonen. 

III 

1 Dieses Gesetz untersteht dem fakultativen Referendum. 

2 Der Bundesrat bestimmt das Inkrafttreten. 

Ständerat, 24. März 2006 

Der Präsident: Rolf Büttiker 
Der Sekretär: Christoph Lanz 

8 AS 1971 777 
9 SR 321.0 
10 AS 2006 3389 

Nationalrat, 24. März 2006 

Der Präsident: Claude Janiak 
Der Protokollführer: Ueli Anliker 
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Ablauf der Referendumsfrist und Inkraftsetzung 

I Die Referendumsfrist für dieses Gesetz ist am 13. Juli 2006 unbenützt abge­
laufen.II 

2 Es wird auf den 1. Januar 2007 in Kraft gesetzt. 

5. Juli 2006 

11 BBl 2006 3557 
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Im Namen des Schweizerischen Bundesrates 

Der Bundespräsident: Moritz Leuenberger 
Die Bundeskanzlerin: Annemarie Huber-Hotz 


